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Vorwort. 

Die vorliegende Veröffentlichung bezweckt, den augenblick_ 

lichen Stand der Waldschutzbewegung in einer möglichft allgemein 

zugänglichen Form darzufiellen. Sie soll den einzelnen und die 

Körperschaften unterrichten, wie schwer der Befiand unserer Wälder 

gefährdet, und wie weit der Zusammenschluß der bedrohten Kreise 

zu ihrem Schutze bis heute gediehen ifi; sie soll zeigen, wie es 

bei dieser scheinbar nur dem Luxus und der Bequemlichkeit 

bevorzugter Schichten dienenden Bewegung tatsächlich um Gesund­

heit und Lebensfreude von Millionen Volksgenossen sich handelt. 

Sie will die Tatsache jedem einzelnen klarmachen, daß der Kampl 

für die Wälder im Umkreise der Großftädte eine der wichtigfien 

sozialen Pflichten der Gegenwart ifi, und jedem, der für diese 

gemeinnützigen Aufgaben ein Herz hat, die Möglichkeit geben, 

werbend für die Errichtung des großen Zieles mitzuarbeiten. 

Berlin. im April 1909. 

Der Berliner 
Centralausschuß für die Wald­

und Ansiedelungsfrage. 



Verhandlungen 
des 

Zweiten Berliner Waldschutztages 
am 16. Januar 1909 im Architektenhause zu Berlin. 

Der Vorsitzende des Berliner Waldschutz. 
vereins, Geheimer Medizinalrat Professor Dr. 
E wal d, eröffnet die Sitzung um 81/. Uhr. 

Vorsitzender Geheimrat Ewald: 
Meine hochverehrten Anwesenden! Meine 

Damen und Herren! Ich habe die Ehre, den 
zweiten Berliner Waldschutztag hiermit zu er­
öffnen und Ihnen zunächst für Ihr zahlreiches 
Erscheinen verbindliehst zu danken. 

Der Ansiedlungsverein Groß-Berlin, Vor­
sitzender Herr Dr. v. Mangoldt, und der Berliner 
Waldschutzverein, Vors. Geheimrat Ewald, sind 
sich in dem Wunsche begegnet, diesen zweiten 
Waldschutztag einzuberufen, und es haben sich 
angeschlossen der Bund der Deutschen Boden­
reformer, das Bureau für Sozialpolitik, die 
Deutsche Gartenstadtgesellschaft, die Landes­
gruppe Brandenburg des Bundes Heimatschutz 
und 'die Zentralkommission der Krankenkassen 
Berlins und der Vororte. Aus diesen Vereini­
gungen ist ein Ausschuß gewählt worden, der 
sich der großen Mühe und der wirklich opfer­
willigen Arbeit unterzogen hat, die notwendigen 
Vorarbeiten für diesen zweiten Berliner Wald­
schutztag zu treffen. Wir danken den Herren 
verbindliehst für die Hilfe, die sie uns geleistet 
haben. 

Das Bureau setzt sich nun zusammen aus den 
Herren Ewald und v. Mangoldt als Vorsitzen­
den, den Herren Dr. Neuhaus und Dr. Keller 
als Protokollführern und den Herren 0,. Jab­
lonski und Simanowski als Beisitzern. 

Unsere Versammlung besteht aus Delegier­
ten und Gästen. Die Delegierten sind die Ver­
treter derjenigen Vereine und Vereinigungen, 
die Sie zum Teil auf der Einladung, die Sie 
erhalten haben, verzeichnet finden. *) 

• ) V crgt. den Anhang. 

Außerdem haben wir noch die Ehre, die 
Vertreter folgender Gesellschaften zu begrußen : 

als Vertreter des Vereins für öffentliche Ge­
sundheitspflege die Herren Geheimrat Alb. 
Orth und Sanitätsrat Wallstädt, 

als Vertreter der Berliner Medizinischen Oe­
seIlschaft die Herren Geheimen Räte Orth 
und Fedor Krause, 

als Vertreter der Vereinigungen der Wald­
erholungsstätten vom Roten Kreuz Herrn 
Dr. Lennhoff, 

als Vertreter der Deutschen Botanischen Ge­
sellschaft Herrn Geheimen Oberregierungs-­
rat Engler 

und als Vertreter des Vereins zur Förderung 
des mathematischen und naturwissenschaft­
lichen Unterrichts Herrn Prof. Dr. Fedde 
und Herrn Kammergerichtsrat Hauche­
corne. 

Außerdem haben wir uns die Ehre gegeben, 
noch eine Reihe von hohen Behörden und Kor­
porationen zu dem heutigen Abend einzuladen, 
und zwar haben wir die Einladung geschickt 
an sämtliche preußische Ministerien, an die 
Berliner Handelskammer, die Aeltesten der 
Kaufmannschaft, die Potsdamer Handelskammer, 
die interessierten Kommunalbehörden, Kreis­
behörden und Polizeivorstände, klie Frak­
tionen des Abgeordnetenhauses und Herren­
hauses und an die interessierten Stadt­
verordnetenversammlungen und Gemeindever­
tretungen. 

Ich habe die Ehre, mehrere Herren aus den 
beteiligten Ministerien, als Vertreter des Ober­
präsidenten Herrn Geheimen Regierungsrat v. 
W i n t e r f eId sowie eine große Zahl von 
Vertretern Groß-Berliner Stadt- und Land­
gemeinden hier zu begrüßen . 



Als Gäste sind eine Reihe von interessierten 
Herrschaften hier erschienen, die uns alle herz­
lich willkommen sind. 

Meine verehrten Anwesenden! Das, was 
wir beklagen, was wir wünschen, und was wir 
zu erreichen hoffen, finden Sie teils auf der 
Einladung, die Ihnen zugegangen ist, aus­
gesprochen, teils in den Leitsätzen, die Ihnen 
hier mitgeteilt worden sind, enthalten. Dazu 
wird eine Reihe von vorherbestimmten Refe­
renten das Wort nehmen, alsdann wird eine 
Anzahl von Erklärungen abgegeben und damit 
auch die Diskussion eröffnet werden. Schließ­
lich wollen wir über die Leitsätze, die wir Ihnen 
vorgelegt haben, eine Abstimmung herbeiführen, 
die hoffentlich einstimmig erfolgen wird. Ich 
werde die Ehre haben, das Präsidium während 
der Referate zu führen; nachher wird mein 
verehrter Nachbar, Herr Dr. v. Mangoldt, die 
Güte haben, mich in dem Präsidium abzulösen. 

Ich möchte noch historisch bemerken, daß 
hier heute der z w e i t e Waldschutztag statt­
findet, während der er s te Waldschutztag auf 
Veranlassung des Berliner Waldschutzvereins im 
Anfang des vorigen Jahres zusammengetreten 
ist. Der Berliner Waldschutzverein wurde zu­
nächst aus rein ästhetischen Gründen ins Leben 
gerufen: es galt, die barbarische und schimpf­
liche Verschrnutzung unserer Wälder durch das 
verehrte Publikum etwas herabzumindern und 
womöglich zu verhüten. Wir sind dann durch 
die Not der Zeit und Umstände dazu veranlaßt 
worden, unsere Bestrebungen nicht nur auf den 
Schmutz, sondern auch auf den Schutz des 
Waldes (Heiterkeit) auszudehnen, und wir lassen 
auch heute noch nicht von den erstgenannten 
Bestrebungen ab, soweit es die uns leider trotz 
aller Sympathien nur spärlich zufließenden Mittel 
nach dieser Richtung hin erlauben. 

An alle aber, Korporationen und einzelne, 
die von der drohenden Waldvemichtung in 
ihren Interessen getroffen werden, ergeht heute 
von dieser Stelle der Aufruf zur Mitarbeit zu 
gemeinsamer Abwehr. Wählen Sie unter 'den 
Organisationen'), die sich zu unserem heutigen 
Waldschutztage zusammengefunden haben, und 
treten Sie derjenigen bei, von der Sie die wirk­
samste Vertretung gerade Ihres Standpunktes 
zur Wälderfrage erhoffen, und wirken Sie dann 
innerhalb dieser Körperschaften an Ihrem Teile 
mit, daß der Kampf um unsere Wälder zum 
erstrebten Ziele führe. 

Und besonders an die großen Städte im 
Lande möchte ich noch das Wort richten: "Et 
tua res agitur!" Auch eure Sache wird hier 
betrieben, auch ihr seid von den Bestrellungen 

.) Vergl. den Anhang. 
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für die Erhaltung des Waldes betroffen, und 
ihr sollt euch auch uns anschließen! 

Dann möchte ich mir schließlich nur noch 
an die Herren Redner des heutigen Abends 
eine Bitte gestatten. Folgen Sie dem alten 
bewährten Worte: "Fortiter in re, suaviter in 
modo!" Tapfer in der Sache, aber maßvoll in 
der Form! Das wird unseren guten Bestrebun­
gen am meisten nützen. 

Ich hoffe, daß unter diesem Banner der 
heutige Abend ein Merkstein und ein erheb­
licher Fortschritt in den Bestrebungen zur Er­
haltung unserer Wälder sein wird, über deren 
kulturelle, ästhetische und hygienische Bedeu­
tung nun <lie Herren Redner Ihnen das Wei­
tere mitteilen werden. 

Ich gebe zunächst das Wort dem Herrn Dr. 
Jablonski, dem Generalsekretär des Berliner 
Waldschutzvereins. 

Erster Berichterstatter Dr_ Jablonski, 
I. Sc h r i f t f ü h r erd es Be r li n er Wal d­

schutzvereins : 

"Sehr verehrte Damen! Meine Herren! Für 
diejenigen, die der Waldschutzbewegung von 
ihrem Anfange an dienen, ist es keine geringe 
Freude, Sie heute hier um die grüne Fahne 
geschart zu sehen. Die Waldschutzbewegung 
stammt nicht aus einem Herzen, nicht aus 
einem Hirn. Bei der Allgemeinheit der Liebe 
zu unseren heimischen Wäldern entstand sie 
vielmehr an verschiedenen Stellen zu gleicher 
Zeit. Gleichwohl müssen wir hier des ruhig 
organisierenden Leiters Herrn Geheimen Medi­
zinalrats Professors Dr. Ewald und des lauten 
Rufers im Streit Herrn Professors Hentig dank­
bar gedenken, ohne den Dank gegen die vielen 
zu vergessen, die öffentlich und privatim dem 
Schutze unserer Wälder ihre Arbeit widmeten. 

Die Waldschutzbewegung gliedert sich in 
zwei große Arbeitsgebiete. Das eine ist die 
Waldpflege, die Reinhaltung, die Staub­
verhütung, die Anpflanzung, die Aufforstung 
usw., das andere ist die Walderhaltung. Nur 
dem letzten Arbeitsfelde gilt unser heutiger 
zweiter Waldschutztag. 

Was die Waldschutzbewegung bisher auf 
diesem Gebiete, abgesehen von der Propaganda, 
getan hat, ist im wesentlichen vorbereitende 
Arbeit gewesen. Es klingt das, als ob es 
sehr wenig wäre; aber eine gedeihliche Tätig­
keit ist erst nach vollkommener Aufklärung 
des Gefechtsgeländes möglich_ Und vielleicht 
werden Sie arn Ende des heutigen Abends diese 
Aufklärung höher einschätzen als eben jetzt. 

Auf der einen Seite werden die Schwierig­
keiten als unüberwindbar ·hingestellt, auf der 
anderen wird die starke MaUeT als nur mit 



gutem Willen und im Schwunge der Begeiste­
rung überspringbar angesehen. Beides erscheint 
bei reiflicher Ueberlegung falsch. Die Tatsache, 
vor der wir stehen, ist die, daß mehr und immer 
mehr Wald abgeholzt und teils als Bauland, teils 
als Straßenland verwendet wird, und daß uns 
diese Abholzung als überflüssig, brutal und 
schädlich erscheint. Und darum bekämpfen 
wir sie. 

Ueberflüssig erscheint uns diese Abholzung; 
denn für ihre Rechtfertigung wird behauptet, das 
Gelände von Berlin müsse erweitert werden, 
weil Bauplätze notwendig seien. Demgegen­
über liegt durch die Arbeit der Ortsgruppen 
des B. W. V. ein Zahlenmaterial darüber vor, 
daß eine Summe ven unbebauten, parzellierten 
Gn:ndstücken vorhanden ist, die den Bedarf an 
Bauland bei noch größerem Wachstum von 
Berlin auf viele, viele Jahre befriedigt. In dem 
ernsten Kampfe, den wir führen, wäre es von 
Uebel, mit Zahlenmaterial, das noch nicht ab­
geschlossen ist, hervorzutreten und danach zu 
schätzen. Ermessen Sie selbst aber, wie gering 
eine Abholzungs- Not w e n·d i gk e i t ist, 
wenn ich Ihnen sage, 'daß in einem einzigen 
we9!lichen Vororte über 4000 unbebaute Par­
zellen liegen. Auch die Notwendigkeit, daß 
der Fiskus die hier durch Abholzungen er­
worbenen Gelder zur AufforStung von Oedlarid 
in anderen Teilen der preußischen Monarcltie 
verwenden müsse, "kann nicht zugegeben wer­
den, nachdem sich alle Parteien der beiden 
Hohen Häuser des Landtages dahin ge­
äußert haben, daß sie diese Beschaffung von 
Geldmitteln zu diesem Zwecke mißbilligen und 
bereit seien, die für Aufforstung ven Oedland 
nötigen Mittel zu bewilligen. 

Meine Herren, die Abholzung erscheint uns 
brutal. Fern von aller Sentimentalitätsduselei 
und meilenweit fern ven dem veihaJlten Hurra­
patriotismus, sind wir stolz auf unsere märkische 
Heimat, lieben wir unseren märkischen Boden 
und hängen zärtlich an unserem märkischen 
Wald. Wenn man den Namen der Vandalen 
mit der sinnlosen Verwüstung inniger und sel­
tener Schönheiten für alle Zeiten verbunden hat 
und in ihnen den Typus roher Brutalität sieht, 
so kann selbst das Wort "Vandalismus" nicht 
erschöpfend das benennen, was wir an unseren 
Wäldern erleben. Die Vandalen verstanden 
nicht die Kunst, deren Erzeugnisse sie zer­
störten; und alle Kunst wäre reproduzierbar. 
Hätten wir aber auch die peinlichsten Photo­
graphien, die schönsten und wahrsten Bilder 
unseres zu früh verstorbenen Mitkämpfers 
Leistikow in ungeheuren Mengen, wer könnte 
uns den Zauber unserer Wälder an der Havel, 
an der Spree, an der MUggel, wer die Märchen-
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allgewalt unserer Heide wiedererstehen lassen, 
nachdem die Steine, iaufeinandergefägt, in 
klotzigen Kästen uns entgegenstarren ? 

Und schließlich erscheinen uns diese Ab­
holzungen schädlich. Bevor ich Ihnen diese 
schädlichen Wirkungen ausführlich darstelle, will 
ich Ihnen schnell ein Bild von den tatsäclüid1en 
Verhältnissen geben. Denn wenn ich wünsche, 
daß Sie mit mir in meinen Schlußfolgerungen 
zusammengehen, so müssen Sie auch die Größe 
der angerichteten Verwüstungen, die Größe der 
bevorstehenden Gefahr, die durch die in Aus­
sicht genommenen Abholzungen uns erwartet, 
kennen.·) 

Von den Schönhausener Fichten steht kein 
Baum mehr, in Hermsdorf, Glienicke, Waid­
mannslust sind die Bestände vernichtet oder 
bedeutend verringert, dagegen das stets frei 
gewesene Feld noch zum weitaus größten Teile 
unbebaut. Von Olienicke bis Schildow droht 
dieselbe Entwicklung. Zwischen Hohen-Neuen­
dorf und Birkenwerder ist ein großer Teil 
des Waldes, stellenweise auch der ganze Be­
stand abgeschlagen, rechts nach Oranienburg 
hin, links bis an die Stettiner Bahn. Die 
Wittenauer Heide, die Gemeindeheide von 
Heiligensee, der Wald um Tegelort sind ge­
lichtet oder vernichtet. Dem Spandauer forst 
ist es nicht besser ergangen. In Westend sind 
Bäume kaum noch ZU sehen, und der karge 
Rest wird wohl in Kürze fallen. Noch erinnern 
Sie sich alle des Grunewaldes, wie er war, und 
ich brauche nur die Döberitzer Heerstraße zu 
nennen, um Ihnen allen die Opfer ins Oe­
dächtnis zu rufen, die sie kostete und noch 
kostet. Da ist vor allem anderen neuerdings 
die Abschlachtung des Waldes nordwestlich und 
südLich von Wannsee ZU nennen und - wenn 
auch einstweilen als "vorläufig zurückgestellt" 

das dem Verkauf freigegebene Große 
Fenster. Am Nordufer des Oriebnitzsees soll 
ohne jedes Recht der herrliche Uferweg, der 
sog. "Prinzenweg", eingerogen werden. Der 
Zehlendorfer Wald, die Ufer des Schlachtensees 
sind zum Teil schon dahin, zum anderen Teile 
auf das höchste gefährdet. Das gleiche Schick­
sal der Aufteilung vollzieht sich am Kleinen 
Wannsee und am Stolper See. Die Preishölzer 
zwischen Gütergotz und Sputendorf sind ver­
schwunden, und vergebens fragt man, ob denn 
die Anlage der Rieselfelder nicht auch vor oder 
hinter dem Walde möglich gewesen wäre. So 
viele freie Felder sind unbebaut geblieben, 
und immer hat der Wald fallen müssen. Der 
Fiskus geht bei dieser Waldverwüstung be-

.) An dieser Stelle erläuterte der Relerent seine Aus~ 
lübrungen durch Vorführung einer Reihe von lichtbildern. 
(Vergi. weiter unten die dem Vortrage des Herrn Baumetsters 
JansoD eingeruglen Skilleo.) 



sonders auf die an den Ufern belegenen Teile 
aus; denn hierfür sind besonders hohe Preise 
zu erzielen. Und da es nicht möglich ist 
oder Schwierigkeiten macht, wo einmal Ufer­
wege sind, noch solche Ufergrundstücke zu 
konstruieren, so beugt er, wo er kann, mit 
Mitteln, deren Unzulässigkeit mir sicher er­
scheint, dem Entstehen der Uferwege vor, indem 
er, wie z. B. an dem herrlichen Lehnitz- und 
Krampnitz-See, durch Anschläge des Ober­
försters einfach das Landen verbietet. 

Dem Osten ging es vor einiger Zeit besser 
als dem Westen. Seitdem aber die Abholzung 
systematisch betrieben wird, hat auch hier die 
Axt unheimlich gewirkt. Vom Kaulsdorfer 
Busch bis Kiekernal, im Cöpenicker Dammforst, 
um Grünau, am ganzen Müggelsee und am 
Langen See. Schlimmer allerdings als das, 
was hier geschehen ist, ist das grausige Zu­
kunftsbild, das uns hier bevorsteht. Man muß 
darauf gefaßt sein, wenn unsere Bestrebungen 
nicht im Volke den Widerhall finden, den 
wir erwarten, und sie wirkungslos verhallen 
müßten, daß dann der ganze Waldbestand des 
Ostens parzelliert wird, und zwar in einer so 
sinnlosen Weise, daß der Wald des Ostens 
als solcher vollkommen vernichtet wird. 

Folgen Sie mir jetzt, und lassen Sie uns den 
Schluß ziehen, der aus dieser Sachlage folgen 
muß. 

Der Kleinstädter lebt in dem Hause, in dem 
er geboren wurde. Seine Kinder, seine Enkel 
kennen das Haus. An jedes Zimmer dieses 
Hauses schließt sich ihre Tradition. Dies Haus 
ist ihre Heimat. Der Berliner erlebt selten einen 
Lebensabschnitt in einem Hause. Nach drei 
oder fünf Jahren ist das Zimmer, in dem sein 
Kind geboren wurde, vergessen. Er hat keine 
Heimat. Und der städtische Staat steht ihm so 
fern, daß auch die Stadt ihm nicht die Leere 
seines Gefühles füllen, nicht seine Sehnsucht 
nach dem heimatlichen Boden stillen kann. Da 
krampft er sich mit aller Liebe an die Natur. 
An jedem Fenster hat er ein Blumentöpfchen, 
das er liebt, und er schwelgt, wenn er ins 
Freie zieht. Es ist unwahr, die Tatsache, daß 
die Lokale im Walde überfüllt sind, so auszu­
legen, daß der Berliner selbst den Wald nicht 
meint, wenn er ausgeht. Der Wald ist vielmehr, 
so paradox es klingen mag, das einzige, was 
dem Berliner eine Heimat ist. Nehmen Sie 
ihm diesen Wald, und er wird an Gefühl ver­
armen. Nehmen Sie ihm so, daß einige wenige 
vom Glück Begünstigte den Genuß bekommen, 
der ihm gerauht wurde, und Sie erziehen ihn 
zu dem heimatlosen, dem vaterlandslosen Men­
schen, vor dessen freudlosem Dasein uns die Er­
ziehung gerade schützen soll. Nehmen Sie ihm 
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diesen Wald, und er wird in der Stadt bleiben. 
Er wird, um auszuruhen, in ein dumpfes Lokal 
gehen, um einen Genuß nach der Arbeit zu 
haben, sich dem Alkohol anvertrauen. Er wird, 
statt seinen Körper im Freien zu pflegen, der 
Prostitution willig folgen. Mit dem Walde fällt 
die Möglichkeit, dem Großstädter für die Kul­
tur, die ihm die Schule geistig zu geben sich 
bemüht, ein Gefühl zu geben, und damit fällt 
die Kultur selbst. Ich will nicht sagen, daß 
der Wald an sich alles bringt, ohne ihn nichts 
möglich sei. Aber für uns ist der Wald die 
einzige Natur! Hätten wir Felder, hätten wir 
Berge, hätten wir Erika tragende Heide, so wür­
den wir auch ihnen ihren Einfluß zu bewahren 
suchen; aber vergegenwärtigen Sie sich ein 
Leben ohne alle Möglichkeit, von dem ganzen 
Schatze der Natur auch nur Brosamen auf­
zufangen! Was die Kunst im Walde verliert, 
und besonders an so unendlich bildreichen 
Wäldern, wie es die unserigen waren und zum 
Teil noch sind, ermessen Sie selbst! Was die 
Stadt verliert, wenn die Künste hier keine see­
lische Nahrung mehr finden, werden Sie nicht 
unterschätzen. 

Unendlich wichtiger aber ist noch, daß jeder 
einzige dem gewaltigen All gegenübertreten 
kann, im Waldesrauschen, im Dufte der 
sonnen bestrahlten Fichten, in der heiligen 
Stille der Waldnacht fühlen kann: Hier ist etwas 
größer als du! Von hier aus geht alle Kunst, 
von hier aus alle Erkenntnis. Hier wird alle 
Religion, alle wahre Religion, die nichIs mit 
Kirche und Dogma zu tun hat, geboren, die 
Religion, die im Volke erhalten bleiben muß; 
hier vereinigen sich alle Zwiespälte der Seelen 
zum Ausgleich und bringen uns das durch 
keine Wissenschaft mögliche unmittelbare Er­
kennen der Natur, die Philosophie, den Glau­
ben. 

Eng verbunden mit dieser moralischen De­
pression bringt uns die Vernichtung der Wälder 
schwere hygienische Gefahren. Alkohol und 
Prostitution führen nicht zu dem Körperideal, 
von dem unser Sport träumt. Aber nicht nur 
dies ist zu beachten. Bedenken Sie die Ein­
wirkung des Waldes auf die engeren klima­
tischen Verhältnisse, schätzen Sie seinen Wert 
als Entstauber der Luft, erinnern Sie sich an die 
vorzüglichen Ausführungen des Geh. Medizinal­
rats Rubner auf unserem ersten Waldschutztage, 
vor allem aber würdigen Sie den Wald als 
Erholungsstätte ! Ich will hier von den Kran­
ken absehen, für deren Erholung die Kommunen 
wie jeder einzelne, wenn erst der Wald so gut 
wie verschwunden sein wird, ungeheuere Sum­
men werden ausgeben müssen. Denken 



Sie nur an die Gesunden! Wenn Sie ruhig 
mitansehen, wie ein Stück Wald nach dem an­
dem schwindet, so dulden Sie damit, daß Ihre 
eigene Lunge Ihnen genommen wird, und daß 
Sie erstickt werden. Sie werden die Gefahr 
vielleicht erst dann richtig einschätzen, wenn 
Sie bedenken, daß von den 37 MiU. Ein­
wohnern des preußischen Staates 3,9 Millionen, 
also über ein Zehntel, allein hier in Berlin 
atmen. Rechnen Sie die Verschlechterung der 
Luft durch die Industrie, durch die unhygie­
nischen Mietkasernen dazu, und Sie müssen 
einsehen, wie notwendig ein Reservoir guter 
Luft ist, und daß der Umfang dieses Reservoirs 
niemals zu groß sein kann. Mit Freuden sehen 
wir, wie so gesunde Einrichtungen wie die 
Waldschulen, die Walderholungsstätten sich 
kräftig entwickeln, und während wir ihnen ein 
schnelles und starkes Wachstum wünschen, 
müssen wir ihre Herberge, den Wald, Stück für 
Stück schwinden und die Erholungsstätte selbst 
ein vergrößerte Kosten mit sich bringendes No­
madenleben führen sehen. Aus den innersten 
Tiefen des Volkes, von der Höhe des Thrones 
sehen und hören wir die Förderung des Spor­
tes, die Unterstützung aller Körperpflege. Ist 
aber die Sehnsucht des Volkes nach der Körper­
kultur, ist ein frisches Turnen, ein frohes 
Wandern hier um Berlin noch möglich, wenn 
die Wälder als solche vernichtet werden und 
der karge, verbleibende Rest nur denen zu Ge­
bote steht, die nur wenige Monde hier verleben 
und sonst auf italischen Fluren allen Luxus 
genießen? Sind die Lungen von fast vier 
Millionen Preußen nichts Besseres wert? Ich will 
die Bedeutung von Luftschiffahrt und Rennsport 
nicht unterschätzen, aber mehr Wert scheint 
mir die Gesundheit von über einem Zehntel 
der Einwohner Preußens und des Zehntels, das 
dem Staate am nachhaltigsten dient, indem es 
ihm die größte Steuerlast aufbringt. Finden 
sich aber jährlich große Mittel zur Unterstützung 
jener, warum sind die Quellen versiegt zur 
Erhaltung der Wälder? Ja, warum müssen diese 
unsere Wälder selbst noch verschachert wer­
den? 

Viele von Ihnen werden heute hier vielleicht 
noch' zweifeln, ob diese Darstellungen einmal 
Tatsachen werden könnten, und ein Gemisch von 
Spott gegen diese Darstellung und Angst vor 
dieser Zukunft wird in Ihnen sein. Aber streichen 
Sie den Spott, oder erwarten Sie das Schicksal 
derer, denen der Waffenruhm Friedrichs des 
Großen unüberwindbar erschien. Ihr 1806 und 
1807 wird nicht fehlen! 

Es bleibt noch eine Wirkung der jetzigen 
Berliner Waldvernichtung zu betonen; es ist 
die bauliche Entwicklung Berlins. Von zweI 
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Standpunkten, dem des Städtebauers und dem 
des Sozialpolitikers, werden sie noch behandelt 
werden. Ich kann sie daher jetzt überglehen. 

Nur noch eins will ich betonen, ehe ich Mittel 
und Wege darstellen möchte, wie wir uns die 
Möglichkeit der Walderhaltung denken, und das 
ist folgen4es: 

Viele von Ihnen werden glauben, der Groll, 
der in uns lebt, alle die Vorwürfe, die wir aus­
sprechen, richten sich nur gegen die Vertreter 
des Staates, gegen das Forstministerium, und 
Sie sagen sich: So schlimm kann es ja nicht 
werden, das gibt ja keine Regierung zu. Wohl 
grollen wir auch der Forstverwaltung und 
meinen, sie habe für den größten Steuerzahler 
Preußens besser zu sorgen, als sie es im Wald­
schutz tut; aber wir rechnen auch mit einer 
Anschauung, die da sagt: Wenn jeder aus dem 
allgemeinen Wertzuwachs Nutzen zieht, so 
müsse es auch die Allgemeinheit, der Staat, 
tun, sofern sie ein guter Wirt sein will. Wäre 
nur der Staat zu beachten, so wäre die Gefahr 
wohl geringer, weil er sich dem Drucke des 
Volkswillens weniger entziehen kann. Aber ich 
zeigte Ihnen schon, daß ein großer Teil der 
gefährdeten Forsten Privatbes.itz ist. . No~h 
stehen die Privatwälder zum Tell, schon Ist elD 
Teil der allgemeinen Zugänglichkeit entzogen; 
der Tegeler Park, der BlumenthaI sind uns ve:­
schlossen. Fürchten Sie die MaulwurfsarbeIt 
der Terraingesellschaften, die nagen und graben 
still unter der Fläche der Oelfentlichkeit, und 
vertrauen Sie nicht auf das gute Herz der Boden­
spekulanten ! Es gilt Mittel zu suchen und zu 
finden. Helfen Sie uns, indem Sie sich uns an­
schließen, zur Anregung und zur Kritik; und 
wenn der Waldschutzverein sich als Zentrale 
der Berliner Waldschutzbewegung orgaNisiert 
hat so ist er sich der Aufgabe vor allem be­
wußt, einen Weg zU suchen, wie tatsächlich die 
Wälder erhalten werden können. 

Lassen Sie uns zunächst einen Blick auf 
die rechtliche Grundlage werfen! Wir unter­
scheiden dreierlei Waldbesitz: staatlichen, kom­
munalen und privaten. Beginnen wir mit dem 
staatlichen Waldbesitz. 1) 

Der staatliche Waldbesitz untersteht dem 
Kgl. Ministerium für Landwirtschaft, Domän~n 
und Forsten. 

Unter Domänen versteht man im Eigentum 
des Staates .befindlichen Immobiliarbesitz, im 
Gegensatz zu dem dem Landesherm gehörigen 
Schatullgut. Selbstverständlich ist damit nur der­
jenige Grundbesitz gemeint, der zur Erzielung 
\'on Einnahmen privatwirtschaftlich verwaltet 
wird, und nicht Straßen, Ströme, Festungen 

') 5 Scbwarz 6; Stratz. 



usw. zu verstehen. Nach der Einrichtung des 
Staatshaushaltsetats unterscheidet man zwischen 
Domänen im engeren Sinne und solchen im 
weiteren Sinne. Domänen im engeren Sinne 
sind die Domänengüter selbst, die Domänen­
vorwerke, andere der Kgl. Domänenverwaltung 
überwiesene Grundstücke, Mühlen, Fischerei­
gerechtigkeiten und Aehnliches, nie h t dagegen 
die getrennt verwalteten Staatsforsten. Im wei­
teren Sinne aber umfaßt der Begriff "Domäne" 
auch die Staatsforsten, als den vorwiegend zur 
Holzzucht bestimmten Grundbesitz. 

Daher sind auch die Staatsforsten seit dem 
Hausgesetz von 1809, das den Verkauf von Do­
mänen ermöglicht, verkäuflich. Dies Hausgesetz 
ist die Folge der Unglücksjahre 1806 und 1807 
und ihrer finanziellen Not. Seit der Verordnung 
wegen der künftigen Behandlung des gesamten 
Staatsschuldenwesens vom 17. Januar 1820 war 
diese allgemeine Verkäuflichkeit insofern be­
schränkt, als nach § 3 dieser Verordnung das 
gesamte Vermögen des Staates, insbesondere die 
sämtlichen Domänen und Forsten, für die vor­
handenen Staatsschulden als Garantie dienten. 
Diese einzige Einschränkung der freien Ver­
fügung des Staates über die Domänen in den 
alten preußischen Provinzen, die ja für uns 
nur in Betracht kommen, ist indessen scheinbar 
fortgefallen, seit die ältesten preußischen 
Staatsschuldenscheine durch Tilgung der da­
maligen Staatsschuld zurückgezogen sind. Durch 
die Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 
erfährt zwar die einseitige Disposition des 
Landesherrn über die Substanz der Domänen 
insofern eine Modifikation, als sie ohne Mit­
wirkung der Landesvertretung ausgeschlossen 
ist. Aber diese Mitwirkung des Landtages be­
schränkt sich auf die Genehmigung des den 
Erlös aus den Domänenveräußerungen als Ein­
nahmeposition enthaltenden Staatshaushaltsetats 
und die Prüfung der Rechnungen. Eine aus­
drückliche Genehmigung des Landtages zu den 
einzelnen Veräußerungen, wie sie in Oester­
reich z. B. nötig ist, findet in Preußen nicht 
statt. Die in Frage kommenden Artikel der Ver­
fassung lauten: 

Art i k e I 99. Alle Einnahmen und Aus­
gaben des Staates müssen für jedes Jahr im 
voraus veranschlagt und auf den Staatshaus­
haltsetat gebracht werden. 

Letzterer wird jährlich durch ein Gesetz 
festgestellt. 

Art i k e I 103. Die Aufnahme von An­
leihen für die Staatskasse findet nur auf 
Grund eines Gesetzes statt. Dasselbe gilt 
von der Uebernahme von Garantien zum 
Besten des Staates. 
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Art i k e I 104. Zu Etatsüberschreitungen 
ist die nachträgliche Genehmigung der Kam­
mern erforderlich. 

Die Rechnungen über den Staatshaushalts­
etat werden von der Oberrechnungskammer 
geprüft und festgestellt. Die allgemeine Rech­
nung über den Staatshaushalt jedes Jahres, 
einschließlich einer Uebersicht der Staats­
schulden, wird mit den Bemerkungen der 
Oberrechnungskammer zur Entlastung der 
Staatsregierung den Kammern vorgelegt. 

Ein besonderes Gesetz wird die Einrich­
tung und die Befugnisse der Oberrechnungs­
kammer bestimmen. 
Dazu kommt das Gesetz, betreffend den 

Staatshaushaltsetat vorn 11. Mai 1898: 
§ 1. Der Staatshaushaltsetat (Artikel 99 

der Verfassungsurkunde) enthält den Voran­
schlag für alle im Laufe jedes Etatsjahres 
voraussichtlich eingehenden Einnahmen und 
erforderlich werdenden Ausgaben des Staates. 

§ 2. Zu den in den Staatshaushaltsetat 
aufzunehmenden Einnahmen und Ausgaben 
gehören auch: 

1. Erlöse aus der Veräußerung von be­
weglichem oder unbeweglichem Eigentum des 
Staates. 

Hier nun scheint, soweit unsere Orien­
tierung reicht, die Möglichkeit gegeben, daß der 
Landtag eingreifen kann, indem er einerseits, 
um den Fiskus zu zwingen, die Position der 
Einnahmen aus Forstverkäufen überhaupt 
streicht und andererseits die zur Alitschließung 
beantragten Mittel, wie neuerdings z. B. wieder 
eine Million zur Aufschließung des Grunewalds, 
glatt ablehnt. Diese Befugnisse mit Rücksichts­
losigkeit auszuüben, muß der Landtag stets von 
neuem gebeten werden, und ferner muß der 
Zweck aller Petitionen an den Landtag darin 
gesehen werden, die Stimmung für eine Aende­
rung der Gesetzgebung zugunsten der Wald­
schutzbewegung vorzubereiten. 

Bevor wir auf die bestehenden Gesetze, 
die für die Waldschutzbewegung bedeutsam 
sein können, eingehen, bitte ich von vornherein 
zu beachten, daß Zustände der Waldbewirt­
schaltung, wie wir sie jetzt beklagen müssen, 
dem Gesetzgeber noch nicht bekannt waren. 
Wie aber die Gesetze, z. B. über das Eigentum, 
auch noch nicht allen Forderungen des mo­
dernen Lebens im Worte gerecht werden, son­
dern aus ihrem Geist heraus die Rechtsprechung 
über den Diebstahl an elektrischer Kraft, über 
das Urheberrecht an Phonographen walzen, an 
Photographien, an Künstlerpostkarten usw. er­
folgen muß, und sich jeder Richter bemühen 
muß, diesen Geist zu erfassen, so müssen wir 



den Geist dieser Gesetze deutlich darstellen, 
um zu sehen, daß der Sinn des Gesetzgebers auf 
einen Waldschutz im Interesse der Landes­
kultur, im öffentlichen Interesse deutlich und 
energisch gerichtet ist, so daß es wohl nur 
ein folgerichtiger Ausbau wäre, die geltenden 
Bestimmungen auf die heutigen Zustände der 
Großstadt auszudehnen. 

Wir kommen bei der Betrachtung dieser Ge­
setze zu einer Verquickung von staatlichen, kom­
munalen und privaten forsten, und darum lassen 
Sie uns das eine Gesetz vorwegnehmen, nämlich 
das Ge set z vom 14. Au g u s t 1876, weI­
ches die Verwaltung der den Gemeinden usw. 
gehörigen Holzungen betrifft. 

Es bringt das System der speziellen Gberauf­
sicht zum Ausdruck, nach welchen den Staats­
behörden eine Einwirkung auf die Verwaltung 
und Bewirtschaftung der Gemeinde-usw.-for­
sten zusteht, soweit si·e durclt die fürsorge 
für die Erhaltung des Gemeindevermögens und 
seine geordnete wirtschaftliche Benutzung ge­
boten ist. 

Nach § 1 dieses Gesetzes unterliegt die Ver­
waltung der Holzungen 'der Gemeinden usw. 
der Oberaufsicht des Staates. In diesen Worten 
ist gesagt, daß Verkäufe kommunaler Wald­
gebiete der staatlichen Genehmigung bedürfen. 
Ei ist dies von großer Bedeutung für die Wald­
schutzbewegung, und es ist deutlich zu er­
kennen, daß auch hier eine Möglichkeit vor­
liegt, die Sympathie oder Antipathie der Staats­
regierung außerordentlich fühlbar zu machen. 
Wenn z. B. eine Kommune ihren Wald nicht 
der Nachbarkommune verkaufen will, die leb­
haftes Interesse daran hat, ein Waldgebiet als 
Erholungsstitte ihrer Bevölkerung zu erhalten, 
weil die besitzende Kommune in einer Parzel­
Iierung einen größeren Gewinn sieht, so wird 
lediglich die Staatsbehörde den Ausschlag 
geben. 

Es stellt dieses keinen Eingriff in die Unab­
hängigkeit der Gemeinde und ihre freie Verwal­
tung dar, sondern ist lediglich ein Ausnutzen 
der bestehenden Gesetze zugunsten der Wald­
erhaltung. 

Ich will hier von den einzelnen Vorschriften 
dieses Gesetzes absehen, möchte aber § 9 des 
Gesetzes nicht übergehen, in dem es heißt: 

In den Fällen, in welchen die Kräfte der 
Gemeinden es nicht gestatten, die im Interesse 
der Landeskultur vorzunehmenden Aufforstun­
gen unkultivierter Grundstücke aus eigenen Mit­
teln auszuführen, wird denselben aus der Staats­
kasse nach Maßgabe der im Staatshaushalts­
etat angesetzten Mittel zu diesem Zwecke eine 
angemessene Beihilfe gewährt. 

11 

Im Interesse der Landeskultur kann also eine 
Kommune vom Staate zu Aufforstungen ge­
gezwungen werden. Sollten sie nicht im Inter­
esse der Landeskultur zur Erhaltung ihrer Wäl­
der angehalten werden müssen, und sollte ein 
so vitales hygienisches Interesse nicht als 
Landesinteresse in Frage kommen? 

Bedeutsamer noch kann das Gesetz vom 
6. Juni 1875, betreffend die Schutzwaldungen 
und Waldgenossenschaften, für die WaIdschutz­
bewegung werden. Es ist hier kein Unterschied 
zwischen staatlichem, kommunalem und pri­
vatem Besitz gemacht, sondern alle Waldungen 
unterliegen stets den Beschränkungen, welche 
durch dieses Gesetz vorgeschrieben oder zu­
gelassen sind. Worauf diese Beschränkungen 
hinausgehen, welcher Sinn ihnen zugrunde liegt, 
erkennen Sie aus dem § 2, der also lautet: 

In fällen, in denen: 
c) \:lurch die Zerstörung eines Waldbestandes 

an den Ufern von Kanälen oder natürlichen 
Wasserläufen Ufergrundstücke der Gefahr des 
Abbruches oder die im Schutze der Waldungen 
gelegenen Gebäude oder öffentlichen AnJagen 
der Gefahr des Eisganges, 

d) durch die Zerstörung eines Waldbestandes 
flüsse der Gefahr einer Verminderung ihres 
Wasserstandes, 

e) durch die Zerstörung eines Waldbestandes 
in den freilagen und in der Seenähe benach­
barte feldfluren und Ortschaften den nachteili­
gen Einwirkungen der Winde in erheblichem 
Maße ausgesetzt sind, kann behufs Abwendung 
dieser Gefahren sowohl die Art der Benutzung 
der gefahrbringenden Grundstücke (6) als auch 
die Ausführung von Waldkulturen oder son­
stigen Schutzanlagen auf Antrag angeordnet 
werden, wenn der abzuwendende Schaden den 
aus der Einschränkung für den Eigentümer ent­
stehenden Nachteil beträchtlich überwiegt. 

Ich will Ihnen zur weiteren Erläuterung noch 
zwei Anmerkungen des Gesetzes vorlegen: 

5. Durch die Zerstörungen von Waldungen 
in sehr exponierten Lagen (auf Bergrücken, 
Hochplatten, in der Seenähe) wird oft dem Zu­
tritt sehr heftiger Luftströmungen Raum ge­
geben, welche tiefgreifende Veränderungen in 
den wirtschaftlichen Verhältnissen benachbarter 
feldfluren herbeiführen, z. B. den Obstbau auf 
Hochstämmen unmöglich machen, den Anbau 
gewisser Cerealien erschweren, u. a. m. Diese 
leicht erkennbaren folgen treten schon bei par­
tieller Zerstörung der vorliegenden Holz­
bestände ein; sobald sie hervortreten, sind die 
Voraussetzungen des AI. e unzweifelhaft vor­
handen. In der Regel sind es gegen N, NW 
oder NO vorliegende Waldkörper oder Holz-
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bestände, weiche als Schutzwälder im Sinne 
des Al. e für die südlich, südöstlich oder süd­
westlich gelegenen Grundstücke erscheinen. Für 
solche Waldungen ist ein geordneter, schlag­
weiser Plenterbetrieb die allein geeignete Be­
triebsform. 

6. Die Schutzmaßregeln können in Verboten 
(der Waldrodung, des Kahlhiebs, der Stock­
rodung, der Weidenutzung, der Entnahme von 
Streu odeT Rasenplaggen usw.) und in posi­
tiven Anordnungen (des plenterweisen Holz­
hiebes, der sofortigen Wiederkultur abgeholzter 
Flächen, der Anlage von Waldstreifen, Hori­
zontalgräben, Schutzdämmen, Verbauungen aller 
Art, Sickerkanälen usw.) bestehen. 

Der § 2 stellt zwei Erfordernisse für die 
Anwendung des Zwanges auf: eine erhebliche 
Gefahr und das beträchtliche Ueberwiegen des 
abzuwendenden Schadens über den aus der Ein­
schränkung für den Eigentümer erwachsenen 
Nachteil. Das Recht des Nachbars soll also 
nicht über das Recht des Eigentümers gestellt 
werden, und eine Beschränkung des letzteren 
in der Benutzung seines Eigentums soll nur da 
eintreten, wo ein überwieg,endes öffentliches 
Interesse diese Beschränkung fordert. 

Meine Herren, haben wir ein öffentliches 
Interesse? Ich meine doch wohl, es ist 
vorhanden. Ueberwiegt der abzuwendende 
Schaden? Mir scheint es der Fall zu sein. 
Denn wenn als Beispiel im Gesetz das Ge­
deihen der benachbarten Obstkultur zugelassen 
ist, so scheint mir das körperliche Gedeihen 
von nahezu 4 Millionen preußischer Unter­
tanen in der Tat ein öffentliches Interesse 
darzustellen und der abzuwendende Schaden 
den persönlichen Nutzen des Besitzers, und 
sei dieses auch der Fiskus, zu überwiegen. Dazu 
I:ommt, daß ein Betrieb, der die in § 2 dieses 
Gesetzes, den ich Ihnen eben vorlas, genannten 
Gefahren herbeiführen könnte, nach § 2 des 
Gesetzes von 1876 unzulässig ist. Der Antrag 
auf Anordnungen gegen diese Gefahren kann 
von jedem bedrJhten Interessenten, von den Ge­
meinden und der Landespolizeibehörde ge­
stellt werden. Im ganzen Gesetze ist als Quelle 
aller Bestimmungen die Wahrnehmung des 
öffentlichen Interesses zu finden. Der Kreis­
"'lSschuß, der die urteilende Instanz nach dem 
Gesetze ist und für diese Fälle den Namen 
"Waldschutzgericht" trägt, ist sogar nach § 21 
berechtigt, falls Getahr im Verzuge ist, im 
öffentlichen Interesse schon vor rechtskräftiger 
Entscheidung vorläufige Anordnungen zu 
treffen. Immer wieder tritt der Gedanke des 
öffentlichen Interesses in den Vordergrund, 
und auf Grund dieser Bestimmungen und Er­
wägungen kommt der Gesetzgeber nun in § 23 
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zu der Institution der Waldgenossenschaften. 
Der § 23 lautet: 

Wo die forstmäßige Benutzung nebenein­
ander oder vermengt gelegener Waldgrund­
stücke, öder Flächen oder Heideländereien nur 
durch das Zusammenwirken aller Beteiligten 
zu erreichen ist, können auf Antrag 

a) jedes einzelnen Besitzers, 
b) des Gemeinde-, beziehungsweise Amts-, 

Kreis- oder s"nstigen Kommunalver­
bandes, in dessen Bezirke die Grund­
stücke liegen, 

c) der Landespolizeibehörde 
die Eigentümer dieser Besitzungen zu einer 
Waldgenossenschaft vereinigt werden. 

Das Zusammenwirken kann gerichtet sein 
entweder 

1. nur auf die Einrichtung und Durchführung 
einer gemeinschaftlichen Beschützung oder 
anderer der forstmäßigen Benutzung des Ge­
nossenschaftswaldes förderlichen Maßregeln 
oder 

2. zugleich auf die gemeinschaftliche forst­
mäßige Bewirtschaftung des Genossenschafts­
waldes nach einem einheitlich aufgestellten 
Wirtschaftsplane. 

Es ist also hier scharf geschieden zwischen 
Waldbewirtschaftungs - Genossenschaften und 
Genossenschaften zu gemeinschaftlicher Be­
schützung. Die letzte ginge uns wohl allein an. 

Sie werden auf Grund dieser Darstellung 
zugeben müssen, daß, wenn auch diese Gesetze 
vielleicht selbst nicht anwendbar sind, die 
gesetzgebenden Körperschaften nur im Sinne 
der Gesetzgebung handeln würden, wenn sie 
zugunsten unserer Bestrebungen die Gesetze 
auch auf diese unmittelbar anwendbar machten, 
und um die gesetzgebenden Körperschaften voll­
kommener von dieser Notwendigkeit zu übeT­
zeugen, bleibt als eine der wesentlichen Auf­
gaben der Propaganda, die Waldschutzbewegung 
über ganz Preußen zu verbreiten. 

Wenn ich Ihnen nun mitteilen will, was 
dem Vorstande des Berliner Waldschutzvereins 
als das geeignete Mittel erscheint, so kann 
ich Ihnen und uns wohl nicht verhehlen, daß 
zur Ausführung unserer Pläne viel Arbeit nötig 
sein wird, und daß der Versuch überhaupt nur 
mit einer ordentlichen Dosis Optimismus unter­
nommen werden kann. Ich kann Ihnen aber 
auch mitteilen, daß dieser Optimismus nicht 
zwischen Himmel und Erde flattert, sondern 
daß eine Reihe angesehener Kommunalober­
häupter und der Vertreter des Fiskus sich 
unserem Vorschlag gegenüber nicht im ent­
ferntesten ablehnend, sondern wohlwollend ge­
zeigt haben. 



Angestrebt wird von uns die Erhalhlng der 
Wälder und ihre Verwaltung im Sinne unQ 
zum -Nutzen der benachbarten Bevölkerung. 
Das Mittel, das gesetzlich gegeben ist, scheint 
uns nun die Waldgenossensrnaft zu sein. In 
ihr können sich Fiskus, Kommunen und Privat­
besitzer zu gemeinsamen Schutzmaßregeln ver­
einigen. Ich kann hier nicht auf die Einzel­
heiten, auf die Bedingungen und Verhältnisse, 
unter denen es gesenehen dürfte, eingehen. 
So viel ist aber wohl möglich zu skizzieren: 
Der Wald, den der Genossenschaftsteilhaber 
besitzt, und den er in die Genossenschaft ein­
bringt, wäre ihm gutzuschreiben; er wäre 
andererseits nach der Bevölkerungszahl oder 
nach der auf eine einheitliche Basis gebrachten 
Steuerquote zu belasten. Dabei ersehen Sie 
ohne weiteres, daß der Fiskus des Staates 
nur Gutschriften erhielte, und Sie erkennen auch 
sofort, daß diese Gutschrift nicht unbedeutend 
sein müßte. Dabei hat sich nun der Ausweg 
als möglich finden lassen, daß der Fiskus sich 
die :Einschränkung oder Abtretung seiner Rechte 
gefallen ließe, wenn die Genossenschaft ihm 
die als Aequivalent zu leistenden Zahlungen 
in Form einer Rente geben würde. Statt daß 
also heute Berlin pro Jahr etwa 10 Millionen 
für reta tiv geringen Walderwerb zahlt und 
andere Kommunen ähnlich verfahren müssen, 
dabei aber stets der Gefahr ausgesetzt sind, 
daß in der Nachbarschaft vorgenommene Ab­
holzungen dennoch erfolgen, wären nunmehr 
fiskalische Abholzungen ebenso wie kommunale 
und private nur nach Vereinbarung der Ge­
nossenschaft möglich. Es trügen alle Ge­
meinden einen gerechten Anteil an den Kosten 
für den gemeinsamen Nutzen, es würde der 
Privatbesitzer entschädigt, und es wäre der 
Weg gegeben, solange der Forstfiskus bei seiner 
heutigen Anschauung besteht, gegenüber den 
heute geforderten dur c hau s u n m ö g­
li ehe n Mitteln den ganzen Wald um Berlin 
mit m ö g li ehe n Mitteln zu erhalten. Frei­
lich, meine Herren, eine traurige Anwendung 
des Goetheschen Wortes: "Was du ererbt von 
deinen Vätern hast, er wir b es, um es zu 
besitzen." 

Eine andere, im Hinblick auf den Privat­
besitz sehr wichtige Auffassung ergibt sich 
aus folgendem: 

Den Kommunen steht das Recht zu, ihre 
Bebauungspläne selbständig aufzustellen. Wenn 
nun die Kommunalvertretungen die Vorkehrun­
gen treffen, daß für den Privatforst, der in 
ihren Bereich gehört, kein Bebauungsplan auf­
gestellt wird, oder daß dieser Forst als Park 
in einen Bebauungsplan aufgenommen wird, 
so wäre die Wahrscheinlichkeit, daß dieser 
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Forst an Spekulationsgesellschaften verkauft 
wind, so gut wie geschWunden. Die Kom­
munen würden vielmehr wahrscheinlich diesen 
Forst zu nicht unmöglichen Bedingungen in 
ihren Besitz bringen können. 

All diese Arbeiten, soweit sie die kom­
munalen Behörden und den Fiskus angehen, 
werden der Gegenstand des vom Berliner Wald­
schutzverein zu berufenden dritten WaIdschutz­
tages sein. Wieviel Mühe diese Aufgabe in 
sich birgt, wissen wir. Es ist nur möglich, 
sie zu leisten, wenn wir das Bewußtsein haben 
dürfen, die Masse des Volkes hinter uns zu 
haben. Wenn Bismarck im Abgeordnetenhause 
1869 sagen konnte: "Ueber juristische Zwirns­
fäden wird die Königliche Regierung nicht 
stolpern, in der Ausübung ihrer Pflicht für 
den Frieden des Staates zu sorgen", so hoffen 
wir, daß auch wir nicht über juristische Zwirns­
fäden stolpern werden, wenn wir für unsere 
Wälder unsere Kraft einsetzen. Und wir hoffen 
noch mehr. Wie in dem Kampfe 1870/71 der 
Partikularismus überwunden wurde und aus 
ihm ein geeintes Deuts,chIand hervorging, so 
hoffen wir, daß endlich auch der Neid lDld 
die Eifersucht der Großberliner Gemeinden 
schwinden und in unserem Kampfe um die 
Wälder Groß-Berlins das geeinte Groß-Berlin 
entstehen soll!" 

(Lebhafter, anhaltender Beifall,) 

Vorsitzender Geheimrat Ewald: 

"Meine Damen und Herren! Ich spreche 
wohl in Ihrer aller Sinne, wenn ich dem 
Herrn Redner unsern Dank für seine lichtvollen 
Ausführungen ausspreche. 

Ich bitte dann um die Erlaubnis, von dem 
festgelegten Programm für einen Augenblick 
abgehen zu dürfen, Herr Abgeordneter Dr_ 
Hin t z man n (Elberfeld) will die Güte haben, 
einige 'IX'orte an die Versammlung zu richten. 
Er muß aher um 10 Uhr abreisen, daher kann 
er nicht bis zur Diskussion warten, Ich darf 
ihm jetzt für ein paar Minuten, werut ich bitten 
darf, das Wort geben." 

Landtagsabgeordneter Dr. "intzmann 
(E I b e rf eid) : 

,,Meine Damen und Herren! Mit dem Dank 
für dieses liebenswürdige Entgegenkommen 
verbinde ich den Ausdruck der Hoffnung, daß 
nicht bloß Berlin, sondern die weitere Reihe 
von Städten, die vor eine ähnliche Gefahr ge­
stellt sind, sich zusammentun und gemeinsam 
dahin zu wirken versuchen werden, daß die 
Wälder den größeren und großen Städten er­
halten bleiben, In meinem Wohnorte Elber­
feld stehen wir vor einer ähnlichen Gefahr 



wie Berlin. Es handelt sich um eine König­
liche Forst, die die Größe von etwa 325 ha 
hat, und die vor drei Jahren einen Nutzungswert 
von 7000 bis 8000 Mark abwarf, der sich 
meines Wissens inzwischen nicht wesentlich 
geändert hat. Die Stadt Elberfeld ist an dieser 
Forst aufs lebhafteste interessiert, weil unsere 
Bevölkerung, die im wesentlichen ja Arbeiter­
bevölkerung, Industriebevölkerung ist, dort 
Sonntags ihre Erholung sucht. Die Familien 
ziehen mit ihren Kindern hinaus, und statt 
in die Kneipen zu laufen, erholen sie sich 
in Gottes freier, schöner Waldesnatur. Es ist 
in der Tat ein herzerquickender Anblick, über­
all die Familien dort draußen beobachten zu 
dürfen. 

Nun hat der Forstfiskus die Absicht, diesen 
Wald loszuschlagen, und das Bestreben der 
Kommunen - Elberfelds in erster Linie, dann 
der benachbarten kleinen Stadtgemeinde Cro­
nenberg - sich und der Bevölkerung diesen 
Wald zu erhalten, war bisher auf unüberwind­
liche Schwierigkeiten gestoßen. 

(Hört, hört!) 
Ich sehe zwar ein sehr energisches Nicken oder 
Schütteln des Kopfes zu meiner Linken, aber 
ich habe selbst einer Deputation angehört, die 
Anfang 1907 beim Landwirtschaftsminister 
war. Da sind uns für dieses Areal von 325 ha 
mit einem Nutzungswert von ungefähr 7000 
bis 8000 Mark nicht weniger als 2 Millionen 
Mark als Kaufpreis abverlangt worden 

(Hört, hört I), 
die wir zu zahlen hätten! Daß das eine Stadt 
wie Elberfeld, und noch viel weniger Cronen­
berg, nicht zahlen kann, unterliegt keinem 
Zweifel. Die Verhandlungen haben sich hin­
gezogen, und die Stadtverwaltungen mußten 
schließlich erklären: Unter solchen Bedingungen 
müssen wir darauf verzichten. Wir zahlen die 
Kleinigkeit von 200 v. H. Kommunalsteuem, 
wir haben vor einigen Jahren 240 v. H. be­
zahlt, wir waren im letzten Jahre auf 195 
herabgekommen. Daß wir diese Steuern in­
folge der mannigfachen Anforderungen jetzt 
wieder erhöhen müssen, unterliegt gar keinem 
Zweifel. Sollen wir nun den städtischen Etat 
mit einer solchen Summe belasten? Das ist 
an sich ausgeschlossen. 

Meine Damen und Herren! Ich würde es 
mit dankbarer Freude begrüßen, wenn ein Zu­
sammenschluß nach dieser Richtung erfolgen 
könnte 

(Bravo!), 
daB die Städte gemeinsam darauf hinzuwirken 
versuchen 

(Bravo!), 
daß unsere gesetzgebenden Faktoren und auch 
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die Regierung sich dafür entschlieBen, (las zu 
erhalten, was im Interesse unseres Volkes der 
Erhaltung wahrlich dringend bedarf. 

(Bravo !) 
Unser Burgholz wird als Erholungsstätte be­
nutzt und für Walderholungsschulen. Es ist 
die einzige Stätte, die wir zu diesem Zweck 
haben, denn das Burgholz ist der einzige Hoch­
wald in unserer Umgegend von nennenswerter 
Ausdehnung. 

Meine Damen und Herren! Verzeihen Sie, 
daß ich so unbescheiden gewesen bin, als 
Provinzler hierher zu treten. 

(Oho! und Heiterkeit.) 
Aber wir haben ja gemeinsame Interessen, und 
wir Provinzler würden mehr Erfolg haben, wenn 
die Residenzier uns helfen würden, wie wir 
Provinzler natürlich jederzeit auch für die Inter­
essen der ResidenzIer eintreten werden." 

(Lebhaftes Bravo.) 
Vorsitzender Geheimrat E wal d: "Ich gebe 

nun das Wort Herrn Baumeister Hermann 
Jansen." 

Baumeister Jansen: 
"Meine Damen und Herren! Sie haben 

soeben vom Herrn Vorredner und in dffi 
letzten Tagen in der Presse von der Größe 
der jetzigen und früheren Waldungen um Ber­
lin gehört, ~\e hörten von den in jüngster 
Zeit so überreichlich verschwundenen Wald­
flächen, es wird Sie nun in erster Linie inter­
essieren, was eigentlich an deren Stelle tritt, 
ob etwas Besseres oder Schlechteres, und fer­
ner, ob die Vernichtung der Wälder, und zwar 
vor allem derjenigen in n ä eh' s te r Näh e 
der Stadt so nötig und so eilig war. 

Heute ist in weitestem Umkreise von Ber­
lin alles mit Bebauungsplänen übersät oder "er­
schlossen", wie es so schön heißt, wenn über 
Wald und Feld das Todesurteil gefällt wird. 

Die Frage der Bebauungspläne ist bekannt­
lich akut geworden durch die kürzlich auf 
Anregung des Berliner Städtebauers Prof. Th. 
Göcke seitens der Vereinigung Berliner Archi­
tekten veranlaßte Ausschreibung des Wett­
bewerbes eines Gen er alb e bau u n g s -
planes von Groß-Berlin. Das zu bearbeitende 
Gebiet mußte, da heute leider eine Unsumme 
von Bebauungsplänen schon von der Regierung 
auf weiteste Entfernungen genehmigt wurde, 
auf ein Gebiet von rund 200 000 ha ausge­
dehnt werden. Zum Vergleich der Größe ist 
zu bemerken, daß der Tiergarten 255 ha, das 
Tempelhofer Feld 600 ha, der Grunewald 
4300 ha, und der Wiener Prater 712 ha groß 
ist. Es reicht von Wildpark bis zu den Müggel­
bergen wuI von Bernau bis Zeuthen-Philipps-



tal. Dies Riesengebiet ist in allen wesentlichen 
Punkten heute schon "erschlossen", und zwar 
die schönsten und wertvollsten Gelände zu­
erst, also die Seen, flußläufe, Bahnlinien usw., 
20 bis 25 km vom Zentrum Berlins entfernt 
und noch weiter. 

Zweierlei ist hier zu bedauern: 
1. daß die unverantwortliche Zahl von 

zusammenhanglosen Bebauungsplänen, die in 
der Mehrzahl schlimmster Sorte sind, von der 
Regierung genehmigt wurde, 

2. daß diese Pläne außerdem noch mit der 
trostlosesten und für die Ansiedler denkbar 
ungünstigsten Bauordnung belastet wurden, 
also meistens fünf- und vierstöckiger Bebau­
ung durch Mietkasernen mit ihren engen Hof­
wohnungen. Bereits hat der innere Kern von 
Groß-Berlin, d. i. der Teil innerhalb der Ring­
bahn, allenthalben fünfstöckige Bebauung; es 
ist dies ein Gebiet von nicht weniger als 
9350 ha! 

Zum Vergleiche möge dienen, daß Wien 
nur 2890 ha (seit dem Jahre 1890 ist die 
fünfstöckige Bebauung überhaupt auf die Alt­
stadt beschränkt) und Budapest sogar nur 
625 ha mit der gleichen Bebauung hat. Die 
absolute Größe der Städte ist für diese Be­
lastung ihres Zentrums im allgemeinen gleich­
gültig. Die letzteren erstrebten jedenfalls das 
Ideal jeglichen Wohnens - nämlich die Weit­
räumigkeit - mit mehr Erfolg an als Berlin. 

Man hätte nun annehmen sollen, daß auf 
diese Bevölkerungsdichtigkeit im Zentrum eine 
Art freifläche oder ein dÜßnbebauter, grüner 
Gürtel gefolgt wäre; statt dessen folgt ein 
zweiter Ring mit v i e r geschossiger Bauart, so 
daß wir heute bereits eine vier- und fünfstöckige 
Mietkasernenbebauung für eine fläche von nicht 
weniger als 40 587 ha haben. Wien bleibt 
hiergegen weit, weit zurück und hat mit 1900 ha 
nur '/20 und Budapest mit 1680 ha ebenso­
wenig Raum für das unselige Institut der Miet­
kaserne. Rechnet man nur die relativ ge­
ringe Zahl von 300-400 Menschen pro Hektar, 
so ergibt sich für Groß,.Berlins inneren Teil 
mit fünf- und viergeschossiger Bauweise die 
Riesenzahl von 12-15 M i II ion e n Menschen! 
Dabei ist Berlin mit 745 Einwohnern pro Hek­
tar schon dichter besiedelt als irgendeine 
deutsche Großstadt. Breslau hat 443, Dresden 
318, Köln 305 und frankfurt a. M. nur 173 
Einwohner pro Hektar, beide trotz ihrer engen, 
historischen Altstadt. 

Bei Erlaß der Berliner Vorortbebauung von 
1892 wäre es geboten gewesen, auf den fünf­
geschossigen Kern - dies ist das Gebiet inner­
halb der Ringbahn mit 9350 ha für zirka 3-3,5 
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Millionen Menschen - mindestens eine drei­
geschossige Zone (Erdgeschoß und zwei Ober­
geschosse) folgen zu lassen. Dann hätten sich 
schon damals, auf Grund dieser Vorortbau­
verordnung von 1892 (hierbei nur 180 Mann 
pro Hektar gerechnet), nicht weniger als 
40500 ha X 180 = 7290000 Menschen unter­
bringen lassen, und zwar alle in den i n ne ren 
Vororten. Diese Zahl von 7290000 Menschen 
würde bei gleicher Zunahme wie in den 
letzten dreißig Jahren frühestens 1930 er­
reicht worden sein. Die Sorge für den wei­
teren Bevölkerungszuwachs konnte also mit 
aller Ruhe der Zukunft überlassen werden! Es 
brauchten mithin aus die sem G run d e keine 
W ä I der geopfert zu werden. 

Die Baupolizeiverordnung von 1903 geht 
aber nichtsdestoweniger noch weiter! Durch 
sie werden weite Strecken früherer Landhaus­
viertel nunmehr ebenfalls der viergeschossigeo 
Bebauung preisgegeben, so daß hier ein wildes 
Kunterbunt zwischen vorhandenen Landhäusern 
und den alles erdrückenden Mietkasernen ent­
steht. So lange wird der Kampf dauern zwi­
schen beiden, bis auch das letzte Landhaus 
verschwunden ist. Es sind dies u. a. friedenau, 
Mariendorf, Tempelhof, Adlershof, Johannis­
thai, Pankow, Dalldorf, ferner der größere Teil 
von Steglitz, Schmargenoorf und sogar das 
am Wasser so reizvoll gelegene Treptow und 
Grünau. 

Unendlich traurig ist also in städtebaulicher 
Hinsicht das Zukunftsbild von Groß-Berlin -
ehedem als die dereinst s eh ö n s t e S t a d t 
der We I t proklamiert - und heute? In 
unveränderlicher Gleichförmigkeit werden die 
40000 ha schöner Wälder und felder aus­
nahmslos und restlos durch Errechnung, nicht 
von hygienischen, geschweige ästhetischen Ge­
sichtspunkten in enge Häuserblocks zerschnitten, 
die nichts anderes wollen und können, als ein 
Maximum von Bauland für fünf- und vier­
stöckige Mietkasernen abzugeben, ähnlich 
dem Baumstamme, aus dessen Querschnitt 
möglichst viele Balken zu schneiden sind; 
letzteres ist immerhin als Kunst anzusprechen. 

Wird nicht durch einen großzügigen, ener­
gischen Ein g r i f f der R e g i e run g oder 
durch schnellen Erlaß eines SOll der g e -
set z e s dem jetzigen menschenrnordenden 
Werdegang ein Ende gemacht, steht Groß­
Beilin in wenigen Jahren vor einer Kat a­
s t r 0 p'h e, die in ihren Folgen geraahu unbe­
rechenbar ist. Wenn erst die leeren, staubigen 
Bauplätze, die zurzeit noch den wirklich an­
spruchslosen Berlinern sowohl des reichen 

Abbildung siehe Seite 16' 



_._. Reduzie,te Waldgrenze. 
~ Das engschraffierte Gebiet ist bebaut. 

"-: Das weitschraffierteGebietausschheßlich 
Wald, wird abgeholzt und der Bebauung, "er­
schlossen"; von 18000 Morgen rl. 7000, und zwar die 
wertvollsten Stellen an den Seen und den der Stadt 

16 

zunächstliegenden Grenzgebieten. Die östlichen 
Uferwege am Hundekehlensee, Grunewaldsee, der 
nördl. Havel, die schönsten von Berlin, werden 
unterdrückt; diejenigen am Schlachtensee, der 
Krummen Lanke, des Riemeistersees sind vorläufig 
zwar noch zugänglich, aber schon im PrivatbE"litL 



Westens wie des weniger reichen Ostens 
und Nordens, besonders des Südens als aus­
schließliche Spiel- und Sportplätze dienen, 
all e bebaut sind, wenn mit der Verdrängung 
des letzten Schrebergartens aus den inneren 
Vororten diese so vielen Tausenden betrieb­
samer, ordentlicher Bürger als einzige Natur­
freude bleibende Einrichtung wegen ihrer zu 
großen Entfernung von der Wohn- und Ar­
beitstätte auch dahiin ist, dann erst werden 
der breiten Masse die Augen aufgehen. Sie 
wird sich fragen, warum bei der Genehmigung 
der Beb a u u n g s p I ä n e seitens der Re­
gierung diese nicht die genügende Vorsorge 
für die Erholungsstätten der 12 Millionen traf, 
sie wird fragen: .. Wo sind die Spiel- und Tum­
melplätze für jung und alt, die schattigen 
Par k s, an denen andere Großstädte, voran 
London, Wien und jüngst Paris, so reich sind, 
und deren Schaffung und Pflege ihnen eine 
ihrer wichtigsten Aufgabe ist?" 

Wien besitzt außer dem berühmten Wald­
und Wiesengiirlel, der meilenweit in großer 
Breite über prächtige, z. T. 170 m über dem 
Donauufer gelegene Hügel dahinzieht, 1050 ha 
öffentliche Parks, London sogar 2486 ha, wäh­
rend Berlin nur 487 ha besitzt. Das macht in 
London auf 1000 Einwohner 0,56 ha Park­
fläche und. in Berlin genau die Hälfte. 

Nicht zufrieden mit dem vorhandenen Be­
sitz, vermehren Paris, Wien und London un­
aufhörlich ihren Park- und Waldbesitz, dessen 
gesundheitlichen und ästhetischen Wert sie alle 
wohl zu schätzen wissen. 

So schuf London, dem bereits in uen 
Jahren 1870-95 die große Summe von 30 
Millionen Mark für Verbesserung alter und 
Schaffung neuer Parks als keine schlecht auf­
gewendete Ausgabe erschien, im letzten De­
zennium außerdem noch jäh r I ich 44 ha 
neu e Parks und Schmuckplätze. 

Der Zoologische Garten ist 22,5 ha und 
der Humboldthain 34 ha groß. Erhielten die 
Einwohner Groß..Berlins alljährlich einen Park 
nur von der Größe des Humboldthaines, sie 
wären sicherlich zufrieden damit. 

Berlin dagegen wendete in den Jahren 1890 
bis 1900 nur 6285000 M. auf, also kaum äie 
Hälfte wie London mit seiner viel älteren 
Ansiedlung ringsumher. Die Berliner wenden 
allerdings pro Kopf auch nur die Summe von 
20 Pf. auf das Hektar Park fläche, die Lon­
doner 55 Pf. auf. Die inneren Vorortgemein_ 
den drückten sich überhaupt in unverantwort­
licher Weise an dieser Pflicht der Schaffung 
von Parks ganz vorbei, holzten sogar z. T. 
noch ab, was sie besaßen. Die winzigen Re­
klameplätze - mehr verstaubte Graspfützen 
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und Straßenkollisionen wie Erholungsplätze, die 
an Stelle einzelner Häuserblocks traten, 
zählen kaum mit. Dies gilt vor allem im 
Süden von Schöneberg, von Schmargendorf, 
Tempelhof, Steglitz, Friedenau usw., im Nor­
den von Reinickendorf, Pankow, Heinersdorf, 
Schönhausen, Lichtenberg usw. 'Um dieser 
bedauerlichen Praxis der Berlin zunächst um­
schließenden Gemeinden einen Riegel vorzu­
schieben, hätte die Re g i e run g ihnen unter 
keinen Umständen ihren Bebauungsplan geneh­
migen sollen, wenn sie nichtt mindestens 
20..225 v. H. Fr e·i I an d • vorsahen, zu­
mal auch ihnen gleich Berlin sogar die 
vi e r stöckige Bebauung leider zugestanden 
wurde. Dabei hätte daraut geachtet wer­
den müssen, daß diese Freiflächen mög­
lichst in Zusammenhang gebracht und so 
verteilt würden, daß zu ihrer Erreichung nicht 
mehr als 20-30 Minuten Fußweg erforder­
lich wären. 

Denn nur dann hat die Fr e i f I ä c he, ob 
Wald oder Park, allseitigen Wert, wenn 
sie schnell und leicht erreichbar ist. Aus die­
sem Grunde ist auch gegen die Veräußerung 
des Grunewaldes, der Wälder an der Oberspree, 
der WUhlheide, der Stolper Forsten usw. aus 
allen Kreisen der Bevölkerung einstimmig Pro­
test erhoben worden, weil es sich 1. um die 
der Peripherie der Stadt am nächsten liegen­
den Bezirke und 2. um die an den Seen ge­
legenen, dem Auge und der Lunge gleich 
wohltuenden, schönen Landschaftsgebiete han­
delte. 

Daß See und Wald zusammengehören, weiB 
niemand mehr zu schätzen als der Märker. 
Deshalb trifft's ihn an seiner empfindlichsten 
Stelle, sieht er allenthalben, langsam, aber sy­
stematisch von seinen geliebten Ruheplätzen 
an den Seen Imd Flüssen sich zurückgedrängt. 
Grinsten selbst den harmlosesten Naturfreund 
unter ihnen bisher schon - mit Recht oder 
Unrecht, darüber streiten die Rechtsgelehrten 
- in fürsorglich überreicher Zahl die War­
nungstafeln der Forstverwaltung und wohl­
weisen Polizei an allen weltverlorenen Ufern 
an, so belehrt ihn bald der Stacheldrahtzaun, 
dieses moderne Uebergangsmotiv von der 
Stadt zur Natur, was noch zu betreten ist 
und was nicht. 

Am Hundekehlensee, dieser Iiebgewpnnenen 
Völkerstraße, über welche sich der Strom der 
naturfrohen Millionen in den nahen grünen 
Wald jahrzehntelang ungehindert ergoB, führte 
nördlich und südlich ein cu. 3-4 Meter breiter 
FuBpfad.*) Von der einen Seite hatte man zur 

.) AbbildWlg siehe Seite 18. 
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Beispiel, wie systematisch sämtliche Seen der Allgemeinheit entzogen 
werden; früher führte ein fußweg rings um den prächtigen See. 

anderen eins jener bekannten lieblichen Bil­
der des Seeufers mit märkischem Kieferwald. 
Z w e i Wege sind Luxus, sagte we Regierung 
und kassierte den einen davon, indem sie seinen 
landschaftlichen Reiz 'in Bauland umsilberte. 
Warum hielt sie die s Bauland, das doch an 
steigendem Ufer lag, so daß den Anliegern 
der Ausblick auf den See allezeit gewahrt bleibt, 
nicht so weit vom Ufer ab, daß mindestens ein 
3-·4 Mete'/" breiter fußplad übrigblieb, analog 
der Anlage am Schlachtensee? Der Verkaufs­
preis wäre kaum eine Mark niedriger geblie­
ben, und blieb er niedriger, eine kommende 
Generation hätte keine Klage ob dieses klei­
nen Opfers erhoben! Wohl wird sie hände­
ringend fragen, um welchen Judaslohn dieses 
reizvolle Landschaftsbild geopfert wurde! Nur 
um zwölf Baustellen zu erzwingen? Schade, 
daß die, welche ihm das T ode.urteil jüngst ge-

sprachen, diese Klage nicht mehr hören wer­
den! 

Die anderen landschaftlich wertvollen Seen 
in der Nähe von Berlin sind bereits verloren 
- im Westen nennen wir nur den Königssee, 
Dianasee, HaIensce, vor allem den einst so 
stimmungsvollen Uelzensee, d<:n Kleinen 
Wannsee, dessen letzter Rest zurzeit vom 
Forstfiskus mit lieberhafter Eile schnell noch 
losgeschlagen wird; für die übrigen Seen 
ist das gesamte Volk in banger, ständiger Sorge. 
Seit Jahren schwebt um den einzigen Uferweg 
am herrlichen G r i e b n i t z see bei Neu­
babelsberg eine gTimme Fehde zwischen Wege­
polizei und Forstfiskus, ohne daß die Regierung 
diesem Trauerspiel der Landschaftsschän<kr den 
Garaus macht. Die w e i t e 0 elf e n t I ich -
k ei t interessiert sich vorläufig leider, leider 
n 0 c h gar nie h t für diese Angelegenheit. 
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_._. Reduzierte Waldgrenze 
Das engschraffierte Gebiet ist bebaut. 
Das weitschraffierte Gebiet, ausschließlich Wald, wird abgeholzt und der Bebauung erschlossen. 

Wann schaHt ein energisches Quousque 
tandem diesen Untergrabem von H~imat­

liebe und Naturfreude entg~en? SoH man etwa 
dem modernen Reichshauptstädter zumuten, 
in seinem ZeJlengefängnis, diesen freud- und 
charakterlosen Mietkasernen, die Heimat zu 
erblicken und für ihre Erhaltung sein aHes 
einzusetzen? Wem könnte dies ehrlich zu­
gemutet werden! "Di~ Sorglosigkeit der Ver­
gangenheit hat die Schuld", können wir mit 
dem Fürsten von Bülow klagen, nicht die Hilf­
losigkeit gegenüber neuen und überschneH sich 
entwickelnden Verhältnissen. Denn andere 
Großstädte waren und sind uns weit voraus 
auf diesem Gebiete, und andere Länder be­
schämen uns noch jährlich durch großzügige 
Maßnahmen zwecks Erhaltung und Förderung 
der Gesundheit ihrer Reichshauptstadt, deren 
Wohl mit dem Wohl des Staates ihnen 
identisch ist. 

In Paris verlangt ein Gesetzesantrag zurzeit 
bei Aufgabe eines Teiles der StadtumwaHung 
außer einer 70 Meter breiten Gürtelstraße die 
Anlage von mindestens vier Parks in Größe 
von 15-20 ha. (Zoolog. Garten 22,5 ha.), vier 
Volksspielplätze von 1- 2 ha; ferner darf nur 
ein Drittel des ganzen Areals zu Bauland aus­
genutzt werden, und zu Einrichtung und Er-

haltung von öffentlichen Wäldern, Freiflächen 
usw. soll ein Sonderausschuß bestellt werden. 
Vorläufig ist die Summe von 14 Millionen bereit­
zusteHen. Noch im preuß.ischen Forstetat 1909 
steht dagegen die Summ~ von über einer Million 
zum A b hol zen des Orunewaldes und zur 
Anlage von Wegen und Brücken zu seiner "Er­
schließung". 

Der vaterlands liebende Franzose erhebt 
diese Lebensfrage seiner Hauptstadt zu 
einer nationalen, in PreuBen wird jedwede, 
selbst die kleinste Forderung für ähnliche Be­
dürfnisse der Hauptstadt von allen Seiten, leider 
auch aus der Provinz, bekämpft, es rehlt das Ge­
wicht der öffentlichen Meinung, zumal drauß~n 
im Lande außerhalb Berlins. 

Die Wiener zeigten noch ganz andere Be­
geisterung für die soziale Entwicklung 
ihrer Stadt, wobei ihnen das österreichische Ge­
setz noch zu Hilfe kam. Ein s tim m i g be­
schloB der Gemeinderat am 24. Mai 1905 auf 
Anregung seines weitblickenden Bürgermeisters 
Dr. Lueger die Schaffung eines Wald- und 
Wiesengürtels, der in einer Ausdehnung von 
4.400 ha z. T. als prächiiger, stark hügeliger 
Laubhochwald Wien schon umkränzt, und stellte 
sofort die hierfür nötige Summe von 50 Mil­
lionen ein. Dieser 24. Mai 1905 bleibt ein 
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Ehrentag für Wien, um den wir e~ herzlich 
beneiden können. 

Die preußische Regierung verlangt dagegen 
für das 600 Hektar große Tempclhofer 
F eid, von dem leider ein Drittel be­
baut werden soll, die Riesensumme von 
390 Millionen Mark, für den ~300 Hektar 
großen Grunewald nicht weniger als 600 Mil­
lionen. Vor kurzem wollte sich der Forst­
fiskus noch mit 2 M. pro qm begnügen. 

Woher nehmen, wenn nicht stehlen oder spe­
kulativen Raubbau treiben? Der Staat weiß 
bei dieser seiner Forderung nur zu gut, daß 
die Stadt BerliJn bei ihrer politischen Iso­
lierung gegenüber den mit ihr konk"Urrierenden 
Vorortgemeinden in einer Zwangslage sich be­
findet, er weiß, daß eine Erhöhung ihrer 
Steuern ein verhängnisvolles weiteres Abwan­
dern der steuerkräftigsten Bewohner in die 
Vorortgemeinden zur Folge ha!. 

Letztere können ihre Anziehungskraft des­
halb so leicht steig ... n, weil .ie, wie oben an­
gedeutet, gar keine oder nur ganz ge­
ringe Opfer in genann tem Sinne für die 
Allgemeinheit bringen und besonders an 
Erholungsstätten, freiflächen usw. oft unter 
Preisgabe der eignen Wälder sich auf die Ber­
liner Parks und die fiskalischen Waldungen 
stützen, alles andere Gebiet zu Bauland mit 
gleich nutzbringender Bauordnung wie Berlin 
aufteilen können, je weiter vom Zentrum, um 
so vorteilhafter. Also nichts anderes vollzieht 
sich hier, als den Terrainspekulanten kosten­
lose und unverbindliche Vorarbeit zu leisten. 

Daß diesen unhaltbaren Zuständen endlich 
ein Ende zu machen ist, darüber henscht wohl 
Einstimmigkeit; jetzt in dieser 12. Stunde heißt's 
sich aufraffen und retten, was noch zu retten 
ist, damit wir auch für Groß.Berlin endlich 
der Gesundheit, Schönheit und Billigkeit Rech­
nung tragende Ansiedlungen erhalten. 

Und bei diesen großen, Jahre erfordemden 
Zielen dürfen wir nicht die K lei n ar bei t 
übersehen, sondern müssen für Bebauungspläne 
sorgen, die mehr bezwecken als eine unwürdige 
Ein mau e run g eines hochkultivierten Vol­
kes, die mehr als bisher entsprechen dern groß. 
artigen Ringen und Schaffen der Hauptstadt 
eines 60-Millionen-Volkes." 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Geheimrat [wald: 

... ,Herr Baumeister Jansen! Sie haben über 
den Geiz, den der Vorstand zu seinem Bedauern 
mit der Zeit treiben muß, glänzend triumphier!. 
Wir sind Ihnen dankbar dafür. Es konnte, 
glaube ich, nicht schöner und frappanter das 
Bild gC/t.:'igt WCrl;CJl, uas wir von der Zukunft 

20 

erwarten und fürchten müssen, als Sie es jetzt 
getan haben. Ich danke Ihnen nochmals im 
Namen, glaube ich, der ganzen Versammlung 
für die instruktive Darstellung, die Sie uns 
gegeben haben. 

Ich gebe jetzt das Wort Herrn Dr. v. Man­
gold!." 

Dritter Berichterstatter Dr. v. Mangoldt, 
Vor si t zen d. des Ans i e d I u n g sv e r ein s 

Groß-Berlin: 

_"Meine Herren und Damen! Ich werde mich 
möglichst kurz fassen, und meine Aufgabe wird 
im wesentlichen sein, Ihnen die Kette von 
Reformmaßregeln darzulegen, die Sie in den 
Leitsätzen finden, und von denen der Ausschuß 
geglaubt hat, daB sie für heute und zunächst 
zu gelten haben und zu fordern sind. Aber: 
"Erst besinn's, dann beginn's!" Das Besinnen 
heißt in diesem Falle, daß wir die ganze Be­
trachtung auf ein etwas weiteres Feld steIlen, 
daß wir die ganzen Erscheinungen, ich möchte 
sagen den ganzen Jammer, den wir jetzt ge­
sehen haben, wenigstens für ein paar Minuten 
auf seine Ursachen hin untersuchen; denn es 
wird schwer sein, gegen etwas anzukämpfen, 
wenn wir uns nicht über die Ursachen klar 
sind. 

Was uns heute abend beschäftigt und zum 
Teil erschüttert hat, ist die rücksichtslose, man 
kann sagen vandalische Herunterholzung der 
Wälder und Naturbilder, die barbarische und 
im höchsten Grade volksunfreundliche Zusam­
mendrängung, ja Zusammen pressung der immer 
größer werdenden Groß-Berliner Massen durch 
die Bebauungsbestimmungen und alIes, was da· 
mit zusammenhängt. Aber, fragen wir ver· 
wundert, wie kommt das? Wir sind doch auf 
anderen Gebieten rege und lassen uns nicht 
alIes gefallen; da muß doch eine zwin~nde 
Ursache sein! 

Da liegt nun eine Antwort nahe: das Land 
draußen wird immer wertvolIer, es lassen sich 
große Gewinne daraus herausschlagen. Zu­
gleich aber ist es in den Händen zunächst 
einer groBen Masse von Privatbesitzern, denen 
nach der nun einmal vorhandenen Neigung der 
menschlichen Natur das Gewinninteresse höher 
steht als die volkswirtschaftlichen und nati<>­
nalen Interessen. Das hat dann auf Staat und 
Gemeinde abgefärbt. 

Aber, wenn wir uns mit dieser Antwort be­
gnügen wollten, wäre es nur eine oberfläch­
liche Untersuchung. Wir müssen tiefer graben 
und fragen: Warum lassen wir uns denn das alles 
gefalIen? Gibt es keine Gegenwehr? Und 
darauf antworte ich - ich trage hier alIer· 
dings meine Privatanschauung vor, die nicht 
dem Ausschuß vorg-elegt i,t : Oas kommt 



meines Erachtens daher, weil wir uns gegen­
über der ganzen für unsere mehr zum Stadt­
volk werdende Nation so ungeheuer wichtigen 
Frage der richtigen Behandlung des städtischen 
Zukunftsbodens in eine vollständig falsche Be­
trachtung und Behandlung verrannt haben. Wir 
betrachten und behandeln diesen künftigen 
städtischen Ans i e d lu n g s b 0 den, der 
draußen noch unbebaut liegt speziell 
in Groß.Berlin, aber in anderen großen, 
wachsenden Städten auch " I s War e. 
Oder etwa nicht? Wird nicht mit diesem 
städtischen Boden gehandelt und geschächert 
wie mit Ware? Wird er nicht täglich hin und 
her geschoben, gekauft und verkauft, belastet 
und entlastet und verpfändet, und unterliegt 
er nicht dem Handelsverkehr von Dutzenden 
von Gesellschaften, unterliegt er nicht Kon­
junkturen und Preisschwankungen aller Art? 
Was ist aber mit dieser Behandlung als Ware 
gegeben? Ohne weiteres das: daß die Besitzer 
dieser Ware - in diesem Falle also die grafien 
verschiedenen Kategorien der Bodenbesitzer -
über diesen Boden auch ungefähr eine solche 
Macht haben wie der Warenbesitzer über seine 
Ware. Natürlich gibt es bei jeder Ware gewisse 
Einschränkungen und beim städtischen Boden 
noch einige Einschränkungen mehr; aber im all­
gemeinen kann der Waren besitzer mit seiner 
Ware machen, was er will: er kann sie ver­
kaufen oder nicht verkaufen, verpfänden oder 
nicht verpfänden und dergleichen mehr. Und 
so kann es auch der Bodenbesitzer. 

Oder etwa nicht? Sehen wir es nicht alle 
Tage? Der Urbesitzer draußen kann den Boden 
hergeben, wenn er gut gelaunt ist und Geld 
braucht; er braucht ihn aber nicht herzugeben. 
Der Terrainbesitzer kann das Land so zu­
schneiden, wie er will, oder nicht zuschnei­
den - natürlich innerhalb der Bebauungs­
pläne; sie sind ja schlecht genug, wie Sie 
eben gesehen haben! Weil aber der künftige 
städtische Ansiedlungsboden als Ware behan­
delt wird, deswegen haben auch die Besitzer 
dieses Bodens eine Macht, wie sie der Waren­
besitzer über seine Ware hat. Damit ist ohne 
weiteres eine große Gefahr für die endlichen 
Konsumenten dieser Ware gegeben. 

Wer sind aber diese end I ich e n Ver-
braucher der Ware städtischer 
Ansiedlungsboden ? Meine Damen 
und Herren, da kann man wirklich in 
vollstem Maße wiederholen, was unser Herr 
Vorsitzender am Anfang sagte: "Tua res 
agitur!" Wir alle sind diese endlichen Konsu­
menten, und nicht wir allein, sondern jene 
ungezählten Scharen im Norden, Osten, Süd­
osten von Berlin, jene Arbeiterbataillone, auf 
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denen zum großen Teil die Zukunft und Hoff­
nung unseres Volkes beruht, sie, die in die 
Mietkasemen hineingepreBt werden, sie, die 
mit den hohen Mieten belastet werden, sie, 
denen der Zugang zu der Natur versperrt wird! 

(Bravo!) 
Nun würde diese Behandlung des zukünf­

tigen städtischen Ansiedlungsbodens als Ware 
noch nicht so schlimm sein, wenn dieser Boden 
seinen Eigenschaften nach tatsächlic'll eine solche 
Ware wäre wie andere Waren auch. Aber das 
ist er leider nicht, sondern er ist nach der 
ganzen Situation mit einigen schwerwiegenden 
Ei gen t ü m I ich k ei t e n behaftet. 

Erstens einmal mit der Eigentümlichkeit, dall 
die Be si t zer dieser Ware - ich gehe 
auf die einzelnen Kategorien dieser Boden­
besitzer: Urbesitzer, reine Spekulanten, Ter· 
rainunternehmer, Agenten, Bauunternehmer 
usw. nicht ein, das würde zu weit 
führen - im allgemeinen und zusammen­
genommen eine übermä eh tige Ste II un g 
gegenüber den Verbrauchern haben, eine so 
übermächtige Stellung, wie sie im Warenverkehr 
sonst absolut nicht üblich ist, höchstens jetzt 
in der Neuzeit sich bei einigen Waren allmäh­
lich anfängt herauszubilden durch den groBen 
Fortschritt der Kartellierung, der Syndiziemng 
und dergleichen. Worauf sich diese über­
mächtige Stellung gründet, dafür kann ich hier 
nur Stichworte nennen. Erstens hat der Be­
sitzer jeder Ware von vornherein eine starke 
Stellung, wenn er mit ziemlicher Sicherheit auf 
eine k ü n f t i g eWe rt s t e i ger u n g im 
Marktverkehr rechnen darf; dann wird Jhm 
natürlich das Warten auf die Erzielung höherer 
Preise leichter und seine ganze Stellung 
viel stärker. Wir haben weiter eine mon 0-

polähnliche Stellung gewisser 
Bad e n k 1 ass e n, namentlich des innersten 
Ringes von unbebautem und unauf­
geschlossenem Boden, der sich an das bereits 
bebaute städtische Gebiet in Berlin und in 
den einzelnen Vororten anschlieBt. Die groBen 
Flächen unaufgeschlossenen Landes, die Sie 
draußen an der Peripherie, dieser Orte sehen, 
greifen nämlich nicht im gegebenen Augen­
blicke als Konkurrenz auf dem Landmarkte ein, 
sondern der Verbrauch ist in der Regel aus 
natürlichen, namentlich aber aus rechtlichen 
Gründen auf diesen nächsten inneren Ring be­
schränkt. An diesem Zustand tragen der Staat, 
die Gemeinden und ihre Gesetzgebung und 
Verwaltung den Hauptteil der Schuld. "Schuld" 
- das ist in diesem Fall vielleicht etwas mit 
Vorsicht zu gebrauchen, weil die Vorschriften, 
auf die es hier ankommt, im allgemeinen wohl 
in der guten Meinung erlassen sind, einen ge-



ordneten, konzentrischen Städtebau zu erzielen. 
Die Vorschriften, an die ich denke, sind vor 
allen Dingen das p r e u ß i s ehe Ans i e d -
lungsgesetz und weiter der § 12 
des preußischen Fluchtlinien­
ge set z es, auf das sich die kommunalen 
Ortsstatute, betreffend das Verbot des soge­
nannten wilden Bauens, gründen. Es würde 
zu weit führen, wenn ich das ausführen wollte. 
Namentlich nach der letzteren Vorschrift 
könnten die Gemeinden verbieten - und in 
Groß-Berlin ist davon in weitem Maße Ge­
brauch gemacht worden -, daß überhaupt an 
Straßen irgendwo Wohngebäude errichtet wer­
den, wo nicht regulierte, den baupolizeilichen 
Bestimmungen des Ortes entsprechend herge­
stellte Zustände vorhanden sind. Da aber das 
Netz der völlig hergestellten Straßen schon 
aus Kostenrücksichten naturgemäß immer klein 
sein wird - wenigstens nach deutschen Ver­
hältnissen -, so ist klar, daß mit einem Feder­
striche die Konkurrenz der Flächen des weiter 
draußen liegenden Landes zu drei Vierteln tot­
geschlagen ist. 

(Sehr richtig!) 
Ich sage nicht, daß man solche Vorschriften 

nicht treffen soll. Wir in Deutschland sind ja 
an ordentliche und geregelte Zustände gewöhnt, 
und hätten wir sie nicht mehr, so würde uns 
das wahrscheinlich auch nicht gefallen. Aber 
wenn man einmal von öffentlicher Seite so 
tief in die Privatwirtschaft eingreift, daß not­
wendig eine monopolähnliche Stellung für die 
Besitzer entsteht, dann sollte man auch ganz 
reinen Tisch machen und auch die Be­
schaffung des Baulandes, der Baustellen und 
namentlich ihre Preisbestimmung nicht mehr 
in privaten Händen lassen. 

(Sehr richtig!) 
Die außerordentlich starke Stellung der 

Bodenbesitzer gegenüber den endlichen Boden­
verbrauchern beruht ferner auf unserem ganzen 
Re alk red i t s Y s t e m, unserem H y po­
t h e k e n wes e n, welches die Durchsetzung 
hoher Preise sehr erleichtert. Weiter sind, wie 
bekannt, die Bau u n te rn e h m er, die Ab­
nehmer der Baustellen, sehr häufig in einer 
weitgehenden f i na n z i e II e n Ab h ä n gig­
k e i t von den Bodenbesitzern, die ihnen den 
Boden überliefern, oder \'on den Hypotheken­
banken, die wieder an den Interessen der 
Bodenbesitzer teilnehmen, infolgedessen in das 
gleiche Horn der Boden"ertcuerung stoßen. 
Das Ende vom Liede ist unausweichlich eine 
übermächtige Stellung dieser ganzen Gruppen 
von Bodenbesitzern verschiedener Art, und ein 
leidvoller Ausgang für die hundertfach gröBere 
Zahl der endlichen Bodenverbraucher. 
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Ich könnte auch noch einen Umstand er­
wähnen: daß infolge dieser Behandlung des Bo­
dens als Ware auch der Prozeß der Umwandlung 
der Tohen Ackerfluren in fertige Baustellen, dall 
diese zahllosen technischen, juristischen und 
wirtschaftlichen Maßregeln, die da vorgenom­
men werden müssen, jetzt alle überwiegend mit 
p r i v a te n Mit tel n, vor allen Dingen immer 
wieder mit Aufwendung von Geld, Geld, Geld, 
das an die Betreffenden gezahlt wird, erledigt 
werden müssen; und daß a·uf diese Weise eine 
Unmenge unnütze Kosten in diesem Produk­
tionsprozeß entstehen, die vermieden werden 
könnten, wenn wir uns endlich zu einem 
energischen öffentlich-rechtlichen Eingreifen, 
der Situation der Sach·e entsprechend, ent­
schließen könnten - eine Aufgabe, die für 
Staat und Gemeinde weniger schwierig durch­
zuführen wäre als etwa solche großen Aktionen, 
wie wir sie mit Erfolg gehabt haben: die 
Eisenbahnverstaatlichung oder die Kommuna­
lisierung der Trambahnen und dergleichen 
mehr. 

Nun, meine Herren, müssen wir aber lang­
sam den Ring schließen, denn wir wollen uns 
bei dieser theoretischen Betrachtung nicht ewig 
aufhalten. Durch diese Behandlung des Bodens 
als Ware, obgleich diese Ware schwierige Eigen­
tümlichkeiten hat, wie sie andere Waren im all­
gemeinen nicht haben, ist, sage ich, eine übe r­
m ä eh ti g e S tell u n g der Bodenbesitzer 
gegenüber den endlichen Bodenverbrauchern 
geschaffen und eine grundsätzliche, weit­
gehende Vor ans tell u n g der I n te r -
c s sen die s erB 0 den b e s i tz e r gegen­
über den Interessen der großen Masse der end­
lichen Boden verbraucher gegeben. 

Wer sind diese Bodenbesitzer? 
Wir wollen sie nicht einzeln aufzählen, auch nicht 
mit Fingern auf sie deuten; denn solange die 
bestehenden Verhältnisse andauern, die Oeffent­
lichkeit sich nicht zum Eingreifen entschließt, 
vollführen diejenigen, die das Land aufschließen, 
ein notwendiges und nützliches Werk. Aber 
wer sind sie denri? Der Zahl nach sirid sie die 
wen i gen - darüber kann kein Zweifel sein, 
gegenüber den vielen, den unendlich vielen, 
die diesen Boden in Zukunft bewohnen werden. 
Aber sie sind nicht nur die wenigen, meine 
Herren und Damen, sie sind auch die Ab­
ziehenden, die W eie h end e n. Nehmen 
Sie selbst einen alten, ängstlich gehüteten 
familienbesitz an, der ein, zwei Jahrzehnre 
und länger daliegt, umbrandet von den Wogen 
der städtischen Entwicklung; selbst der geht 
schließlich in der kapitalistischen flut unter; 
es kommt der Tag, wo es heißt: Die Bötzow­
sehen oder die Schmidtschen Erben oder wer 



sonst haben den alten f amilienbesltz los­
geschlagen. Die Entwicklung ~ht auch über 
sie hinweg, und auch diese felsen unter 
den Bodenbesitzem geben schließlich ihren 
Besitz auf. Die ursprünglichen Boden­
besitzer sind eben die Weichenden und 
stehen gegenüber den vielen, den Bleibenden. 
Denn es handelt sich ja nicht nur um uns, 
die wir jetzt leben, es handelt sich nicht ein­
mal nur um die Kinder, die wir vielleicht haben, 
und die nach uns in diese Häuser ziehen wer­
den, sondern um viele, viele mehr: es han­
delt sich um alle die Generationen, die noch 
kommen sollen, auf die wir hoffen, weil wir auf 
eine lange und glückliche Zukunft unseres 
Volkes hoffen. Alle diese unabsehbaren Massen 
werden mit ihrem Leid und ihren freuden, 
ihrer Lust und ihrer Trauer, mit ihrer Tüchtigkeit 
und ihren Leistungen das zu tragen haben, was 
jetzt gesündigt wird. Meine Herrschaften, kann 
man einen Augenblick noch zweifelhaft sein, 
wenn man nur einen funken von Vaterlands­
gefühl hat, welches Interesse das unendlich viel 
wichtigere und wertvollere ist, und welches 
Interesse völlig zurückzutreten hat und sich 
nicht breitmachen darf, wenn das erstere Inter­
esse in Frage kommt? Es j s t das In t e r­
esse der bleibenden Vielen, wei­
ches der Staat, die Gesellschaft 
und rwir selbst wahrzunehmen 
hab e n. 

(Bravo!) 
Nun komme ich nach meinen grundsätzlichen 

Ausführungen zu der AnknüpfuRIl' an die 
speziellen ,Bestrebungen des 
Wal d s eh u t z tag e s. Meine Herren und 
Damen, indem wir den Boden als Ware be­
handeln und infolgedessen das Interesse der 
weichenden Wenigen weit voranstellen dem 
Interesse der bleibenden Vielen, entsteht· auch 
das Ver der ben für die W ä I der und 
für die Beb a u u n g s b es tim m u n Ir e n. 
Denn wenn man im allgemeinen von dem Ge· 
sichtspunkt ausgeht: der Boden gehört dem und 
dem, der kann damit machen, was er will; die 
Wertsteigerung des Bodens kann er zwar nicht 
schaffen, wir lassen sie aber ruhig in seine 
Taschen gleiten; er ist der Eigentümer, das 
geht allem anderen vor - ~nn man VOll 

diesem Gesichtspunkte ausgeht, dann ist damit 
grundsätzlich wenigstens auch dem Waldboden 
das Urteil gesprochen, denn wenn er auch 
zum großen Teile Staatsbesitz ist, so wird der 
Staat doch sagen: Wir legen eben die Privat· 
beurteilung zugrunde, und danach ist der 
Waldboden so und so viel wert. Aehnlich 
liegt es mit den Bebauungsbestimmungen. 
Wenn man das Interesse der weichendea 
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Wenigen vertritt, dann können selbstverständ­
lich die Häuser, die auf dem Boden gebaut 
werden sollen, nicht hoch genug! aufgeführt und 
die Höfe nicht klein genug gemacht werden, 
denn je stärker das Grundstück ausgenützt wird, 
desto mehr vermag es Rente abzuwerfen. 

Aus diesem Grunde glaube ich, daß die 
speziellen Bestrebungen, die wir heute abend 
verfolgen, es notwendig machen, unsere 
g run d sät z I ich e n Ans eh au u n gen auf 
diesem Gebiete einer R e v i s ion zu unter­
ziehen in der Richtung, daß wir uns statt 
wie bisher auf den Standpunkt der weichenden 
Wenigen auf den der bleibenden Vielen stellen. 

Nun wird man mir vielleicht sagen: "Lieber 
freund, das ist doch gar nicht zu vereinbaren 
mit der Heiligkeit des Eigentum's! 
Du gehst über Besitzschranken, die einmal da 
sind, hinweg, und was soll aus Besitz und 
Staat werden, wenn man das Eigentum so 
wenig respektiert, wie du es tust?" 

Nun, was die praktischen Maßregeln an­
langt, so würde ja daruber noch ein Wort zu 
sprechen sein; das müssen wir heute beiseite 
lassen. Aber gut, ich will das Wort vun der 
Heiligkeit des Eigentums akzeptieren. Welches 
Eigentum soll uns aber dann heilig! sein?? Soll 
nur das Eigentum heilig sein, das gerade am 
Platze sitzt? Ich sehe ein anderes Eigentum 
vor mir, das heilig ist, ich sehe ein Eigen­
tum, welches sich auf viele, viele Millionen von 
Menschen nacheinander erstreckt, die dort in 
kleinen Häusern im Grunen sitzen, die sich nicht 
nur auf einem hastigen Sonntagsausflug an der 
Natur erfreuen können, sondern die es täg­
lich können; ich sehe namentlich eine rosige 
Jugend, die ganz anders gesund und zum Teil 
auch ganz anders rein aufwächst, als es der 
heutigen Jugend in unseren Steinhaufen mög­
lich ist. Mir scheint, daß die, die von der 
Heiligkeit des Eigentums reden, vor allen 
Dingen in diesem Sinne die gerechten An­
spruche auf Eigentum der vielen Millionen zu 
verteidigen hätten, die erst noch kommen, und 
deren gerechte Ansprüche nicht zunichte ge­
macht werden dürfen durch das Gewinninteresse 
weniger Hunderte und Tausende. 

Doch kehren wir von diesem etwas hohen 
f luge zu dem s p e z i elle n T li e m; a i:I e s 
Ab end s zuruck. Indes haben wir nun crstdie 
richtige Beurteilung und Schwungkraft für die 
ganze Sache gewonnen, indem wir uns auf den 
Boden der bleibenden Vielen statt der weichen­
den Wenigen stellen. Man kann da natürlich 
nicht alles mit ein·em Schlage erreichen, und so 
sind auch die Reformmaßregeln, die 
wir Ihnen heute abend in den Lei t-



sät zen ,"arschlagen, weislich erwogen 
und auf ein verhältnismäßig besch~idenes 
Maß, das sich speziell mit den bei­
den Gegenständen des heutigen Abends, dem 
Waldschutz und den Bebauungsbestimmungen, 
deckt, zurückgeführt. Einen Teil dieser Re­
formmaßregeln hat der erste Redner, Herr Dr. 
)ablonski, bereits dargelegt; immerhin werde 
ich die ganze Reihe kurz durch!!ehen. 

Sie finden als Forderung unter Va: 
U n g e s c h m ä I er teE r hai tun g des 
jetzigen Bestandes der Wälder und Na­
turschönheiten in und um Groß-Berlin. 

Wir haben gehört, daß an Bauland und 
Baustellen kein Mangel ist. Deshalb soll 
der jetzige Bestand an Wäldern erhalten 
bleiben. Muß aber mit der Zeit aus 
zwingenden Gründen doch etwas geändert 
werden, so soll es jedenfalls nicht planlos ge­
schehen wie heute, vor allen Dingen nicht, 
ohne daß die Nächstbeteiligten, nämlich die 
Groß-Berliner Bevölkerung, die ja durch die 
Kreise, die heute abend hier sind, zum großen 
Teil 'vertreten ist, gehört wird. 

b) Anwendung und Ausbau des pr eu­
Bischen Waldschutzgesetzes 
\'on 1875, des Ge me i nd e wal d­
ge set z e s von 1876 und des sogenann­
ten Ver uns tal tun g s - G es e tz es 
von 1907 im Sinne der hier vertretenen 
Bestrebungen zum Schutze Berlins und 
anderer Orte. 

Das hat Herr Dr. Jablonski speziell er­
örtert. Ich mache nur nochmals daraut auf­
merksam, daß es immerhin einige, aller­
dings durch den Staub der Zeiten und 
Akten stark bedeckte Gesetze in Preußen 
gibt, das Waldschutzgesetz und das Ge­
meindewaldgesetz, welche mindestens Rechts­
prinzipien enthalten, die auf den Schutz der 
Wälder wohl anwendbar sind. 

c) Möglichst weitgehende U e b er­
nah m e der W ä I der und N a t u r­
schönheiten GroB - Berlins 
durch die Kommunalverwal­
tun gen gegen Entschädigung der bis­
herigen Besitzer, ev. aut dem Wege der 
Zahlung einer Rente, und unter der Be­
dingung der dauernden Erhaltung der 
Wälder und Naturschönheiten als solcher. 
Bildung eines Zweckvcrbandes 
hierfür. 

Wir haben uns auf den Standpunkt gestellt, 
daß der sicherste Weg, die Wälder und Natur­
.chönhciten zu erhalten, der wäre, daß sie 
so weit wie möglich von den Gemeindever­
waltungen übernommen werden. Ein Anfang 
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dazu ist in der Berliner Umgegend an ver­
schiedenen Stellen gemacht. Es gibt ein­
zelne ausgesprochene Waldgemeinden, wie 
Cöpenick usw. Man wird denen schwer zu­
muten können, daß sie gewissermaßen für das 
Wohl der Gesamtheit allein bluten und den 
ganzen Wald auf ihre Kosten allein er­
halten, während die anderen nichts dazu zu 
geben brauchen. So ist eine Ausgleichung und 
finanzielle Erleichterung für diese Zwecke durch 
Gründung eines kommunalen Zweckverbandes 
vorgesehen. 

Nun komme ich zu d: 
Herabminderung der An­
sprüche des Staates und dcr 
s 0 n S t i gen B e s i t zer der Wälder und 
Naturschönheiten im falle der Ueber­
nahme derselben laut vorstehender Nr. c. 

Auf der einen Seite sind wir gesonnen, damit 
etwas Praktisches herauskommt, den Kom­
munalverwaltungen gut zuzureden, daß sie in 
ihren Beutel greifen und das möglichste tun; 
denn schließlich werden wir alle lieber etwas, 
wenn auch nicht zuviel zahlen wollen, 
als daß unsere Wälder radikal abgeschlagen 
werden. Aber auf der anderen Seite muß man 
noch viel besser zureden - verzeihen Sie 
diesen harten Ausdruck - diesem Racker von 
Staat, daB er sieh in dieser Weise bisher be­
nommen und aufgeführt hat. 

(Sehr richtig!) 
Der Staat ist um so mehr verpilichtet, in 

seinen Forderungen kräftig herunterzugehen, 
als er von Gottes und Rechts wegen verpflichtet 
wäre, dieses niederträchtige und verderblieh 
wirkende System der Bodenpre'isbildung, das 
wir jetzt haben, seinerseits nicht zu stützen oder 
gar noch auszunutzen 

(Bravo!), 
sondern dieses System zU bekämpfen 

(Bravo!), 
mit aller Kraft zu bekämpfen! 

(Lebhaftes Bravo.) 
Denn wenn er es sich noch weiter zunutze 
macht, nachdem die Verhältnisse einmal klar­
gelegt sind, ist er moralisch nicht so sehr 
viel besser als der Hehler, der sich eine 
unsittliche Handlung eines anderen zunutze 
macht. 

(Lebhafte Zustimmung und BeifalL) 
Wir haben vom preußischen Staate noch die 
Vorstellung, daß er wenigstens bis zu einem ge­
wissen Grade die Verwirklichung einer Rechts­
und Sittertidee ist und nicht eines Schacher­
geschäftes. Insbesondere kommt noch hinzu, 
daß" wie ich vorhin andeutete, gewisse öffent­
lieh-rechtliche Vorschriften, die auf die staat­
liche Gesetzgebung zurückgehen - wie das 



preußische Ansiedlungsgesetz und das kommu­
nale Verbot des wilden Baues, das sich auf 
§ 12 des Fluchtliniengesetzes grundet -, ge­
rade auf die Konkurrenz in Bauland ertötend 
wirken und dadurch die Preise direkt erhöhen. 

Aber wenn auch die Preise vorn Staa te 
herabgemindert werden und die Kommunen auf 
der anderen Seite Mittel aufbringen und viel­
leicht ein Zweckverband gegründet wird, wird 
schließlich doch immer irgendwo das Geld her­
kommen müssen. Wok ö n n te man das 
Gel d her n e h m e n? Für die Entschädi­
gung des Staates haben wir die eine Quelle, 
daß die Kommunen wenigstens etwas, jeden­
falls erheblich mehr als bisher, namentlich 
durch einen größeren Zweckverband, aufbringen 
sollen. Aber im übrigen wäre es verkehrt 
- 'Wenn ich mich mal auf den staatlichen Stand­
punkt stellen soll -, wenn man den Anteil 
an der großen allgemeinen Wertsteigerung des 
Groß-Berliner Bodens, den der Staat bis zu 
einem gewissen Grade Ileanspruchen kann, 
lediglich aus den paar Fetzen herausquetschen 
wollte, welche im Verhältnis zum Ganzen der 
gegenwärtige staatliche Besitz umfaßt, son­
dern ich meine, daß es auch noch andere Mittel 
für den Staat gäbe, um ohne die jetzige Beein­
trächtigung der Wälder usw. größere Geld­
summen zu erlangen. Ich denke insbesondere 
<,Iaran - ich kann nur andeuten -, daß es 
doch sehr erwägenswert erschiene, daß das In­
stitut der Wer t z u w ach s s te u e r, das bis­
her nur als kommunales Institut gehandhabt 
und eingeführt ist, mindestens in diesem 
Spezialfalle von Groß-Berlin eventuell als staat­
liche Zuwachssteuer eingerichtet würde. Dann 
würde wenigstens der Druck der staatlichen 
Ansprüche auf das ga n z e Gebiet verteilt 
und nicht nur auf die paar Waldstriche ge­
legt werden. 

Es gäbe auch noch andere Mittel. Als ein 
solches könnte ich mir vorstellen, daß der 
Staat endlich täte, was er schon längst hätte 
tun müssen, nämlich daß er eine g roß e pos i­
ti v e 5 i e d lu n g s pol i t i k triebe, zur Re­
form der Groß-Berliner Ansiedlungsverhältnisse 
in planmäßigem Zusammenwirken mit der 
preußischen Eisenbahnverwaltung. Wenn das 
einigermaßen geschickt und energisch gemacht 
würde, ließe sich voraussichtlich, wenn auch 
nicht gleich, so doch' mit der Zeit durch Be­
siedelung der billig aufgekauften Außenstrecken 
später ein wesentlicher Gewinn erzielen, schon 
lauf Grund der natürlichen und nicht künst­
lich forcierten Wertsteigerung dieser Gebiete. 

Sodann, meine Herrschaften, ist auch in 
Betracht zu ziehen, daß im I n n ern von 
Berlin eine ganze Menge von s ta a tl ich e n 
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Ge b ä ud e nun d G run d s t ü c k e n liegen, 
bei denen man wohl die Frage erheben kann, 
ob sie nicht noch rationeller als bisher aus­
genutzt werden könnten. 

Endlich aber haben, soviel ich weiß, sich die 
Parteien des L a n d tag s auf den Standpunkt 
gestellt, daß sie willens seien, für denjenigen 
Zweck, für den, wie die Herren von der Staats­
verwaltung angeben, die Gewinne aus den Wald­
abholzungen in erster Linie bestimmt sind, näm­
lich für die großen Waldanpflanzungen im 
Osten, ohnedies die nötigen Mit tel z u b e­
will i gen, so daß eine dringende Notwendig­
keit, aus diesem Grunde die Wälder bei den 
Städten abzuschlagen, gar nicht vorliegt. Von 
den entsprechenden Lasten würden ja gerade 
wieder die großen Städte einen sehr bedeuten­
den Anteil tragen. Denn wer sind die Haupt­
steuergegenden des preußischen Staates? Es 
sind doch schließlich immer wieder die städti­
schen und industriellen Gegenden. 

(Sehr richtig!) 
So hoffe ich, daß wir von der Zeit nicht mehr 
fern sein werden, wo derjenige Beamte in 
Preußen nicht mehr für einen gut e n B e -
amt e n gelten wird, der zwar dem Staate 
viele Millionen durch Waldabholzungen bei den 
Städten hereinschafft, der aber zugleich damit 
weiten Teilen der Nation ihre Kraft und ihre 
Hoffnung herausschafft! 

(Lebhaftes Bravo.) 
Nun noch kurz ein Wort; Wo bekommen 

aber die Kommunalverwaltungen 
das n ö t i ge Gel d h'er? Ich deute auch hier 
darauf hin, daß eine gewisse Ausgleichung der 
kommunalen Lasten durch einen Zweckverband 
zu erzielen wäre, und ferner, daß direkte Mittel 
durch die Zuwachssteuer beschafft werden 
könnten, die ja zum großen Teil in den Ge­
meinden bereits eingeführt ist. Ich weise aber 
vor allem auf das hin, was Sie in den Leitsätzen 
auch finden, daß den Kommunen, wenn sie 
sich in diese großen Walderwerbungen hinein­
begeben, die mit der Zeit sehr stark an­
schwellenden Ausgaben erspart bleiben, die 
sonst für das Waldgelände notwendig werden 
würden, das sie für Waldschulen, Wald­
erholungsstätten usw. brauchen würden. Ist 
doch sogar der Gedanke vertreten worden, der 
mir ganz sympathisch erscheint, am Rande der 
Wälder unter Umständen auch Friedhöfe an-
2Illegen. Natürlich sollen sie nicht einen gan­
zen oder hAlben oder drittel Wald ausfüllen; 
äber solche friedvollen Waldbegräbriisstätten 
würden der Sache einen eigenartigen Reiz ver­
leihen und ein Bestattungsplatz für unsere Da­
hingeschiedenen sein, wie man ihn sich kaum 
schöner denken könnte. 



leh glaube jedenfalls gezeigt zu haben, daß 
verschiedene Mittel und Wege vorhanden sind. 

Nun kommen wir zur letzten Forderung 
des heutigen Abends. Wir haben es nicht 
nur zu tun mit der Erhaltung der Wälder, 
sondern wir haben es auch zu tun mit dem 
Jammer auf dem Gebiet der Beb au u n g s­
be s tim m u n ge n. Hier kommen sowohl die 
Beb a u u n g s p I ä n e wie die Bau 0 r d nun -
gen in Betracht. Darüber kann wohl kaum 
ein Zweifel sein, daß ein großer, wahrschein­
lich der weitaus grö6!e Teil dieser ganzen Be­
bauungsbestimmungen, Bebauungspläne sowohl 
wie Bauordnungen, zum Absichein reif ist, 

(Bravo! und Sehr richtig!) 
und daß, wenn überhaupt noch etwas aus der 
baulichen Zukunft von Groß-Berlin werden 
soll, die Bebauungsbestimmungen wieder radikal 
werden kassiert werden müssen, daß es fortan 
zum Panier der Groß-Berliner Bevölkerung 
werden muß: Fort mit diesen Bauordnungen 
und Bebauungsplänen ! Wir wollen uns nicht 
einengen lassen, sondern Licht und Luft 
haben. Jedes kapitalistische Interesse, das sich 
dem gegenüberstellt, muß zu Boden geworfen 
werden! 

(Bravo!) 
Meine Herren, nun gibt es z w e i Weg e , 

um zu diesem Ziele zu gelangen. Der ein e 
Weg ist sehr mühselig; ich mödtte aber doch 
dringend raten, daß Sie alle, soweit Sie irgend 
können, schon heute diesen Weg beschreiten. 
Die Beb a u u n g s p I ä n e zunächst können ab­
gciindert, abgeschafft und durch andere ersetzt 
weiden auf demselben Wege, wie sie gemacht 
worden sind, nämlich im wesentlichen durch 
die Gemeinden unter Zustimmung der Orts­
polizeibehörden, wozu hier in Groß-Berlin noch 
königliche Genehmigung tritt. Sehe jeder, der 
irgend wie einen Einfluß in einer Vorortgemeinde 
hat, daß nicht noch soldte neuen bösen Be­
bauungspläne hinzukommen, sondern daß die 
bösen abgeschafft werden! 

Was zweitens die Bau 0 r d nun g anlangt, 
so würde die Vorortbauordnung ron 1907, mit 
der wir es hauptsächlich zu tun haben, abzu­
ändern sein. Diesen Weg können wir betreten 
durch Bestimmung des Regierungspräsidenten 
und des Bezirksausschusses in Potsdam; das 
sind auch Stellen, von denen man hoffen darf, 
daß sie sich sachgemäß vorgebrachten Dar­
legungen auf die Dauer nicht ~chließ,en 

werden. 
Aber es gibt noch einen an d ere n Weg. 

Ich rate zwar dringend zur Kleinarbeit, aber man 
soll auch große Forderungen stellen, die das 
O)tr der zunächst noch nicht beteiligten Men~ 
in höherem Grade haben. Da können und 
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miiasen wir die Forderung aufstellen nach 
dem Erlaß eines S p e z i a I g e set z e s für 
G roß - B e r li n zu diesen Zwecken, eines 
Bau g e set z e s. Das würde in einen nega­
tiven und einen positiven Teil zerfallen; einen 
negativen Teil, der dieses ganze Unheil, mit 
dem wir es jetzt zu tun haben, mit einer ent­
schlossenen Bewegung beiseite wirft, indem 
er die jetzigen Bebauungspläne und Bauord­
nungen kassiert, und einen positiven, in dem 
unter weitgehender Mitwirkung der Bevölke­
rung, vertreten durch ihre sachverständigen 
Vereine usw., und vor allem auch unter Mit­
wirkung der Gemeindeverwaltungen, positive 
Bebauungsbestimmungen erlassen werden. 

Und nun, meine Herrschaften, komme ich 
zum Sc h lu s se! Und da kehren wir zurück zu 
dem Gedanken, daß. wir zu vertreten haben das 
Recht der bleibenden Vielen ge­
genüber den weichenden Wenigen. 
Wir, hier auf dem Waldschutztage, glaube ich, 
sind wohl alle gesohnen und gewillt, das Recht 
der bleibenden Vielen zu vertreten. Zwar ist 
es heute noch ungeschriebenes Recht, aber es 
ist das weitaus höhere Recht, und ich denke, 
wir treten in die fernere Arbeit mit der Ge­
sinnung ein, daß wir sagen: Wenn uns auch 
noch ein großer Kampf bevorsteht, so haben 
wir doch nunmehr die Hand an den Pflug 
gelegt, und wir sind nicht gewillt, sie eher 
wieder davon zu lassen, als bis wir eine lange 
und tiefe Furche in den Acker der Zukunft 
unseres Volkes gezogen haben !"*) 

(Lebhafter, anhaltender Beifall.) 

Vorsitzender Geheimrat Ewald: 

"Mein verehrter Herr Dr. v. Mangoldt! Sie 
haben selbst gesagt, daß Sie einen hohen Flug 
getan haben. Sie werden sich der Antithese, 
die diesem Wort entgegensteht, nicht ver­
schließen: "Doch hart im Raume stoßen sich 
die Sachen!" Wir wollen hoffen, daß das, was 
Sie uns als ideale Zwecke der Zukunft dar­
gelegt haben, sich in nicht allzu ferner Zeit 
erfüllen möge, und wollen unterdessen alles 
tun, damit sich diese idealen Ziele verwirk­
lichen mögen. Ich danke Ihnen vielmals!" 

(Dr. v. Mangoldt übernimmt den Vorsitz.) 
Nachdem in den vorstehenden Haupt­

referaten das tatsächliche und rechtliche Material 
*) Wer sich nAher für die in dem ers eD Teile dieses Re­

ferats ausgeführten Gedanken betr. die Behandlung des Bodens 
als Ware usw. interessiert, der sei auf mein Buch .Dle 
=~tlf::r~el:~~e:!~~f~;o(~ött~e~~~~~~h~~k d~e ~?t= 
sachen der Stadterweiterunl, die ~eorie der BodenpreisbiJdung, 
die Oedanken der Dezentralisation und andres mehr ausführ­
lich dargele2t finden. Ein walles posilives Reformprogramm 
für die Oro1\~8er1iner AnsiedluDa-sfrage fmdet sich da~en in 

=d:n~~1t~k ·ra~d~-;:,~~~~,:~o~ (::rilEeC;lH~:~~ 
1908. - 60 Plg.). Dr. v. MangrJldt. 



zur Wälderfrage dem zweiten ~rliner Wald­
schutztage vorgelegt wOf'den war, wurde in 
die Dis!russion eingetreten. Zunächst ergriff 
eine Reihe von Delegierten der auf dem Wald­
schutztage vereinigten Organisationen das 
Wort, um das Thema des Abends von dem 
speziellen Standpunkte der verschiedenen durch 
die Waldvernichtung bedrohten Bevölkerungs­
schichten zu beleuchte~. 

Von Herrn Professor Henlig wurde die Debatte 
durch folgende Ausführungen eröffnet: 

"Meine verehrten Anwesenden! Es ist mir 
eine auBerordentliche Genugtuung gewesen, 
als der Ausschuß mehrerer Gesellschaften, die 
zum Schutze des Waldes zusammengetreten 
sind, an mich die Bitte richtete, die Reihe 
der Erklärungen der Vertreter der einzelnen 
Vereine und Organisationen heute zu eröff­
nen. Es geschah wohl aus dem Grunde, weil 
bekannt ist, daß, so schmerzlich auch die Ent­
waldung unserer Berliner Umgegend von vielen, 
ja von allen empfunden wird, doch wenige 
den Anlaß genommen haben, öffentlich ihre 
Stimme zu erheben, und daß es vor andert­
halb jahren einer Vereinigung, die ich ver­
trat, gelang, das Ohr des Abgeordnetenhauses 
zu erreichen. Es fand dort eine lebhafte 
Unterhaltung statt, bei der dem Regierungs­
vertreter nicht gerade sehr schmeichelhaflie 
Sachen gesagt wurden. Ebenfalls im jahre 
1907 wurde im Herrenhause durch den fürsten 
Hatzfeldt eine Entschließung eingebracht, wo­
nach Teile des fiskalischen Grunewaldgeländes 
künftig nur unter Zustimmung des gesamten 
Staatsministeriums veräußert und so kostspie­
lige Anlagen wie die Döberitzer HeerstraBe 
deutlich im Etat aufgeführt werden sollen usw. 
Damit sagte das Herrenhaus: Der Art und 
Weise, daß ein Beamter kurzerhand den Ver­
kauf von Staatseigentum nicht nur vorschlägt, 
sondern durchführt, und daß das Abgeordneten­
haus und Herrenhaus vor einer vollendeten 
Tatsache stehen, also gewissermaßen beschämt 
ja oder nein sagen müssen - und sie haben 
schließlich immer ja sagen müssen - diesem 
Zustande muß ein Ende gemacht werden. 

(Bravo!) 
Was mich aber veranlaBt hat, in die Sache 

einzutreten, war mein warmes Herz für die 
Jugend, mit dem ich mich entschlossen habe, 
zu wirken. Hunderte von Ausflügen habe ich 
mit der jugend in die Umgegend Berlins ge­
macht mit außerordentlichem Erfolge. Das ist 
keine Ruhmrederei, sondern die Tausende und 
Zehntausende, mit denen ich durch die Natur 
gestreift bin, denen der Sinn geöffnet wurde 
für Gottes schöne Welt, für Pflanzen und 

Tiere und für die Menschen draußen, erin­
nern sich mit mir der schönen Stunden, die 
wir verlebt haben, und die, wie es scheint, 
für die nähere Umgebung der Stadt dahin sind. 

Aber nicht das Dankbarkeitsgefühl allein ent­
scheidet, sondern der ungeheure, von den 
meisten Menschen nicht geahnte Nutzen, den 
die Betrachtung der freien Natur bietet. Was 
nützen alle Museen, selbst die Aquarien, bio­
logischen Anstalten, das Museum für Meeres­
!runde, in denen man sich mit größter Aengst­
Iichkeit bemüht, ein bißchen Natur hervorzu­
zalIbern und nachzubilden? Das ist alles nichts 
gegenüber der lebendigen Natur draußen! 

Infolgedessen sind die sämtlichen wissen­
schaftlichen Gesellschaften Berlins ohne Aus­
nahme zusammengetreten und haben sich mit 
den pädagogischen Gesellschaften vereint, um 
eine große Denkschrift herzustellen zum Schutze 
des Grunewalds, namentlich aber der Seen­
rinne und des Hochmoors im Giunewald, welche 
eine naturwissenschaftliche Merkwürdigkeit 
ersten Ranges sind. Auf diese Denkschrift, 
welche den Ministerien und den Magistraten 
zugestellt wurde, ist nicht eine einzige Aeuße­
rung eingegangen! 

(Hört, hört!) 
Das ist so unerhört, daß dieses "Hört, hört" 
von Ihrer Seite vollkommen gerechtfertigt ist. 
Es müßte doch irgendein Echo, ein Ton aus 
dieser Kundgebung der ersten Geister Berlins 
in den Parlamenten und Kommunalvertretungen 
widerklingen. Nichts von alledem ist erfolgt! 

Da ist es in der Tat außerordentlich dank. 
bar anzuerkennen, daß eine große Reihe von 
Menschen sich endlich bereit erklärt, in diese 
Agitation einzutreten. Mögen Sie die weit­
schauenden Ziele, welche heute erörtert sind, 
für ratsam und erreichbar halten, oder mägen 
Sie es nicht tun - ich selber will mich niebt 
dafür verbürgen -, so müssen wir doch alle 
mit ganzem Herzen dafür eintreten, unseren 
herrlichen Wald, unsere prächtige Natur niebt 
für die Bauspe!rulation und unlautere Interessen 
herzugeben. 

(Sehr richtig!) 
Wenn es auch schon ZU spät sein sollte, um 
noch alles oder auch nur den Pichelswerder, 
eine der schönsten Stellen in Brandenburg und 
in Mitteleuropa überhaupt 

(Sehr richtig), 
um den Müggelsee, das Große fenster und das 
nördliche Ufer des Wannsees für den staat­
lichen Besitz zu erhalten, so müßte doch durch 
den zu schaffenden Zweckverband, der heute 
uns schon wiederholt in greifbare Nähe gerückt 
ist, dafür gesorgt werden, daß dort keine 
Bebauung von privater Seite erfolgt, sondenl 



mindestens das Ufergelände dem öffentlichen 
Verkehr erhalten bleibt. Wenn ich einen 
falschen Schritt in den Sumpf getan habe, 
ist es nicht ratsam, weiterzuschreiten, sondern 
notwendig, den Schritt auf das feste Land' zu­
rückzutun, und wenn der Fehler begangen ist, 
herrliche Gegenden zu verschachern, so muß 
er rückgängig gemacht werden. 

(Bravo!) 
In dem heißen Bemühen, Wandel zu schaffen, 
sind wir an die Stadtvertretung gegangen -
wir haben kein Ohr gefunden; wir sind an die 
Staatsvertretung gegangen, das Abgeordneten­
haus und Herrenhaus: wir haben Gehör ge­
funden, aber leider nicht mit genügendem Er­
folge. Jeder Abend aber, jeder Schritt, der 
uns unserem Ziele nähert, ist dankbar anzu­
erkennen. Sie aber, verehrte Herrschaften, bitte 
ich, bei den Behörden und Privaten mit allen 
Mitteln und aller Kraft dafür zu sorgen, daß 
unsere Natur uns erhalten bleibt; wie - das 
mögen die Gelehrten, mögen die Praktiker, 
mögen die Gesetzgeber usw. erläutern. 

Ich glaube, in die Einzelheiten einzudringen, 
ist heute abend für uns nicht geboten und hat 
keinen rechten Zweck, wenn nur die Ziele 
hingestellt werden. Aber vor allen Dingen 
müssen wir in dem Willen einig sein, unsere 
Natur uns ZU erhalten, denn es schwindet da­
mit ein Schatz unseres Volkslebens, ein un­
geheures Kapital, mit dem verglichen jene paar 
hundert Millionen, die da zusammengehalten 
werden, nicht ZU rechnen sind. Ich rufe der 
Regierung zu: Videant consules! Das Volk ist 
in Gefahr!" 

(Stürmischer Beifall.) 
Als n:ichster Redner sprach Herr 

Profe;sor Dr. Wetekamp, 
Vertreter der Landesgruppe Bran­
den burg des Bundes Heimatschutz: 

.. Meine Damen und Herren! Ich habe die 
Ehre, Ihnen im Namen des Provinzialbundes 
für Heimatschutz die VÖllige Uebereinstimmung 
unserer Bestrebungen mit den heute hier zutage 
tretenden auszusprechen, die ja nur einen Teil 
des umfassenderen Programms des Bundes 
Heimatschutz enthalten. Was wir wollen, ist, 
unsere Heimat zu erhalten, nicht um ihrer 
selbst willen, sondern in dem Sinne, wie es 
von verschiedenen Herren Vorrednern aus­
gesprochen wird, um dem Volke etwas zu 
erhalten, was ihm die Heimatliebe immer 
wieder von neuem einprägt, die die beste 
Grundlage für die Tugend ist, auf der allein 
unser Staatswohl beruhen kann: die Vater­
landsliebe. Ich werde auf diesen Zusammen­
hang nicht mehr eingehen, wie ich es eigentlich 
vorhatte, nach den prächtigen Worten, die 
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Herr Dr. Jablonski gerade diesem Gedanken 
geWidmet hat. Ohne die Heimatliebe kann es 
keine Vaterlandsliebe geben, oder wenigstens 
kann es nur eine Vaterlandsliebe geben, die 
sich in Worten äußert, auch im Hurra oder in 
Deklamationen; aber dieser Deklamations­
patriotismus ist kein wahrer Patriotismus, beim 
ersten Windhauch wird er zusammenfallen. 

(Sehr richtig!) 
Nur die Heimatliebe kann den Patriotismus 
hervorrufen, der imstande ist, im Augenblicke 
der Gefahr alles daran zu setzen, Leib und 
Leben, um für das Vaterland einzutreten. Herr 
Dr. Jablonski hat uns auseinandergesetzt, daß 
es unter einfachen Verhältnissen sehr leicht 
ist, zur Heimatliebe zu kommen, solange näm­
lich noch jeder einzelne Grund und Boden 
für sich besitzen kann. Mit der zunehmenden 
Bebauung ist das nicht möglich. Es kommt 
also darauf an, an diese Stelle etwas anderes 
zu setzen. Wir müssen durch Uebernahme 
der Wälder seitens der Kommunen einen Ge­
meinbesitz an die Stelle des Einzelbesitzes treten 
lassen, einen Besitz, der, wenn er auch nicht 
faktisch vorhanden ist, doch ideal da ist, und 
wir können keinen schöneren solchen Besitz 
haben als unsere gemeinsame, schöne Natur, 
in der wir uns gemeinsam, hoch und niedrig, 
reich und arm, bewegen können und immer 
wieder neue Kraft und Freude für das Leben 
finden können. Ich glaube, wir sind alle einig 
in diesem Gedanken, und ich möchte Sie im 
Anschluß an die Worte, die der Herr Vor­
sitzende soeben sprach, bitten, diese völlige 
Uebereinstimmung mit den Bestrebungen, die 
heute abend hier gepflegt werden sollen, da­
durch zu dokumentieren, daß Sie die Leit­
sätze möglichst einmütig annehmen. Es ist un­
möglich, Leitsätze aufzustellen, bei denen es 
nicht dem einen oder anderen vorkäme, als 
wenn hier ein Wort oder dort ein Wort ge­
ändert werden müßte, als wenn hier vielleicht 
etwas zu viel, dort ein Wort zu wenig stände. 
Wir müssen uns darauf beschränken, in den 
Geist dieser Thesen einzudringen, und ich 
glaube, in dem Geiste sind wir alle einig. 
Zeigen Sie das dadurch, daß Sie einmütig all 
diesen Thesen ohne große Diskussion zu­
stimmen, die, glaube ich, wenn sie ins einzelne 
gehen sollten, die Wirkung der heutigen Ver­
sammlung nur abschwächen könnten. 

(Bravo!) 
Zeigen Sie dadurch den Dank für die Ein­
berufung dieses Tages, und Sie werden sich 
ein Verdienst hoffentlich nicht allein für die 
Mitlebenden, sondern auch für die Zukunft, 
für die Bleibenden, erwerben!" 

(Lebhaftes Bravo.) 
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Hierauf brachte 
Dr. Erieh NeuhaUi 

die Wünsche und Forderungen des B und e s 
der B 0 den re f 0 r m er in der Wälderfrage 
zum Ausdruck: 

"Wir Bodenreformer haben das gemeinsame 
Vorgehen so vieler Organisati'Onen in der 
Wälderfrage besonders lebhaft begrüßt. Haben 
wir doch bereits vor sechs Jahren, als wir 
zur Erhaltung des Grunewaldes und der Schön­
holzer Heide uns in großen Versammlungen 
an die Oeffentlichkeit wandten U!Id mit den 
verantwortlichen Persönlichkeiten Fühlung 
nahmen, erkennen müssen, daß es nur der 
ver e i 11 t e n Kraft der bedrohten Kreise ge­
lingen kann, der verhängnisvollen Entwicklung 
Halt zu gebieten, deren Gefahren uns heute 
so überzeugend geschildert wurden. Leider war 
nicht .. lies, was seit jener Zeit unter der Flagge 
des Waldschutzes in W'Ort und Schrift ver­
breitet wurde, geeignet, der guten Sache 
neue Freunde zu werben. Ich meine jene 
durchsichtige Waldschutzbegeisterung gewisser 
Bodenspekulanten und Terraininteressenten, die 
sehr dafür eintraten, daß der böse Staat an 
der Verwertung seiner Wälder gehindert werde, 
aber nur, damit die Waldteile, die sie sei b s t 
bereits an sich gebracht liatten, einen M'Onopol­
preis erhielten und mit um S'O höherem Ge­
winn sich verschachern ließen. Diese Kreise, 
deren Zwecke niebt undurchschaut bleiben 
k'Onnten, waren jeder ehrlichen Waldschutz­
bestrebung schlimme Bundesgen'Ossen. Nun, 
den Erf'Olg wird die heutige Kundgebung jeden­
falls haben, daß diese Saat des Mißtrauens 
ausgerottet wird: denn das wird 'auch der 
Gegner nicht leugnen w'Ollen, daß die Ver­
anstalter und Teilnehmer dieser Versammlung 
erhaben sind über den Verdacht eines anderen 
Beweggrundes als der Liebe zum heimatlichen 
Walde, als der Sorge um Luft und Licht der 
Milli'Onen von V'Olksgenossen in den überfüllten 
Steingefängnissen der großen Stadt. Wir, die 
wir nicht den Streit verschärfen, sondern um 
der Sache willen der Verständigung dienen 
wollen, erblicken einen wesentlichen Wert der 
heutigen Leitsätze auch darin, daß sie, unab­
hängig v'On populären V'Orurteilen, in der Ent­
schädigungsfrage der Zwangslage Rechnung 
tragen, in welche der Forstfiskus durch die 
übelberatene Engherzigkeit des Finanzressorts 
sich versetzt sieht. Wenn der Forstverwaltung 
die anderweite Aufbringung der für das Kultur­
werk der großen Aufforstungen im Osten 
nötigen Mittel geweigert wird, so ist es, wenn 
nicht entschuldbar, so d'Och verständlich, daß 
sie der Versuchung erliegt, hochwertige Par­
zellen in der Nähe der Großstadt abzustoßen. 

Wenn wir nun die damit drohende Wald­
vernichtung aus sozialhygienischen und ästheti­
schen Gründen auch aufs schärfste bekämpfen 
müssen, so stehen d'Och andererseits gerade 
wir Bodenreformer durchaus auf dem Stand­
punkt, daß dem Staate, als dem Vertreter der 
Gesamtheit, eine gewisse erhöhte Nutzbar­
machung der in seinen Händen befindlichen 
Werte nicht versagt werden kann, solange da­
durch nicht gleichwertige öffentliche Interessen 
gefährdet werden. Nicht nur die Lage der 
Machtverhältnisse, sondcrn auch Erwägungen 
der Billigkeit führen zu diesem Schluß. Ist die 
ungeheure Steigerung der Waldwerte allein ver­
ursacht durch die rapide Entwicklung Groß­
Berlins, so ist d'Och diescr mächtige Aufstieg 
Berlins zum großen Teil zurückzuführen auf 
die besonderen V'Orteile, die ihm seine Stellung 
als politischer Mittelpunkt der ganzen Monarchie 
verlieh, wodurch ihm ein ganz besonderer 
Nutzen von allen Aufwendungen des Staates 
zugute kam. Daher ist dem Staat nicht zu­
zumuten, daß er ohne Entschädigung auf die 
höhere Verwertung der Wälder verzichtet, ja 
sie noch unter Unkosten zur freien Verfügung 
stellt, sondern er hat einen Anspruch auf 
eine mäßige Entschädigung, deren Höhe ihre 
natürliche Grenze findet in dem Interesse, das 
der Staat selbst aus hygienischen und national­
politischen Gründen an der Erhaltung des 
Waldes ,in der Nähe der Großstadt nehmen 
sollte. Es steht nach unserer Kenntnis der 
Personen und Verhältnisse zu hoffen, daß unter 
dem Druck der öffentlichen Meinung der Staat 
lieber eine kleinere Entschädigung, vielleicht 
in Rentenform, von den vereinigten Kom­
munen Groß-Berlins für die planmäßige Er­
hai tun g des Waldes annehmen wird, als 
eine größere Summe aus der Hand der Terrain­
spekulation für seine Ver nie h tun g und 
Ver uns tal tun g. 

Einem solchen Arrangement zwischen den 
vereinigten Kommunen und dem Fiskus den 
Boden bereiten zu helfen - unter Herab­
drückung der beiderseitigen Ansprüche 
darin erblicken wir das eigentliche Ziel der 
weiteren Agitation. Die Mittel zur Deckung 
der Ausfälle bzw. zur Aufbringung der Ent­
schädigung werden Staat und Kommunen sich 
mit Leichtigkeit "erschaffen können, wenn sie 
durch zielbewußten Ausbau der von uns Boden­
reformern empfohlenen und hundertfach als 
sozial gerecht und finanziell ergiebig bewährten 
Wer t - und Wer tz u w ach s s t e u ern sich 
ihren Anteil an der allgemeinen Steigerung der 
Bodenwerte zu sichern wissen. Wir erkennen 
gern die bisherige Praxis des Staates, bei beab­
sichtigten Waldverkäufen zuerst an die Kom-



munen mit seinem Angebot heranLUtreten, als 
richtig an und bedauern lebhaft, daß die heutige 
Zusammensetzung der kommunalen Vertretungs­
körperschaften eine Uebernahme solcher Wald­
flächen in die öffentliche Hand erschwert und 
ihre Ausschlachtung zu einseitigem Nutzen der 
Terrainspekulation befördert. Es ist, soweit 
es sich um Waldüberlassung an Kommunen 
handelt, auch sehr zu billigen, daß der Staat 
bei solchen Gelegenheiten bisher in der Regel 
einen festen - wenn auch zu hohen -
Einheitspreis zugrunde gelegt hat. Bei Ver­
käufen an Terraingesellschaften und dergleichen 
sollte dagegen stets der höchste erzielbare Preis 
genommen werden. Jedes andere Verfahren 
wäre nur ein Verschenken öffentlicher Werte 
in private Taschen und geeignet, das Tempo 
der Waldverwüstung zu überstürzen. Sehr be­
grüßen würden wir es aber, wenn der Staat 
- soweit Waldverkäufe einstweilen nicht ganz 
zu verhindern sind - grundsätzlich den ge­
werbsmäßigen Terrainhandel überhaupt aus­
schaltete, direkt an die baulustigen Privaten 
heranträte und an sie die Parzellen in der Form 
des Erb bau re eh t s abgäbe. Dann könnten 
die WaJdverkäufe nie dem Bedürfnis voraus­
eilen, unliebsame Begleiterscheinungen wären 
vermieden und die losgegebenen Stücke fielen 
später wieder in die Hand des Staates, der All­
gemeinheit, zurück. 

Gegen die Vernichtung von Wald in privatem 
Besitz, soweit sie nicht dem gesunden Aus­
dehnungs bedürfnis der Gemeinwesen dient, 
haben die Kommunen selbst Mittel in der Hand, 
indem sie davon Abstand nehmen, ihre Be­
bauungspläne auf solche Flächen auszudehnen. 
Wo - aus schon angedeuteten Gründen -
die Kommunen versagen, ist es den Aufsichts­
behörden zur Pflicht zu machen, die Genehmi­
gung solcher Bebauungspläne zu weigern. Aller­
dings wird man um eine angemessene Ent­
schädigung der betroffenen Privaten in solchen 
Fällen nicht herumkommen. Sie dürfte am 
zweckmäßigsten zu gewähren sein in Gestalt 
einer aus öffentlichen Mitteln zu leistenden 
Rente nach Art derjenigen, die in der Um­
gebung von Festungen wegen der verminderten 
baulichen Ausnutzbarkeit gewisser Grundstücke 
an deren Eigentümer gezahlt wird. 

Einer beharrlichen unabhängigen Agitation, 
die sich für geschäftliche Nebenzwecke nicht 
einfangen läßt, wird der Erfolg im Sinne der 
gütlichen Ueberbrückung der heutigen Gegen­
sätze nicht versagt bleiben. Die Sache, um 
die es geht, ist groß genug, um Opfer auf 
beiden Seiten zu lohnen." 

(Lebhafter Beifall.) 
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Die schweren s,mitären Bedenken einer 
weiteren Waldvernichtung wurden von Herrn 

Sanitätsrat Dr. Beerwald. 
dem Vertreter des Deutschen Ver­

eins für Volkshygiene. 
beleuchtet: 

"Meine Damen und Herren! Es schien, 
als ob in der letzten Zeit auch die Behörden, 
die die sozialen Fragen und in erster Linie 
die Gesundheitspflege zu behandeln haben, sich 
allmählich das richtige Verständnis dafür er­
worben haben; ich sage: es s chi e n. Denn 
in der Waldfrage, die uns heute beschäftigt, 
haben die Behörden sich an die Aerzte nicht 
gewandt, sie haben nicht bei ihnen, den Ge­
sundheitspflegern des Volkes, nachgefragt, ob 
nicht bei diesen Plänen der Gesundheit der 
Berliner ein großer Schaden zugefügt wird. 
Wir haben von einem der Herren Vorredner 
schon gehört, daß Berlin in seinem heutigen 
Verhältnis zur Bevölkerungszahl unter den Groß­
städten Europas eine sehr ungünstige Stellung 
einnimmt. Wir haben zu wenige Plätze und 
öffentliche Parks, die mit Recht als die Lungen 
der Stadt bezeichnet werden, und in einem 
solchen Falle muß natürlich ganz besonders 
als kompensierend der Wald in der Umgegend 
eintreten. 

Das ist aber nichi die gesundheitliche Haupt­
aufgabe des Waldes bei Berlin. Einen viel 
größeren Wert hat dieser Wald dadurch, daß 
er die 99 vom 100, denen es nicht möglich 
ist, im Jahre einmal in den Bergen des Südens, 
der Schweiz, Bayerns, Tirols, an der See oder 
sonst in Sommerfrischen durch den Aufenthalt 
in der freien Natur die Schäden der Großstadt 
wieder auszugleichen, in die Lage versetzt, 
durch Spaziergänge und Ausflüge dem Kör­
per die gesundheitlichen Ergänzungen zu 
schaffen, die das Großstadtleben auf jeden 
fall für den Orgariismus veflangt. Wir 
sind in der Tat in der Lage, Uns durch 
unsere kulturellen Errungenschaften zu einem 
großen Teil von der Natur freizumachen und 
uns von den natürlichen, gesunden Verhält­
nissen abzuwenden, ohne eine große Schädi­
gung an der Gesundheit davonzutragen. Aber 
ich sage: nur zu einem Teil. Es bestehen 
hier scharfe Grenzen, und wenn Sie den 
Menschen zwingen, in der Großstadt jahraus, 
jahrein im Bureau, am Schreibtisch, in der 
Werkstatt ein Leben zu führen, das der nötigen 
Bewegung ermangelt, wenn Sie ihn zwingen, 
in der Großstadt sich der stets bewegten Land­
luft ferne zu halten, so tragen Sie in den 
Körper Schädigungen hinein, die von der 
größten Bedeutung für den Organismus und 
für das Leben und dessen Dauer sind. In 



der freien Natur ist die Luft, selbst wenn sie 
Ihnen vollkommen unbewegt scheint, doch in 
Bewegung, und sie fließt mit einer Schnellig­
keit von etwa 5 Meter in der halben Minute, 
also von 10 Meter in der Minute. Darum ist 
auch der Bauer, trotzdem er gegen frost und 
Witterungs verhältnisse viel weniger geschützt 
ist als wir in der Großstadt, den Erkältungs­
krankheiten doch nicht so unterworfen wie der 
Großstädter, der in dem Häusermeer der Groß­
stadt dieser Luftbewegung vollkommen ent­
zogen ist. Dieser muß in Spaziergängen, in 
Ausflügen wieder der Luft nähergebracht 
werden, um sich dadurch selbst vor Erkältungen 
zu schützen und seiner Haut die natürlichen 
fähigkeiten, die sie hat, zu erhalten. Daß 
man das jetzt uns Berlinern nehmen will, das 
ist besonders für 'die 99 vom t 00, die wirt­
schaftlich schwach sind, ein großer Nachteil 
und wird zweifellos große volkswirtschaftliche 
nachteilige folgen auch in der Zukunft haben." 

(Lebhafter Beifall.) 
Auch der folgende Redner, 

Herr Albert Kohn, 
als Ver t r e t erd erZ e n t r alk 0 m m iss ion 

der Krankenkassen Berlins 
und der Vororte, 

verweilte bei derselben Seite der Frage: 
"Meine Damen und Herren! Wenn ich im 

Namen der Zentralkommission der Kranken­
kassen Berlins und der Vororte und der zirka 
einen Million Versicherten, <Ieren Interessen 
wir ZU vertreten haben, heute abend unsere 
Uebereinstimmung mit den vorgelegten Leit­
sätzen erkläre, so geschieht das nicht ohne 
den ausdrücklichen Vorbehalt, daß wir zur Er­
haltung der Wälder für verpflichtet in aller­
erster Linie den Staat und die Kommune halten 
wenn dieser Staat und diese Komunne, wie si~ 
gewöhnlich vorgeben, ein wirkliches Interesse 
an der geistigen und körperlichen Gesundheit 
der Nation, an einer gesunden und kräftigen 
Nachkommenschaft haben. Wir treten für diese 
Leitsätze ein, weil wir, wie ja schon aus be­
red te rem Munde erklärt wurde, am besten zu 
erkennen wissen, wie ungeheuer schwer es 
gerade in Berlin bei dem 'Mangel großer Plätze, 
bei dem Mangel großer Parks ist, für diese 
Kreise die ihnen vom Arzte verordnete Er­
holung ZU finden. Meine Damen und Herren! 
jeder Kassenkranke, der nicht direkt bettlägerig 
ist, bekommt ,"on seinem Arzt eine Ausgehzeit 
vorgeschrieben. ja, sehen Sie sich nur in 
unseren Verhältnissen um! fragen Sie doch 
nur, wo diese armen Kranken ihre Ausgeh­
zeit zubringen sollen - auf dem Dönhoffplatz 
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oder auf dem Spittelmarkte - (Hört, hört!) 
oder auf dem Alexanderplatz? 

(Sehr richtig!) 
Es ist einfach nichts da! 

Nun hat ja das Rote Kreuz vor elßlgen 
Jahren die Walderholungsstätten geschaffen, in 
die wir Tausende Kranke den Tag über hinaus­
schicken, allerdings nur den geringsten Teil 
unserer Kranken hinausschicken können. 

(Hört, hört!) 
Aber mit dem Moment, wo unsere Wälder in 
Gefahr sind, sind die Walderholungsstätten in 
Gefahr. In Schönholz haben Sie es schon 
praktisch erleben können, daß diese Erholungs­
baracken verdrängt wurden. je weiter hinaus 
aber diese Erholungsstätten gedrängt werden, 
um so weniger sind die Kranken ims tande, sie 
zu erreichen, um so weniger wächst die Hoff­
nung, sie wieder der Genesung zuzuführen, 
11m so mehr wächst das soiiale Elend der 
breiten Schichten des Proletariats. 

(Sehr richtig!) 
Alle diese Gründe sind es, die uns die am 

heutigen Abend dargelegte Bewegung freudig 
begrüßen lassen, und aus denen wir sie freudig 
unterstützen. Wir bitten auch jeden einzelnen 
von Ihnen, heute abend es nicht damit be­
wenden zu lassen, aus dem Saale hinauszu­
gehen, sondern sich bewußt zu sein, daß jeder 
von Ihnen berufen ist, als Mitberater und als 
Mittater an diesem schönen Werke mitzu­
wirken." 

(Lebhafter, anhaltender Beifall.) 
Daß auch die frau im Kampf um die Er­

haltung unserer Naturschönheiten nicht zurück­
stehen will, brachte 

fräulein Else Lüders, 
als Vertreterin der frauenvereine 

Groß-Berlins, 
zum Ausdruck: 

"Verehrte Anwesende! Die verbündeten 
frauenvereine Groß-Berlins sind ein Kartell von 
frauenvereinen verschiedenster Richtung, die 
sich auf ein gemeinschaftliches Programm zu­
sammengeschlossen haben, um das Gebiet der 
Mitarbeit der frau in der Kommune zu er­
weitern. Unser Programm umfaßt neben 
Armen- und WaisenpfIege auch Steuerfragen 
und Wahlrechtsfragen ; einen ganz besonders 
großen Raum nehmen die Schul fragen und die 
fragen der öffentlichen Gesundheitspflege ein. 
Denn es ist ganz selbstverständlich, daß es 
gerade dem Charakter der f rau entspricht und 
gewissermaßen eine Erweiterung ihrer Tätigkeit 
im Hause ist, wenn sie ihre Arbeit in der 
Kommune für das Gesundheitswesen und für 
die jugendfürsorge einsetzt. Herr Baurat jansen 
hat hier als Beispiel auf London hingewiesen, 



wo jedes Jahr die Stadtverwaltung ihrer Be­
völkerung einen Park von der Größe des 
Humboldthaines zur Verfügung stellt. Ich 
glaube, ich kann Herrn Baurat Jansen ganz 
sicher versprechen, daß, wenn die frauen durch 
das frauenstimmrecht 

(Heiterkeit) 
Sitz und Stimme in den Kommunen haben, wir 
dann auch in unseren deutschen großen Städten 
jedes jahr unserer Bevölkerung einen Hum­
boldthain schenken werden. 

(Großer Beifall und Heiterkeit.) 
Verehrte Anwesende! Wenn wir in solchem 

Sinne unsere Tätigkeit im öffentlichen Leben 
auffassen, so begehen wir damit durchaus 
nichts Unweibliches, sondern wir bewahrheiten 
unsere weibliche Eigenart, die darin besteht, 
daß wir in das graue Leben einen Strahl der 
Schönheit retten sollen, und diese Schönheit 
wollen wir auch in die Großstädte wieder 
hineinbringen. Und unsere mütterliche Eigen­
art besteht darin, daß wir namentlich unserer 
Jugend, unserer kommenden Generation Licht 
und Luft und Sonne sichern wollen. 

(Bravo !) 
Darum bin ich ganz sicher, daß alle Frauen, 
welcher Richtung, welcher Schattierung sie auch 
sonst angehören mögen, diesen Bestrebungen 
zum Schutze der Wälder ihre volle Sympathie 
angedeihen lassen. Und was an den ver­
bündeten Frauenvereinen liegt, die durch ihre 
Organisation eine größere Macht haben, als es 
der einzelnen frau möglich ist, so werden wir 
nach Kräften diese Bestrebungen unterstützen." 

(Lebhafter Beifall.) 
Die Sympathie der organisierten Arbeiter­

schaft trat in der Erklärung hervor, welche 
Herr Ooldschmidt, 

als Vertreter des Verhandes 
De u tsch er G e werk vere i ne, 

abgab: 
. "Meine. Damen und Herren! Der Verband 

Deutscher Gewerkvereine läßt durch mich er­
klären, daß er die Bestrebungen, den Wald 
um Berlin herum und sonst, wo wir in Deutsch­
land Wälder haben, zu erhalten, lebhaft zu 
unterstützen bereit ist. Indes können wir uns 
nicht entschließen, die uns vorgelegte Reso­
lution ohne jeden Vorbehalt anzunehmen. Es 
ist ausdrücklich gewünscht worden, daß Ab­
änderungsanträge unterbleiben möchten. Diesen 
Wunsch finden wir berechtigt, weil wir sehr 
wohl begreifen, daß es in einer solchen Ver­
sammlung unüberwindliche Schwierigkeiten 
machen würde, an den vorgeschlagenen Thesen 
Abänderungen vorLUnehmen, diese zu disku­
tieren und schließlich die Einheitlichkeit her­
zustellen. Ich will daher nicht auf diese Einzel-
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heiten eingehen. Wir behalten uns vor, bei 
allen Maßnahmen, die von den Vertretern des 
Waldschutztages getroffen werden, in jedem 
einzelnen falle unsere Erklärung abzugeben; 
wir versprechen dabei aber, daß da, wo das 
Interesse der Arbeiter zu wahren ist - und 
das Interesse der Arbeiter hängt eng zusammen 
mit der Erhaltung der Waldungen um Berlin 
herum - wir bereit sein werden, die Be­
strebungen auch durch unsere Gesamtstellung 
nach Möglichkeit zu unterstützen." 

(Bravo!) 
Das Interesse der am schwersten bedrohten 

und zahlreichsten Schicht, der großstädtischen 
jugend, von deren leiblicher und ethischer 
Gesundheit in unserer Zeit so viel nationale 
Zukunft abhängig ist, fand durch Herrn 

Lehrer Kalb, 
Vertreter des Berliner Lehrer-Vereins, 

beredte fürsprache: 
"Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Als Volksschullehrer muß ich in dieser Frage 
besonders ernst sprechen, denn ich sehe tag­
täglich eine traurige Gegenwart und eine noch 
viel traurigere Zukunft vor mir. Ich kann um 
so mehr darüber reden, als ich geborener Ber­
liner bin, also am eigenen Leibe die Sache 
erfahren habe. Darum halte ich es für not­
wendig, daß wir den dritten Leitsatz besonders 
unterstreichen, der sich dahin zusammenfassen 
läßt: Die jetzige Entwicklung schädigt die 
Volksgesundheit, bedroht die Volksbildung und 
vernachlässigt die Volksseele. 

Dazu ganz wenige Bemerkungen. Zum 
ersten: In meiner Klasse habe ich zehn Kinder, 
die nach schulärztlichem Urteil blutarm sind, 
und fünf haben Lungenspitzenkatarrh. Jetzt 
denken Sie an die riesigen Zahlen, die wir 
als Multiplikator einsetzen müssen, und Sie 
können ungefähr die Not ermessen, die auf 
leibliclfem Gebiete herrscht. 

Zweitens! Die Not auf geistigem Gebiete ist 
nicht viel kleiner, aber sie wird viel schwerer 
erkannt, weil sie schwerer festzustellen ist. 
Wir Lehrer haben in dieser Beziehung unsere 
reichen Erfahrungen gemacht. Seit Jahr­
hunderten weiß man: die Anschauung war 
die Grundlage alles Wissens; aber in den 
letzten jahren hat man herausbekommen: wenn 
wirkliche Anschauungen entstehen sollen, ge­
nügt es nicht, zu sehen, zu sprechen, zu hören, 
sondern dazu gehört ein intimer Verkehr mit 
den Dingen, damit auch alle fünf Sinne da­
bei zu ihrer Arbeit kommen und etwas heraus­
kommt, was wir objektiv als Anschauung be­
zeichnen können. Ich brauche Ihnen nicht aus­
einanderzusetzen, daß sich darauf alle höheren 
Geistesgebilde aufbauen. In unseren. Schulen 



haben wir, wenn die Sache so weitergeht, die 
außerordentliche Gefahr, immer mehr Phrasen 
zu dreschen, immer mehr Wortwissen anzu­
sammeln und immer weniger Sachwissen. 

(Bravo !) 
Ich gehe so weit, zu sagen: wenn wir mehr 
Sachwissen hätten, wäre wahrscheinlich die 
ganze heutige Versammlung nicht notwendig 
gewesen. 

(Sehr gut! und Bravo!) 
Dann dri ttens : die Volksseele wird ge­

schädigt. Meine Herren, seit 1870 haben wir 
ein einiges Deutschland. Ich stehe in der Be­
wegung lange genug, um zu erkennen, daß 
zum größten Teil nur Gegensätze und Zer­
klüftungen in unserem Volke bestehen; wir 
haben kein einiges Volk. Diese Klüfte sind 
vielleicht ebenso schlimm, vielleicht noch 
schlimmer als die politischen Gegensätze, die 
damals überwunden worden sind. Arbeiten wir 
dahin, daß wirklich Anschauung das fundament 
aller Erkenntnis ist, daß wir wieder eine 
berechtigte, gesunde Kritik in allem kriegen; 
dann werden wir vorwärtskommen, und dazu 
wird uns diese Bewegung helfen. 

Darum erkläre ich im Namen der Berliner 
Lehrerschaft, also im Namen von 3000 Lehrern 
und sicher auch im Sinne von 3000 Lehrerinnen, 
also von 6000 Lehrpersonen, die in mehr als 
5000 Klassen täglich über 250000 Kinder aus 
dem Volke unterrichten: wir sind mit dem 
Vorgehen vollständig einverstanden, wir er­
kennen die grolle Gefahr. 

Ich bitte Sie zum Schluß: Sorgen wir und 
sorgen Sie, nämlich alle, die jetzt noch auB.er­
halb dieses Saales und außerhalb der Bewegung 
stehen, daß meine Klagen nicht zu Anklagen 
werden, die in der Zukunft sicher ihren Richter 
finden und ihr Urteil empfangen würden." 

(Stürniischer Beifall.) 
In einer Zeit, wo die Erkenntnis von der 

Notwendigkeit sportlicher Betätigung Gemein­
gut aller Kreise geworden ist, konnte auch 
der folgende Redner, Herr 

Dr. MaiwItz, 
Ehrenvorsitzender der Berliner 

Hoc h s c h u I s p 0 r t ver ein i gun g, 
das Bewußtsein haben, für Zehn tausende zu 
sprechen: 

"Meine Herrschaften! Es gereicht mir zur 
großen Genugtuung, eine Lücke im heutigen 
Programm ausgleichen zu helfen. Ich habe 
vor kurzem die Berliner Hochschulsportvereini­
gung mit einigem Erfolge begründet - es sind 
in der kurzen Zeit jetzt etwa 100 Studen ten ihr 
beigetreten - und ich möchte die Gelegenheit 
nicht vorbeigehen lassen, Sie auf die Bedeutung 
aufmerksam zu machen, die wir als Sport-
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leute der heute in Rede stehenden Bewegung 
beilegen. Es ist ganz besonders die Platzfrage. 
Ich habe seinerzeit Gelegenheit und die Ehre 
gehabt, bei der Versammlung zugegen zu sein, 
die seine Exzellenz der Herr Oberpräsident 
in Sachen des jugendsportes nach dem Fürsten­
hof berufen hatte. Damals haben sich die 
Vertreter der Regierungen, der Städte, der 
Sportvereine, der Aerzteschaft usw. zusammen­
getan, um die Platzfrage besonders zu be­
fürworten, die gerade für uns als Sportsleute eine 
groBe Rolle spielt, und ihr in Zukunft ihr be­
sonderes Augenmerk zu schenken. 

Ich mächte im Anschlusse an die heutige 
Versammlung Ihre Blicke einen Augenblick nach 
dem neuen Grunewaldstadion hin richten, dessen 
Entstehung stets ein Lieblingswunsch Seiner 
Majestät des Kaisers gewesen ist. Wenn man 
sich heute den Bauplan dieser Gegend des 
Grunewalds ansieht, sieht man auch da die Bau­
parzellen fast schon bis in die unmittelbare 
Nähe des Stadions und der damit verbundenen 
Rennbahn reichen. Wenn das Bausystem so 
weitergeht, wird binnen kurzem das schöne 
Stadion, das uns Sportsleuten zunächst als Ideal 
vorschwebte, auch mit Häusern umgeben sein. 

Auf den Wert des Sportes brauche ich wohl 
nicht näher einzugehen. Es wird heute im 
Anschluß an die Olympischen Spiele und andere 
Veranstaltungen so viel über Sport geschrieben, 
daß ich mit Rücksicht auf die früheren Aus­
führungen von Hygienikern darauf nicht näher 
einzugehen brauche. 

Zum Schluß möchte ich Sie aber auf einen 
Gegensatz in der modemen Hygiene hinweisen. 
Ich möchte von der Bakteriologie als Wissen­
schaft ausgehen. Als Wissenschaft hat die 
Bakteriologie entschieden Großartiges geleistet, 
aber sie ist eine Einrichtung der negativen Hy­
giene. für uns Sportsleute und modernen Sports­
ärzte und Sportshygieniker kommt aber eine 
positive Volks- und Rassenhygiene in Betracht. 
Wir dürfen nicht danach streben, die Kranken­
häuser immer größer zu machen. Wir wollen 
den Anhängern der schroffen Koch-rastenrschen 
Richtung Gelegenheit genug geben und gönnen 
es ihnen, in den Kliniken ihre Bazillenstudien 
zu machen; wir wollen aber unsere jungen 
so erziehen, daß sie überhaupt nicht krank 
werden; wir wollen unsere jungen lieber auf 
einen hohen Baum klettern lassen - wenn 
sie auch mal herunterfallen, !Schadet das 
nichts -, als sie in den Häusern ständig 
zusammenhalten; wir wollen Eltern und Mütter 
von Sorgenkindern darauf aufmerksam machen, 
daß es heute schon Aerzte gibt, die ihren 
Schwächlingen entschieden eine bessere Zukunft 
angedeihen lassen können, als es bis jetzt 



im ühlichen Stile der Jugenderziehung mög­
lich war. 

Ich schließ.e meine Ausführungen mit der 
Bitte, Ihre Bestrebungen mit unseren Be­
strebungen als Sportsleute zu vereinigen und 
auch dem modernen Sport Ihr Augenmerk zu 
schenken." (Bravo!) 

Die folgenden Ausführungen, die 

Herr Lüdemann, 
als Vertreter des Bundes technisch-

industrieller Beamten, 

machte, haben für die große Mehrzahl auch 
der staatlichen Beamten wohl in gleicher Weise 
Geltung: 

"Meine geehrten Damen und Herren! Wenn 
ich es unternehme, in dieser Versammlung 
einige Worte über die Privatangestellten zu 
sprechen, so gehe ich dabei von der Ueber­
zeugung aus, daß die Privatangestellten mehr 
als manche andere Schicht unseres Volkes an 
einer guten Lösung der Wald- und Boden­
frage interessiert sind. Die Privatangestellten 
sind, wie alle arbeitenden Schichten unseres 
Volkes, die genötigt sind, ihr Brot im Dienste 
anderer zu verdieneTl, nicht in der Lage, ihre 
Wohnstätte so zu wählen, wie sie wohl möch­
ten: sie sind gebunden an die Nähe ihrer Ar­
beitsstätten, ihrer Bureaus und Kontors, und 
da wir überall in Handel und Industrie fort­
gesetzt ein Streben nach Konzentration und 
'Zusammenhäufung sehen, so fällt die Wohn­
stätte des modernen Angestellten regelmäßig mit 
der Wirksamkeit der modernen Mietkaserne zu­
sammen. Dazu kommt, daß die Mittel der 
Privatangestellten in der Regel zu gering sind, 
um sich große, luxuriöse Vorderwohnungen 
leisten zu können; sie werden immer mehr ge­
nötigt, sich in die Hof- oder - wie es im vor­
nehmen Sprachgebrauch der Hausbesitzer heißt 
- in die Gartenhäuser - zurückzuziehen. 

(Heiterkeit.) 
Wer die Gartenhäuser kennt, wird zugeben, 
daß in ihrer Enge und Unfreundlichkeit kein 
genügender Platz ist, um sich nach angestreng­
ter zehnstündiger Kopfarbeit etwas erholen und 
ausruhen zu können, und daß die Gärten zwi­
schen den einzelnen Vorder- und Hinterhäusern 
- und seien sie noch so stark mit Blumen­
töpfen besetzt -

(Heiterkeit) 
nicht geeignet sind, uns die Benutzung unserer 
Naturwälder zu ersetzen. Es kommt hinzu, daß 
die Privatangestellten heute, weil sie noch so 
schwach und gering organisiert sind, nicht ein­
mal in der Lage sind, eine Mietsteigerung: 
und dergleichen durch Lohnblllpfe wieder gut­
zumachen, wie l. B. die Arbeiter. Ich möchte 
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deshalb sagen, daß die Angestellten sich in 
dieser Beziehung in noch ungünstigerer Lage 
befinden als die Arbeiter und andere verwandte 
Berufe. 

Meine Herren! Daß alle arbeitenden Schich­
ten unseres deutschen Volkes den Wald ge­
brauchen, ist hier genugsam klargelegt worden. 
Ich möchte hinzufügen, daß gerade von der 
Leistungsfähigkeit der Privatangestellten ein 
gutes Stück Wohlfahrt unseres Landes abhängt. 
Es liegt auf der Hand, daß wir nicht ein 
Privatangestelltentum gebrauchen können, das 
zwischen Zeichentisch und Kontobüchern ver­
knöchert, das nicht mehr lebensfroh und schaf­
fensfreudig genug ist, um weiter das filr unser 
deutsches Volk leisten zu können, was es bis­
her geleistet hat. Die Privatangestellten sind 
sich in dieser Hinsicht längst einig. Seit Jahren 
sind sie bestrebt, sich an einer gesunden Boden­
politik zu beteiligen, und werden auch nicht 
zurückstehen, um an dem Werke, zu dem heute 
abend der Grund gelegt worden ist, weiter-
zuarbeiten. " 

(Lebhafter BeifalL) 
Ergreifend wirkten die schlichten Worte, die 

Fräulein Söchting, 
als Vertreterin des Gewerkvereins 

derHeimarbeiterinnen, 

für diese unter so schwerem sozialen Drucke 
lebenden Arbeiterschichten sprach: 

"Verehrte Anwesende! Es ist mir nicht ge­
geben, irgendwelche neuen prinzipiellen Ge­
danken hier auszusprechen. Ich habe nur im 
Auftrag derer, die unter unseren heutigen so­
zialen und hygienischen Zuständen am meisten 
leiden, das Wort an Sie zu richten mit der 
Bitte, die Bestrebungen, die heute hier ver­
treten sind, gerade auch in unserem Interesse 
weiterzuverfolgen: es sind die Heimarbeite­
rinnen, die ja in letzter Zeit vielfach in den 
Vordergrund des Interesses !('!treten sind. 
Die Heimarbeiterin als Frau und Mutter leidet 
in vieler Beziehung am allermeisten unter un­
seren gegenwärtigen Wohnungsverhältnissen, 
denn für sie ist die Wohnung auch zugleich 
der Arbeitsraum, und alle Mißstände, die sich 
sonst vielfach in den Arbeiterwohnungen zu­
sammendrängen, muß sie nicht bloß als Frau, 
sondern auch noch als Arbeiterin ertragen. 
Wenn nun durch die Einschränkung des Waldes 
der Heimarbeiterin und ihren Kindern - denn 
meistens ist sie ja diejenige, die die Last für 
die Kinder mitträgt; sie muß vielfach für die 
Ernährung und Erziehung der Kinder allein 
aufkommen - auch noch die Möglichkeit ge­
nommen wird, daß sie in ihren wenigen freien 
Stunden und an ihren Sonntagen ausgehen und 
sich im Walde und in Gottes freier Natur Cf-



freuen können, dann erwächst daraus, wie es 
vielfach schon gesagt worden ist, nicht nur 
ein pekuniärer Nachteil; es erwachsen daraus 
für das gegenwärtige und das kommende Ge­
schlecht unseres Arbeiterstandes große, schwere 
Schädigungen hygienischer und moralischer Art. 
Darum ist mir der Auftrag geworden, im Namen 
des Gauverbandes Berlin des Gewerkvereins 
der Heimarbeiterinnen Deutschlands hier Sie 
aufs allerherzlichste zu bitten, alle Bestrebungen, 
die darauf ltinausgehen, den Waldbestand um 
Berlin herum und besonders im Norden und 
Osten, wo sich die Arbeiterbevölkerung am 
meisten zusammendrängt, aufrechtzuerhalten, 
auch weiterltin zu fördern. Denken Sie an 
die vielen, die heute noch nicht für sich selber 
reden können. Wenn Sie Ihren Mund auftun, 
dann tun Sie es in dem Sinne des Wortes: Tue 
den Mund auf für die Stummen!" 

(Lebhafter Beifall.) 

Als Ver t r e t erd er Jak 0 b - PI a u t -
Stiftung erhielt Herr 

Amtsgerichtsrat Dr. Liepmann 
das Wort: 

"Meine verehrten Damen und Herren! Wenn 
die Organi~a tion, die ich vertrete, welche bis­
her nur im stillen gearbeitet hat und nie in 
die Oeffentlichkeit tritt, dies heute zum ersten 
Male tut, dann möchte sie dadurch beweisen und 
anerkennen, daß sie diejenige Arbeit, welche 
die heutige Versammlung zu leisten sich vor­
genommen hat, für eine Arbeit von der eminen­
testen Gemeinnützigkeit hält. Meine Damen 
und Herren, wir sind von der Ueberzeugung 
durchdrungen, daß es nicht nur Pflicht der 
Kom m une n ist, für die Erhaltung von Raum 
und Licht und Luft für die Großstädte zu sorgen, 
sondern daß dies auch eine zwingende Pflicht 
des S t a a t e s ist. Und damit, meine Verehrten, 
daß der Staat seine Wälder nicht als Speku­
lationsobjekte, als Gewinnobjekte verwertet, 
sondern sie den Großstädtern zum Gebrauche 
freiläßt, gewährt er nach unserer Ansicht kein 
Geschenk, sondern erfüllt nur ein Gebot 
der Gerechtigkeit. Betrachten wir die Statistik, 
so sagt sie uns, daß Groß-Berlin mehr als 
ein Sechstel sämtlicher Staatssteuern liefert, daß 
andererseits wieder die Staatsausgaben lange 
nicht im Vergleich zu diesem Betrage zugunsten 
von Groß-Berlin verwendet werden. Bedenken 
wir doch im übrigen, daß der Staat große 
Ausgaben hat und jährlich große Opfer bringt 
für entfernt liegende Bezirke und Provinzen, 
um sie in bessere Verbindung zum ganzen Lande 
zu setzen. Denken Sie an die enormen Aus­
gaben und die vielen, vielen Hunderte von 
Millionen, die die Schienenverbindungen kosten 
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in Gegenden, die nicht genügenden Ertrag für 
die Eisenbahnen einbringen. Denken Sie ferner 
an die Verbindungen mit Telegraph, Telephon 
usw. Also, meine Verehrten, wenn der Staat 
dies für wenig bevölkerte Bezirke des Vater­
landes tut, dann muß er um so mehr fur 
seine Hauptstadt und für die Großstädte sorgen, 
in welchen das geistige und gewerbliche Leben 
pulsiert. (Sehr richtig!) 

Also ohne meine Stiftung und mich persön­
lich an die Thesen binden zu können, möchte 
ich erklären, daß wir die Aufgabe, die Sie sich 
gestellt haben, als eine der wichtigsten Ar­
beiten der Landeskultur ansehen und ihr einen 
großen und glücklichen Erfolg wünschen." 

(Bravo!) 

Einen Appell an das wohlverstandene Inter­
esse auch der agrarischen Schichten in der 
großstädtischen Bebauungsfrage richtete 

Dr. HeIß, 

der sich in der Frage der Entschädigung des 
Staates allerdings zu dem Standpunkte des 
Zweiten Berliner Waldschutztages in Gegensatz 
stellte: 

"Meine Frerren r ffer der gegen wärtigen Cage 
der Staatsfinanzen wird man sagen können, 
der Staat könne auf eine Spekulation nicht ver­
zichten. Dem erwidere ich mit dem alten 
Philosophen: "Das Maß aller Dinge ist der 
Mensch." Legen wir einmal das Maß an diese 
Frage an - was ergibt sich? Berlin hat eine 
Bevölkerung von 3 Millionen. Vergleichen wir 
damit das Königreich Württemberg, das noch 
weniger Einwohner hat, so glaube ich kaum, 
daß der entgehende Gewinn, auf den der Finanz­
minister verzichten muß, so groß sein wird 
wie das, was das ganze Königreich Württem­
berg aus seinen Forsten aufbringt und für die 
Erhaltung von Wäldern, die im Interesse der 
Erhaltung des Klimas, des Schtuzes gegen Hoch­
wasser und dergleichen nicht abgeholzt werden 
dürfen. Also davon kann gar keine Rede sein, 
daß der Staat irgendeine Entschädigung zu 
beanspruchen hat 

(Sehr richtig I), 
wenn man von einer vernünftigen Staats\'er­
waltung ausgeht; daran ist überhaupt nicht zu 
denken. Aber wir haben in Preußen eine sehr 
agrarisch gerichtete Politik, und es ist aller­
dings die Stärke meiner Position, daß ich nach­
weisen kann, daß es im Interesse der Agrarier 
liegt, daß Schluß gemacht wird mit dieser 
anarchischen Bauweise vierstöckiger Boden­
spekulation, denn sie wirkt wie eine große 
Saugpumpe auf den ganzen Kredit des Landes. 
Schon im Jahre 1900 hat Dr. Rudolf Eber­
stadt festgestellt, daß die Berliner ein Hypo-



thekenkapital von 44 Milliarden zu verzinsen 
haben. Ich habe die Sachen selber einmal unter­
sucht, und es ist mir noch immer in Erinnerung, 
wie weit das Geld herkommt. Eine hiesige 
Hypothekenbank allein hat hier 44 Millionen 
Mark auf Hypotheken liegen, und die größte 
Münchener Hypothekenbank hat insgesamt in 
städtischen Bodenwerten eine Milliarde fest­
gelegt. So also wird durch die staatlich privi­
legierte und großgezüchtete Bodenspekulation 
der Landwirtschaft der Kredit systematisch ent­
zogen. Das liegt nicht im Interesse der Agrarier, 
und wenn sie ihre Interessen einsähen, würden 
sie mit der Strangulationspolitik von Berlin auf­
hören. Leider ist der einstige Minister Herr­
furth zu früh gegangen worden; er hätte noch 
an die Eingemeindung gedacht. Und da sitzt 
des Pudels Kern! Ghne daß in großem Stil 
eingemeindet wird, können alle die großen 
Fragen nicht gelöst werden, können wir nicht 
aus dem Tohuwaoohu jenes Lokalverkehrs 
herauskommen. Wir haben in Berlin die einzig­
artige GroBe Berliner Straßenbahn 

(Heiterkeit), 
denn da sitzen uniformierte Beamte droben in 
großer Zahl, die nicht einmal wissen, wo sie 
hinfahren. 

(Sehr gut! Heiterkeit und Bravo!) 
Ghne Eingemeindung kommen wir auch nicht 
auf dem Gebiete der Stadterweiterung zu einem 
vernünftigen Ziele, und da möchte ich bloß 
noch auf das treffende Schlagwort, das Herr 
v. Mangoldt geprägt hat, hinweisen, daß die 
Stadterweiterung von einer privaten Unter­
nehmung wieder zu einer öffentlichen Aufgabe 
gestaltet werden muß." 

(Lebhafte Zustimmung und Beifall.) 
Als letzter Diskussionsredner brachte Herr 

Stadtverordneter Neukranz (C h ar lot t e n bur g), 

den entgegenkommenden Standpunkt einer der 
größten Groß-Berliner Gemeinden zum Aus­
druck und betonte die Pflicht des Staates zu 
gleichem Entgegenkommen: 

"Meine Damen und Herren! Ich will zu den 
Leitsätzen nicht Stellung nehmen und nur einige 
Sachen, die erwähnt sind, richtigstelIen. 

Es ist hier den Kommunen der Vorwurf ge­
macht worden, daß sie nicht genug aufwenden 
und nicht bereit sind, den Wald dem Staate 
abzukaufen. Charlottenburg z. B. hat einen 
großen Teil der jungfernheide angekauft, mit 
der Verpflichtung, dort einen Park anzulegen, 
und hat auch da:s Quadratmeter für 2 M. be­
kommen. jeUt i6t durch die Anlage der Heeres­
straße und anderer Sachen ein großer Teil der 
Plätze genommen, auf denen unsere jugena 
hat spielen können, und so trat die Stadt wieder-
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um an die Regierung, um im Grunewald ein 
größeres Terrain bei Eichkamp zu erwerben und 
dort einen großen Spielplatz, der nicht bloß 
den Schülern, sondern arn Sonntag auch dem 
Volke als Erholungsplatz dienen sollte, zu schaf­
fen. jetzt hat sich die Sache sehr verschoben: 
es wird nicht mehr wie in der jungfernheide 
2 M. für das Quadratmeter angefordert, son­
dern der Platz soll jetzt als Bauland angekauft 
werden, und zwar mit 14 M. für das Quadrat-
meter. (Hört, hört!) 

Meine Herren, Sie werden von einer Kom­
mune nicht verlangen, daß sie einen derartig 
horrenden Preis zahlt, der sich auf eine Million 
für Spielptatzanlagen stellen würde. Da wäre 
es Pflicht des Staates, von dem Spekulatioos­
preis von 14 M. abzusehen; die Stadt ist sofort 
bereit, den Platz für 2 M. pro Quadratmeter 
zu erwerben, um einen größeren Erholungs­
platz anzulegen. 

Das wollte ich richtigstelIen, da von ver· 
schiedenen Seiten den Kommunen ein Vorwurl 
gemacht wurde. Seien Sie versichert, daß die 
Kommunen bereit sein werden, Geld zu opfern, 
daß sie aber das Land nicht als Spekulations­
land kaufen wollen, sondern zur Erholung ihrer 
Bürger und namentlich unserer heranwachsen­
den Jugend." 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Y. Mangoldt: 

"Meine Herren, die Diskussion hat sich er· 
schöpft. Ich frage, ob die Herren Referenten 
das SchluBwort wünschen. 

(Die drei Berichterstatter verzichten.) 
Wir kämen also nunmehr, nachdem die ver· 
schiedensten Standpunkte geäußert worden sind 
und, wie ich mit Vergnügen und Freude fest­
stelle, so gut wie kein Widerspruch, im Prinzip 
wenigstens, erhoben ist, dazu, über die Leitsätze 
abzustimmen. Ich bitte, daß nur die Herren 
Delegierten abstimmen. Wird eine Abstimmung 
über die einzelnen Absätze verlangt? 

(Rufe: Nein!) 
Das scheint nicht der Fall zu sein. 

(Hierauf werden die unten im Wortlaut fol· 
genden Leitsätze sowie die taktischen und orga· 
nisatorischen Beschlüsse des Zweiten Berliner 
Waldschutztages einstimmig angenommen.) 

Ich danke allen Anwesenden für ihr Er­
scheinen, und ich danke den Herren Referenten 
und den Rednern für ihre schönen Worte, 
bitte aber alle, die anwesend waren, nunmehr 
auch von den Worten zur Tat zu schreiten. Der 
Worte sind genug gewechselt, wir wollen end­
lich Taten sehen I" 

(Anhaltender Beifall.) 
(Schluß der Sitzung ll1j. Uhr.) 



Leitsätze für den 11. Berliner Waldschutztag 
Berlin, 16. Januar 1909. 

I. Schon seit einer ganzen Reihe VQn 
Jahren werden die Wälder in fast allen Teilen 
der Umgebung Berlins durch umfangreiche A b­
hol z u n gen sowohl auf fiskalischem wie 
auf kommunalem und privatem Land auf das 
rücksichtsloseste verringert. Beispielsweise ge­
nannt seien nur die großen AbhQlzungen in der 
Tegeler Heide, dem Grunewald, an der Ober­
spree und in Schönholz. Und ein noch viel 
größeres Vernichtungswerk droht für die Z u­
k u n f t. Dabei werden die eigenartigsten 
Waldgebiete und die schönsten Waldbilder 
nicht geschont und Fluß- und Seeufer, die 
unbedingt allgemein zugänglich bleiben sollten, 
durch Uebergang in Privatbesitz der allgenieinen 
Nutzung entzogen. Die Sc h ö n h ei t der 
B e r I i n e rUm g e b u n g wird weiter außer 
durch die Abholzungen auch durch Verun­
zierung der schönsten Stellen mit wenig an­
sprechenden Baulichkeiten, durch Zerstörung 
schöner, alter Ortsbilder und durch die weit­
verbreitete Häßlichkeit der neueren Bebauungs­
pläne immer mehr bedroht. 

11. Auch abgesehen von der Vernichtung 
.der Wälder und Naturschönheiten geben die 
bisherigen, vor allem in den Bau 0 r d nu n­
gen und Beb a u u n g s p I ä n e n enthaltenen 
Bestimmungen für die weitere bauliche Ent­
wicklung. von Groß..Berlin zu den schwersten 
Bedenken Anlaß. Insbesondere ist die zu­
gelassene Dichtigkeit der BebauunI!' viel 
zu groß, und die einzelnen Bebauungspläne 
lassen zumeist sowohl die nQtwendige Rück­
sicht auf die Gestaltung des Ganzen von Groß­
Berlin wie die Erfüllung selbst der herechtigtsten 
Forderungen der Städtebaukunst in bedauer­
lichem und verhängnisvollem Grade vermissen. 

111. Die Vernichtung der Wälder und die 
übermäßige Zusammendrängung der Bevölke­
rung gefährden und schädigen die G e s und -
he i t außerordentlich, führen zu einer Ver­
leugnung alles sittlichen Zusammenhan~s mit 
dem He i m a t b od e n und erschweren es auf 
das äußerste, die Ku I tu r der Stadtbevölkerung 
über ihren jetzigen Stand ZU heben. 

IV. Gegenüber diesen schweren Uebel­
ständen ist es dringende und unabweisbare 
Pflicht, alle berufenen Faktoren, insbesondere 
die zuständigen S t a a t s b e hör den, die 
Kommunalverwaltungen, den Land­
tag und die P res s e zu energischster und 
schnellster Gegenwehr aufzurufen, namentlich 
aber die B e v ö I k e run g aus ihrer Gleich­
gültigkeit aufzurütteln, und zwar nicht nur die­
jenige Groß-Berlins, sondern auch die der zahl­
reichen anderen, ähnlich bedrohten Orte. 

V. Folgende Reformmaßregeln sind 
zunächst zu verlangen: 

a) Ungeschmälerte Er h a Itu n g des jetzi­
gen Bestandes der Wälder und Naturschönheiten 
in und um Groß..Berlin. Etwaige Verfügung 
über einzelne Teile dieses Bestandes in Zu­
kunft nur auf Grund eines allgemeinen Land­
verwendungsplanes für das ganze Gebiet, der 
unter Zuziehung der durch den Zweiten Wald­
schutztag vertretenen Kreise festzustellen wäre. 

b) Anwendung und Ausbau des preußischen 
Wal d s c hut z g e set z e s von 1875, des 
Gemeindewaldgesetzes von 1876 und 
des SQgen. Ver uns tal tun g s g e set z e s 
von 1907 im Sinne der hier vertretenen Be­
strebungen zum Schutze Berlins und anderer 
Orte. 

c) Möglichst weitgehende U e b ern ahm e 
der Wälder und Naturschönheiten 
Groß-Berlins dur c h die Kom m u n a I ver­
wal tun gen gegen Entschädigung der bis­
herigen Besitzer, eventuell auf dem Wege der 
Zahlung einer Ren t e, und unter der Be­
dingung der dauernden Erhaltung der Wälder 
und Naturschönheiten als solcher. Bildung 
eines Z w eck \' erb a n des hierfür. 

d) Herabminderung der An-
s p r ü ehe des S ta a t e s u nod der so n­
s t i gen B e s i tz e r der Wälder und Natur­
schönheiten im Falle der Uebernahme derselben 
laut vorstehend Nr. c, 

e) Aufbringung der Mittel zur 
Entschädigung des Staates und der anderen 
Besitzer teils durch direkte Leistungen der 
Kommunalverwaltungen, teils auf anderem 



Wege. Schadloshaltung der Kommunalver­
waltungen wenigstens teilweise durch den zu 
gründenden Zweckverband und andere Mittel; 
Schadloshaltung außerdem dadurch, daß die 
Kommunah'erwaltungen durch umfassende 
Walderwerbungen der Notwendigkeit über­
hoben werden, besund.re große Ausgaben zu 
machen lür die Beschaffung desjenigen Wald­
geländes, das zu Einrichtungen wie Wald-
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schulen, Walderholungsstätten u. dgl. mit 
der Zeit immer dringender erforderlich werden 
wird. 

I) Be sei t i gu n g der bestehenden 
schädlichen Bauordnungs- und 
Beb a u u n g s p I a n b e s tim m u n gen zu-
gunsten eines modernen Grundsätzen ent­
sprechenden Generalbebauungsplanes lür Groß­
Berlin. 

Taktische und organisatorische Beschlüsse des 
Zweiten Berliner Waldschutztages 

Berlin, 16. Januar 1909. 

I. Der am 16. Januar 1909 im Architekten­
hause zu Berlin tagende Zweite Berliner Wald­
schutzt.g beaultragt den Ausschuß, der diesen 
Tag vorbereitet hat, 

a) die Beschlüsse der Versammlung den 
zuständigen behördlichen und sonstigen Stellen 
zu übermitteln sowie auch geeigneten Falles 
Vorstellungen im Sinne dieser Beschlüsse bei 
den genannten Stellen zu erheben; 

b) eine dauernde Verhindung zwischen den 
.n der Erhaltung der Wälder und Naturschön­
heiten und an der Reform der Groß-Berliner 
Ansiedlungsverhältnisse überhaupt interessierten 
Kreise~ herzustellen und in geeigneten Fällen 
eme gemeinsame Behandlung der einschlagen­
den Angelegenheiten sowie weitere gemeinsame 
Kundgebungen in die Wege zu leiten; 

c) sich zu den eben bezeichneten Zwecken 
durch Zuwahlen zu ergänzen und aul diese 
Weise mit den beteiligten Kreisen andauernd 
in passender Fühlung zu halten. 

11. Der Zweite Berliner Waldschutztag am 
10. Januar 1909 lordert alle Körperschaften und 
Einzelpersonen, denen das Wohl der Groß­
Berliner Bevölkerung am Herzen liegt, auf das 
dringendste aul, mehr und mehr in die Arbeit 
lür die Erhaltung und Pllege der Berliner 
Wälder und Naturschönheiten einzutreten und 
sie immer mehr auszudehnen, zu verstärken 
und EU vertiefen. Er empliehlt weiter ins­
besondere noch die Ausdehnung dieser ganzen 
Bestrebungen und Reformmaßregeln sinngemäß 
aul andere Orte des Landes. 



Die Entwicklung seit dem Waldschutztage. 

Seit dem Waldschutztage, über den vor­
stehend berichtet worden ist, sind in der Be­
wegung zum Schutze der Berliner Wälder eine 
Anzahl weiterer Ereignisse zu verzeichnen, die 
zum guten Teile durch den Waldschutztag aus­
gelöst worden sind. Zunächst galt es, die di­
rekten Beschlüsse des Waldschutztages auszu­
führen. Demgemäß wurden die Lei t sät z e 
und sonstigen Be s chi ü s s e des WaIdschutz­
tages allen zuständigen Stellen übersandt. Auch 
der dauernde Aus s c h u ß zur Be h a n d -
lung der Berliner Wald- und An­
siedlungsfrage, der von dem Wald­
schutz tage vorgesehen worden ist, hat sich vor 
einiger Zeit in einer Sitzung neu konstituiert, 
die bisherigen beiden Vorsitzenden D r. von 
Man goi d t und D r. J abi 0 n ski wieder­
gewähIt. sowie auch sich durch Zuwahlen 
ergänzt. Anfang Februar wurden sodann 
einige Vertreter des Waldschutztages in den 
Räumen des Abgeordnetenhauses von einer An­
zahl Ab g e 0 r d n e t e r verschiedener Par­
teien zu einer Be s pr e eh u n g empfangen, 
in der die auf dem Waldschutztage vorgebrach­
ten Tatsachen und Wünsche erörtert und die 
Unterstützung der Herren Abgeordneten erbeten 
wurde. Eine besondere Handhabe zur parla­
mentarischen Vertretung der WaIdschutz­
wünsche bot dabei die in den neuen Etat ein­
gestellte Forderung von einer Million Mark zur 
weiteren Umwandlung von fiskalischen Wald­
teilen in der Berliner Umgebung in Bauland 
sowie zum Bau der Brücke über die Havel 
bei Pichelsdorf. Im Anschlusse an diese Er­
örterung wurde dann einer Anzahl der Herren 
Abgeordneten eine besondere kurze sc h r i f t­
I ich e Aus f ü h run g überreicht, die nament­
lich auf die Gefährdung des Pie hel s wer­
der s und des benachbarten Ufers des Stößen­
sees und der Havel durch die mit dem Bau 
der Döberitzer Heerstraße zusammenhängen­
den Verkaufspläne hinwies. Das öffentliche 
Interesse aber wurde durch verschiedene Ar­
tikel in großen Tageszeitungen aufs neue leb­
haft auf alle diese Dinge hingelenkt. 

Nach alledem kam es bereits in 
der B u d g e t kom m iss ion des Abgeord-

netenhauses, die den Forstetat zunächst 
behandelte, zu lebhaften Erörterungen über 
die fiskalischen Waldverkäufe und zur An­
nahme einer Res 0 I u t ion, welche wenig­
stens die Ufer der hier eben bezeichneten Ge­
gend des Pichelswerders und seiner Nach­
barschaft retten wollte. Die eigentliche 
Hauptschlacht aber fand am Sonnabend, dem 
13. M ä r z, im Pie nu m des Abgeordneten­
hauses in Form einer g roß enG run e­
wal d d e bat t e statt, über welche ja die 
Tageszeitungen ausführlich berichtet haben und 
die sich an den obenerwähnten Etatstitel von 
einer Million Mark anlehnte. 

Es äußerten sich, und zwar ziemlich aus­
führlich, Redner a II e r Parteien des Hauses, 
und ihnen allen war der lebhafte Wunsch nach 
Erhaltung der Wälder in der Nähe der 
großen Städte und vor allem Berlins ge-
meinsam. Dabei vertraten die k 0 n s e r-
vativen Redner und der Zen-
t rum sr e d n er zugleich ziemlich eifrig 
die Auffassung der Regierung, daß der Staat 
das hochwertige Waldgelände in der Um­
gebung der großen Städte nicht umsonst als 
große Volkswälder bestehen lassen könne, son­
dern erhebliche Geldsummen daraus gewinnen 
müsse, insbesondere um dann mit diesem Gelde 
große Aufforstungen im Lande draußen vor­
zunehmen. Zugleich aber traten diese Redner 
doch auch mehr .oder minder kräftig da­
für ein, daß die vom fiskus zum Ver­
kauf kommenden Wälder nicht etwa abge­
holzt, sondern daß sie den Gemeinden zu an­
nehmbaren Preisen überlassen und so der Be­
völkerung ihre Erholungsstätten erhalten wür­
den. Die konservativen Redner von B ra n -
den s t ein (kons.) und L ü die k e (freikons.) 
betonten ferner ausdrücklich, daß, was die Sec -
und F I u ß u f e r anlange, der freie Zugang 
zu ihnen der Bevölkerung unbedingt erhalten 
bleiben und das fiskalische Geld interesse da 
zurücktreten müsse. Der n at i on a II i b e r ale 
Redner v. B ü I 0 w , die zwei Fr eis i n n i gell 
R 0 sen 0 wund P ach n i c k e und der 
so z i a I dem 0 k rat i s c h e Redner Bor g -
man n traten, wie zu erwarten, sehr warm 



und ohne besondere Einschränkungen für die 
Erhaltung der Berliner Wälder ein. Am un­
günstigsten und verständnislosesten von allen 
Rednern äußerte sich der Zen t rum s ver­
t r e t erG ra f v. S p e e. Von verschiedenen 
Seiten wurde übrigens auch besonders die Er­
haltung des Pi c hel s wer der s betont. 

Von besonderer Wichtigkeit ist natürlich, 
was der zuständige Minister, der La nd­
und Forstwirtschaftsminister Herr 
von Ar n im, sagte. Er führte zunächst 
die bekannten Gründe der Regierung für 
die Waldverkiiufe an, daß der Staat den 
Gemeinden keine Schenkungen machen 
könne und daß es notwendig sei, auf­
zuforsten, und stellte die bisher vorgekom­
menen Verkiiufe als keineswegs besonders 
schlimm hin. Dann aber teilte er die Ab­
sichten betreffs des Grunewaldes 
mit. 12,000 Morgen davon sollten in der bis­
herigen Weise bestehen bleiben, 4000 Morgen 
dagegen sollen \'eräußert werden. Der G run e­
wal d see mit seinen Ukrn soll vollständig 
erhalten bleiben, ebenso - in folge des Antrages 
der Budgetkommission - auch der U f er­
s t r e i f e n zwischen der Chaussee Pichelsbergc 
- 'Karlsberg und der Ha\' e I, bzw. dem S t ö -
ß e n see. Ueber den Pi c hel s wer der 
äußerte sich der Minister dagegen 
nie h tim s p e z i e lI e n. 

Den A n t rag v. B r a n den s t ein, die 
Ufer der Seen und Flüsse in der Umgebung Ber­
lins bei der Veräußerung fiskalischer Grund­
stücke ganz allgemein von der Veräußerung 
auszunehmen, bezeichnete der Minister dagegen 
ausdrücklich als zu weitgehend; es bestehe in­
des durchaus die Absicht, schön gelegene Ufer­
partien und Naturschönheiten in der Berliner 
Umgegend iiberhaupt nicht an Privatleute zu 
verkaufen. Den Gemeinden solle bei Ankaut 
von fiskalischen Wäldern "wie bisher" das 
weitestgehende Entgegenkommen bewiesen 
werden. 

Die große Debatte endete mit der ein­
s tim m i gen An nah m e des eben mitge­
teilten A n t rag e sv. B ra n den s te in, nach­
dem dieser auf die Ufer der Seen und Flüsse 
zwischen Berlin und PQtsdam von dem Antrag· 
steiler eingeschränkt worden war. Ebenso 
wurde die schon weiter oben mitgeteilte Re­
solution der Budgetkommission, 
die sich speziell auf das Ufergelände südlich 
der Heerstraße bezieht, angenommen. Ein so­
zialdemokratischer An t rag Bor g man n da­
gegen, \'on der zur weiteren Verwandlung von 
Berliner Waldgelände in Bauland und zum 
Brückenbau über die Havel angeforderten 
Million die Hälfte zu streichen und SO über-
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haupt gegen die fiskalischen Waldverkäufe 
Stellung zu nehmen, wurde abgelehnt. 

Der Verlau! dieser ganzen Verhandlung 
scheint uns im großen und ganzen, soviel er 
auch noch zu wünschen übrig läßt, doch einen 
großen F 0 r t sc h r i t t des WaIdschutzgedan­
kens zu bedeuten und zu beweisen, daß die 
bisherigen Anstrengungen und daß insbesondere 
auch der Zweite Waldschutztag doch nicht um­
sonst gewesen sind. Wir erblicken diesen Fort­
schritt insbesondere darin, daß sich,grundsätzlich 
wenigstens, alle Redner des Hauses für Erhal­
tung der Wälder ausgesprochen haben, und wei­
ter in den wenigstens teil weisen Zusagen des 
Ministers. Vor allem aber freuen wir uns des 
ein s tim m i gen Beschlusses des Abgeord­
netenhauses, daß die Ufer zwischen Berlin und 
Potsdam in Zukunft unangetastet bleiben sollen 
- ein Beschluß, über den sich hinwegzusetzen 
der Forstverwaltung denn doch nicht so leicht 
werden dürfte. Als weiterer Fortschritt ist zu 
verzeichnen, daß inzwischen auch die Gemeinde­
verwaltung von C ö p e nie k von der bereits 
beschlossenen Niederlegung eines großen Teils 
der Wälder am Müggelsee vorläufig Abstand ge­
nommen hat. 

Aber freilich, irgend welcher Anlaß, zu trium­
phieren oder gar in den Anstrengungen zur Er­
haltung der Wälder nachzulassen, ist nicht ge­
geben. Die Ge fa h ren für unsere Wälder 
sind nach wie vor s ehr g roß und d r i n­
gen d. Was der Minister zugesagt hat, ist 
immer noch nicht so sehr viel im Verhältnis 
zu dem, was gefordert werden muß, und selbst 
diese Zusagen - werden sie d aue r n dein­
gehalten und wie werden sie in der praktischen 
Durchführung ausgelegt werden? Außerdem 
ist in der ganzen Verhandlung im Abgeord­
netenhaus ganz. überwiegend vom Grune­
wald und von den westlichen Waldpartien 
die Rede gewesen, nur sehr wenig 'von den 
Wäldern im Norden, Osten und Südosten, 
und doch sind diese gerad'e iür die breiten 
Massen der ärmeren Berliner BeVÖlkerung 
besonders wichtig. Endlich handelt es sich 
doch keineswegs nur um die Staats-, son­
dern auch um die privaten und die kommuna­
len Waldungen. So ergibt sich die dringende 
Notwendigkeit, statt etwa eine Pause in der 
Bewegung zum Schutze der Wälder usw. zu 
machen, diese Be weg u n gun u n te r­
b r 0 c h e n a u Ire c h t z u hai t e n, sie zu 
verstärken, zu vertiefen und immer mehr auch 
aul andere Orte als Groß-Beriin auszudehnen. 
Die öffentliche Aufmerksamkeit muß unaus­
gesetzt aul diese Dinge gerichtet bleiben und 
jeden kleinsten Vorgang hier ernsthalt be­
achten, bis mehr und mehr die richtigen An-



schauungen iJberall zum Durchbruch kommen. 
Die öffentliche Meinung muß sich aber auch 
immer mehr klar werden über den eng e n Z u­
sam m e n h a n g , der z w i s ehe n d crs t ä n­
digen Gefahr, in der die Wälder 
schweben, und unserer ganzen so verderb­
lichen Art und Weise, den künftigen s t ä d­
tischen Ansiedlungsboden rein als 
War e zu betrachten und zu behandeln, besteht. 
H je r gilt es einzugreifen! Damit erst wird 
die Axt an die Wurzel des Uebels gelegt. 

Geradezu unabweisbar aber wird jetzt die 
P f I ich t der G roß - B e r I i n erG e m e i n­
den, in viel stärkerem MaBe als bisher mit 
Wal dan k ä u f e n zwecks dauernder Erhal­
tung der Wälder vorzugehen. Die Erwartung 
ist wohl nicht zu kühn, daß der Fiskus jetzt, 
unter dem Drucke dieses Ansturms der öffent­
lichen Meinung und des Parlamentes, eher ge­
neigt sein wird, angemessene Bedingungen zu 
stellen. Dieser Augenblick darf auf keinen Fall 
versäumt und die Zahl der verpaßten Gelegen­
heiten darf nicht um eine schwerwiegende 
Nummer bereichert werden! Zunächst gilt es, 
von den 4000 Morgen des Grunewalds, die 
der Fiskus nun einmal veräußern will, so viel wie 
Irgend möglich durch Käufe der G e m ein den 
zu retten. Aber auch anderswo wird es gelten, 
jetzt zuzugreifen. Die Presse und alle Wald­
freunde müssen dieses Thema der kommuna­
len Waldkäufe jetzt andauernd in den Vorder­
grund schieben. Von der negativen Seite des 
Waldschutzes, der Verhinderung der fiska­
lischen Waldausschlachtung, muß zu der posi­
tiven Seite der Aufgabe, d. h. zu den Ankäufen 
der Gemeinden übergegangen werden. Daran 
darf auch die traurige kommunale Zersplitterung 
Groß-Berlins nicht hindern, sondern je d e e i n­
zeIne Gemeinde muß jetzt bereits 
tun, was sie irgend kann. Möglicherweise ver­
bessert sie dadurch ja auch ihre Position für 
künftige Zusammenschlußverhandlungen erheb­
lich. Im übrigen muß aber auch mit aller 
Kraft auf das Zustandekommen eines großen 
oder auch mehrer"," einzelner Z we c k ver­
b ä n dezwischen möglichst vielen Gemeinden 
Groß-Berlins zum Behufe gemeinsamer Wald­
käufe hingearbeitet werden. Sollte sich denn 
unter den vielen hervorragenden Kräften, die 
in Groß-Berlin in kommunalen Diensten stehen, 
auch nicht ein Malnn finden, der als Retter 
in der Not diese Sache in die Hand nähme? 
Endlich aber mahnt dieses brennende aktuelle 
Bedürfnis nach Gemeinsamkeit und Einheitlich­
keit des kommunalen Vorgehens in der Frage 
der Erhaltung der Wälder die Regierung und alle 
sonst beteiligten Faktoren aufs neue, doch e n d­
li c h dieser Misere der kom m u n ale n Z e r-

41 

s pli t t e run g GroB-Berlins ein Ende zu 
machen. Die öffenthche Meinung muß noch viel 
stärker als bisher in dieser Richtung drängen. 

Untet" den Faktoren, die zur Erhaltung der 
Berliner Wälder aufgerufen werden können, hat 
einer in den neuesten Wandlungen der Ange­
legenheit seine Stimme noch nicht ertönen 
lassen: das Her ren hau s. Es ha t im vorigen 
Jabre eine sehr freundliche Stellung in der 
Frage der Erhaltung des Grunewaldes einge­
nommen. Hoffen wir, daß es auch diesmal ein 
Gleiches tut und seine Fürsorge auch den an­
deren bedrohten Berliner Waldstrecken zu­
wendet, insbesondere auch dem P ich eis -
wer der, dessen Opferung ein Vandalismus 
sondergleichen wäre. 

An alle Wal d f r e und e aber ergeht die 
dringende Bitte, diesen ganzen Kampf nicht 
nur mit schließlich doch tatenloser Sympathie 
zu begleiten, sondern vielmehr tat k räf t j g 
zu u n te r s t ü tz e n. Die Kraft und Wucht 
jeder Bewegung ist schließlich, prosaisch ge­
sprochen, doch in hohem Grade davon abhän­
gig, wieviel Leute regelmäßig für die Ziele dieser 
Bewegung ein Zwei-, Drei- oder Fünfmarkstück 
übrig haben, und weiter, wie viele bereit sind, 
eventuell auch ei:n wenig Zeit und MUhe zu 
opfern. Darum heißt es, sich als Mit­
gl i e der an die Vereinigungen Imd Körper­
schaften ans chI i e ß e n, welche in diesem 
Kampfe vornean stehen! Ein Verzeichnis der 
an der Veranstaltung des letzten WaIdschutz­
tages hauptsächlich beteiligten Vereinigungen 
findet sich im Anhang. Selbstverständlich sind 
auch einmalige Geldbeiträge sehr willkommen. 

Und nun, zum Schlusse, wollen wir nicht 
vergessen, allen denen, die bisher in dem 
Kampfe um die Wälder und Naturschönheiten 
geholfen haben, zu dan k e n, herzlich zu 
danken! Unter ihnen vor allem auch der 
P res semit ihrem gewaltigen Einflusse, die 
uns treu zur Seite gestanden hat, und den A b­
ge 0 r d n e te n, die sich neben all ihren mühe­
vollen sonstigen Arbeiten an wirksamer Stelle 
auch unsrer Sache angenommen haben - aber 
auch jedem Letzten und Geringsten, der viel­
leicht in der Stille sein Scherflein geopfert 
hat. Jetzt noch nicht in ihrer ganzen Be­
deutung gewürdigt, wird die Bewegung zum 
Schutz der Wälder und Naturschönheiten der­
einst, des sind wir gewiß, anerkannt werdel1 
als ein wichtiges Stüak in der Entwicklung 
zu einer besseren und höherstehenden Kultur, 
als ein bedeutungsvolles Glied in der unabseh­
baren Kette jener Kämpfe, welche zum Ziele 
haben, den Menschen und seine körperliche, 
geistige und seelische Vervollkommnung höher 
zu stellen als alle materiellen Gewinne! 



Anhang. 

I. Die am 13. März 1909 vom preußischen 
Abgeordnetenhause einstimmig angenommene 
Res 0 I u t ion von B r a n den s t ein lautete: 

"Das Haus der Abgeordneten wolle be-
schließen: 

die Königliche Staatsregierung zu ersuchen, 
bei Veräußerungen fiskalischer Grundstücke 
zwischen Berlin und Potsdam die Ufer der 
flüsse und Seen vom Verkaufe auszu­
.chließen." 

Die am 13. März 1909 vom Plenum des 
preußischen Abgeordnetenhauses gleichfalls an­
genommene Res 0 I u t ion der B u d g e t­
kom m iss ion lautete: 

"Das Haus der Abgeordneten wolle be-
schließen: 

die Königliche Staatsregierung zu ersuchen, 
bei dem Abverkauf des südlich der Döberitzer 
Heerstraße liegenden Streifens sogenannte 
Wassergrundstücke nicht entstehen zu lassen 
und die Straße Spandau-Pichelsberge-Karls­
berg sowie einen Streifen am Seeufer dem 
öffentlichen Verkehr zu belassen." 

Das Her ren hau s nahm am 30. März 
1908 folgenden A n t rag des Her zog s zu 
T ra ehen berg an,: 

"Das Herrenhaus wolle beschließen: 
die Königliche Staatsregierung zu ersuchen, 

1. Veräußerungen von staatlichen Grund­
stücken im Grunewald nur mit Zustimmung 
sämtlicher beteiligten Ressorts und des König­
lichen Staatsministeriums vorzunehmen, sowie 

2. so bedeutende Anlagen wie die Döbe­
ritzer Heerstraße in ihrer Einnahme und Aus­
gabe im Etat ersichtlich zu machen." 

11. Die Einladung zum zweiten Berliner Wald­
schutztag am 10. januar 1909 war von den fol­
genden Organisationen ausgegangen: 

1. Ansiedlungsverein Groß.Berlin. Dr. K. v. 
Mangoldt. 

2. Berliner Waldschutzverein. Geh. Med.-Rat 
Prof. Dr. Ewald. 

3. Bund Deutscher Bodenreformer. Adolf Da­
maschke. 

4. Bureau für Sozialpolitik. Prof. Dr. E. 
Francke. 

5. Deutsche Gartenstadt - Gesellschaft. B. 
Kampffmeyer. 

O. Landesgruppe Brandenburg des Bundes 
Heimaischutz. Prof. Wetekamp. 

7. Zentralkommission der Krankenkassen Ber­
lins und der Vororte. Simanowski. 

Dieser Einladung schlossen sich sodann die 
folgenden Vereinigungen usw. an: 

8. Ausschuß der Berliner Turngaue. 

9. Ausschuß der wissenschaftlichen und ge­
meinnützigen Vereine zur Erhaltung der 
Grunewald-Moore. Dr. Fedde. 

10. Dr. jur. et med. von Strauß und Torney, 
Senatspräsident, Wirklicher Geheimer Ober­
regierungsrat, Vorsitzender des Berliner 
Zentral-Verbandes zur Bekämpfung des Al­
koholismus. 

11. Realschuldirektor Professor Dr. johannes­
son, Vorsitzender der Berliner Gymnasial­
lehrer·Gesellschaft. 

12. Berliner Gymnasiallehrer-Verein. Professor 
Dr. Meltmann, Direktor. 

13. Berliner Lehrerverein. G. Herter. 

14. Brandenburgischer Distrikt des Internatio­
nalen Guttempler-Ordens. 

15. Bund der Vereine für naturgemä ße Lebens­
und Heilweise. (Naturheilkunde.) C. Braun. 

16. Deutsche Zentrale für jugendfürsorge (E. 
V.). D. Frhr. von Soden. 

17. Deutscher Verein für Volkshygiene, Orts­
gruppe Berlin, (E. V.). Sanitätsrat Dr. Beer­
wald. 

18. Deutscher Verein gegen den Mißbrauch gei­
stiger Getränke. Generalsekretär j. Gonser. 

19. Gesellschaft für soziale Reform, Ortsgruppe 
Berlin. Geheimer Regierungsrat Dr. Flügge. 



20. Jakob-Plaut-Stiftung Berlin. Amtsgerichts­
rat Dr. Liepmann. 

21. Kartell der Christlichen Gewerkschaften 
Berlins und Umgegend. Josef Becker. 

22. Mieterbund Groß-Berlin. Professor Olto 
Spruth. 

23. Ortsgruppe Groß-Berlin des Vereins zur 
Förderung des mathematischen und natur­
wissenschaftlichen Unterrichts. Dr. Fedde. 

24. Verband der Deutschen Gewerkvereine 
(H. 0.). 

25. Verbündete Frauenvereine Groß-Berliß, 
Frau Minna Cauer. 
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26. Verein der Vororte Berlins zur Wahrung 
gemeinsamer Interessen. Franz Freise, Wil­

helmshagen, I. Vorsitzender. Paul Kunzen­
dort, Zehlendorf, 11. Vorsitzender. Dr. Over, 
Stadtrat, Potsdam, III. Vorsitzender. 

27. Verein für die Geschichte Berlins. 0... Bc­
Tinguier. 

28. Verband Deutscher Handlungsgehilfen zu 
Leipzig, Kreisverein Berlin. Oswald Leffler. 

29. Architekten-Verein zu Berlin. Stübben. 
30. Verein der Schöneberger Lehrerinnen. 

Schäfer. 
31. VolksschnllehreriIlnen in Gr.-Lichterfclde. 
32. Bund der techn., industr. Beamten. Lüde­

mann. 




